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I.  Einführung 

Ziel dieser Studie ist die Aufarbeitung und Untersuchung der Organisation von Ausgleichsflächen, 

die nach UVP-Recht bzw Naturschutzrecht zur Realisierung von Projekten (vor allem für er- 

neuerbare Energie) notwendig sind. 

 

Der Fokus der Betrachtung liegt insb auf dem erstmals in das UVP-Gesetz eingefügte Instrument 

der „Flächenpools“, die nach ausdrücklichem Willen der Gesetzgebung landesrechtlicher Vor- 

gaben bedürfen. 

 

Zwar existieren diesbezügliche landesrechtliche Vorschriften in Oberösterreich (Oö NSchG1 

und Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung2). Es fehlen aber entscheidende Vorgaben für 

− die Organisation von Ankauf und Verwaltung (wer und wie); 

− geeignete Rechtsformen zur Abwicklung von Flächenankauf, Flächenverwaltung und Flächen- 

abruf; 

− die Finanzierung (wer und wie); 

− den Schutzstatus (Erhaltung des status quo/Verbesserungspflicht, wer und wie). 

 

Dabei soll Modellen, die ohne neue gesetzliche Rahmenbedingungen auskommenden, der Vorzug 

eingeräumt werden. 

 

 

 

  

                                                
1 Landesgesetz über die Erhaltung und Pflege der Natur (Oö Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001 – Oö NSchG 
2001), LGBl 2001/129 (StF) idF LGBl 2024/62. 
2 Verordnung der Oö Landesregierung, mit der Richtlinien für die Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen erlassen 
werden (Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung), LGBl 2017/58 (StF). 
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II.  Gesetzliche Vorgaben – EU-Ebene 

A.  FFH-/VSch-Richtlinie 

1.  Vorgaben und Absichten in Bezug auf den Biodiversitätsschutz – Natura 2000 

Art 6 Abs 3 und 4 FFH-RL regeln die sog Naturverträglichkeitsprüfung (NVP)3 wie folgt: 

„(3) Pläne oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in Verbindung stehen 

oder hierfür nicht notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch einzeln oder in Zusammenwirkung 

mit anderen Plänen und Projekten erheblich beeinträchtigen könnten, erfordern eine Prüfung auf 

Verträglichkeit mit den für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen. Unter Berücksichtigung der 

Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung und vorbehaltlich des Absatzes 4 stimmen die zuständigen 

einzelstaatlichen Behörden dem Plan bzw. Projekt nur zu, wenn sie festgestellt haben, daß das 

Gebiet als solches nicht beeinträchtigt wird, und nachdem sie gegebenenfalls die Öffentlichkeit 

angehört haben. 

(4) Ist trotz negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung aus zwingenden Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art ein 

Plan oder Projekt durchzuführen und ist eine Alternativlösung nicht vorhanden, so ergreift der 

Mitgliedstaat alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen, um sicherzustellen, daß die globale 

Kohärenz von Natura 2000 geschützt4 ist. Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über die 

von ihm ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen. 

Ist das betreffende Gebiet ein Gebiet, das einen prioritären natürlichen Lebensraumtyp und/oder 

eine prioritäre Art einschließt, so können nur Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit 

des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maßgeblichen günstigen 

Auswirkungen für die Umwelt oder, nach Stellungnahme der Kommission, andere zwingende 

Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses geltend gemacht werden.“ 

 

In Umsetzung dessen normiert § 24 Oö Naturschutzgesetz betreffend Europaschutzgebiete 

Folgendes: „(3) Maßnahmen, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Maßnahmen zu 

einer wesentlichen Beeinträchtigung des Schutzzwecks eines Europaschutzgebiets oder eines 

Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinn des Art 4 Abs 2 UAbs 3 der FFH-Richtlinie führen 

können, bedürfen vor ihrer Ausführung der Bewilligung der Landesregierung 

(Naturverträglichkeitsprüfung). 

[...] 

(6) Bei der Erteilung von Ausnahmebewilligungen nach Abs 3 sind jedenfalls die notwendigen 

Ausgleichsmaßnahmen im Sinn des Art 6 Abs 4 der FFH-Richtlinie vorzuschreiben.5“ 

  

                                                
3 Siehe dazu ausführlich E. Wagner/D. Ecker, Naturverträglichkeitsprüfung – Systematische Aufarbeitung der Prüfung 
nach Art 6 der FFH-RL (2019). 
4 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
5 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
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a) EU-Biodiversitätsstrategie 2030 

Die EU-Biodiversitätsstrategie 20306 bekennt sich zentral und als Sukkus zu folgenden Ver- 

pflichtungen bis 2030: 

1.  Gesetzlicher Schutz von mind 30 % der Landfläche und 30 % der Meeresgebiete der EU und 

Integration ökologischer Korridore7 als Teil eines echten transeuropäischen Naturschutznetzes; 

2.  strenger Schutz von mind einem Drittel der Schutzgebiete der EU, einschließlich aller 

verbleibenden Primär- und Urwälder der EU; 

3.  wirksame Bewirtschaftung aller Schutzgebiete, Festlegung klarer Erhaltungsziele und 

-maßnahmen sowie angemessene Überwachung dieser Gebiete. 

 

Die Mitgliedstaaten sollen bis 2030 erhebliche Fortschritte bei der gesetzlichen Ausweisung 

neuer Schutzgebiete und der Integration ökologischer Korridore nachweisen. Dadurch kommt es 

zur steigenden Bedeutung von Ausgleichsflächen. 

 

 

b) EU-Waldstrategie 2030 

Die EU-Waldstrategie 20308 ist im EU-Green Deal9 und der EU-Biodiversitätsstrategie 2030 (siehe 

oben a)) verankert. Hintergrund ist, dass nachhaltige Wälder zum Erreichen der Biodiversitätsziele 

und der Klimaneutralität beitragen. Die Holzversorgung soll mit den Klimazielen der EU für 2030 und 

2050 sowie den Biodiversitätszielen vereinbar sein. Dazu braucht es 

− die Entwicklung einer nachhaltigen, waldbasierten Bioökonomie (Stichwörter: Kaskaden- 

nutzung, Bioenergie, Ökotourismus); 

− Schutz und Wiederaufforstung der Wälder zur Bekämpfung des Klimawandels und der 

Umkehr des Verlusts biologischer Vielfalt; 

− die Gewährleistung widerstandsfähiger und multifunktionaler Waldökosysteme. 

 

Zur Verbesserung der Widerstandsfähigkeit und Anpassung von Wäldern ist es notwendig, die 

biologische Vielfalt in Wäldern verstärkt zu schützen und wiederherzustellen und biodiversitäts- 

freundliche Waldbewirtschaftungsmethoden einzuführen (biodiversitätsfreundliche Aufforstung 

und Wiederaufforstung). Zudem bedarf es des Schutzes der letzten verbleibenden Primär- und 

Altwälder in der EU (ca 3 % der Waldfläche).  

                                                
6 Europäische Kommission, Mitteilung vom 20.5.2020 an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 – Mehr Raum für 
die Natur in unserem Leben, KOM(2020) 380 endg. 
7 Siehe dazu ausführlich E. Wagner/D. Ecker, Wanderkorridore – Eine rechtliche Analyse (2022). 
8 Europäische Kommission, Mitteilung vom 16.7.2021 an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Neue EU-Waldstrategie für 2030, KOM(2021) 572 
endg. 
9 Europäische Kommission, Mitteilung vom 11.12.2019 an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Der europäische Grüne Deal, KOM(2019) 640 endg. 



 

 

09. April 2025  Seite 9 von 100 

Nach der EU-Biodiversitätsstrategie 2030 sollen 30 % der Landfläche der EU im Rahmen einer 

effektiven Bewirtschaftungsregel geschützt werden, wovon 10 % der Landfläche streng geschützt 

werden soll. Alle Primär- und Altwälder müssen streng geschützt werden. Sie fordert die Wiederauf- 

forstung von artenreichen Wäldern (3 Mio Bäume bis 2030), naturnahe Waldbewirtschaftungs- 

verfahren und freiwillige Zertifizierungssysteme, Waldüberwachungspläne und eine strategische 

Forstplanung (Waldbewirtschaftungspläne) in allen Mitgliedstaaten. 

 

 

c) Zusammenschau/Zwischenfazit 

Die Überwindung des Spagats zwischen EE-Ausbau und Biodiversität durch geeignete 

Ausgleichsmaßnahmen bleibt in der Kompetenz der Mitgliedstaaten. 

 

Die Verpflichtung zur Etablierung von Ausgleichsflächen ergibt sich wie folgt aus der 

EU-Beschleunigungs-Verordnung10: 

− In Natura 2000-Gebieten besteht nach wie vor die Notwendigkeit von Habitat- und Artenschutz- 

ausgleichsmaßnahmen nach EU-Regeln. Häufigere Eingriffe in Natura 2000-Gebiete sind 

prognostizierbar. 

− In „go-to“-Gebieten geht es um Minderungsmaßnahmen iZm dem Artenschutz nach der 

FFH- bzw VSch-RL (siehe dazu sogleich). 

− Ausgleichsmaßnahmen können auch im Rahmen der strategischen Umweltprüfung (SUP) iSd 

SUP-RL11 im Umweltbericht enthalten, so Teil der Umweltprüfung und daher Bestandteil des 

Plans sein. 

 

 

2.  Vorgaben für Ausgleichsflächen – Leitfaden Gebietsmanagement KOM(2018) 7621 endg 

a) Bedeutung 

Entscheidende Vorgaben für Ausgleichsflächen finden sich im Leitfaden „Gebietsmanagement“12 

der EU-Kommission: 

 

Demnach sollen negative Auswirkungen so ausgeglichen werden, dass die globale ökologische 

Kohärenz von Natura 200013 erhalten bleibt. Bsp.: Durch eine Hafenerweiterung kommt es zur 

Zerstörung eines Vogelrastplatzes. Ausgleichsmaßnahme ist die Neuanlage eines Hochwasser- 

                                                
10 Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22.12.2022 zur Festlegung eines Rahmens für einen beschleunigten 
Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien, ABl L 335 vom 29.12.2022, 36-44. 
11 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl L 197 vom 21.7.2001, 30-37. 
12 Europäische Kommission, Natura 2000 – Gebietsmanagement, Die Vorgaben des Artikels 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG, KOM(2021) 7301 endg; nachfolgend Leitfaden „Gebietsmanagement“. 
13 Siehe dazu ausführlich E. Wagner/D. Ecker, Wanderkorridore 51 ff. 
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rastplatzes sowie die Wiederherstellung von Schilf und Feuchtwiesen durch wasserbauliche 

Maßnahmen. 

 

Ausgleichsmaßnahmen können nicht als Mittel herangezogen werden, um bei der Verwirklichung 

von Plänen oder Projekten die Umgehung der NVP zu ermöglichen. Sie sind von 

Abschwächungsmaßnahmen – die iZm Art 6 Abs 3 FFH-RL eingriffsmindernd wirken – bzw 

Erhaltungsmaßnahmen nach Art 6 Abs 1 FFH-RL strikt zu trennen und sollen zusätzlich zu 

Maßnahmen ergriffen werden, die nach der FFH-RL bzw VSch-RL vorgeschrieben sind (wie etwa 

Erhaltungsmaßnahmen). Ausgleichsmaßnahmen stellen das letzte Mittel dar (keine Alternativ- 

lösungen möglich). 

 

Der Ausgleich soll bereits vor Projektdurchführung vorhanden sein. Es müssen größte Anstren- 

gungen unternommen werden, ansonsten ist ein Ausgleich für zwischenzeitliche Verluste zwingend. 

Ausgleichsmaßnahmen müssen immer ökologischer Natur sein, demnach sind Zahlungen an 

Einzelpersonen oder Einzahlungen in spezielle Fonds keine geeigneten Maßnahmen. 

 

Die FFH-RL selbst unterstellt, dass das „ursprüngliche“ Netz kohärent ist, demnach müssen 

Ausgleichsmaßnahmen die Kohärenzstörung korrigieren. 

 

 

b) Ausgleich muss der globalen Kohärenz Rechnung tragen 

Art 3 Abs 1 UAbs 1 FFH-RL lautet: „Es wird ein kohärentes europäisches ökologisches Netz 

besonderer Schutzgebiete mit der Bezeichnung ‚Natura 2000‘ errichtet. Dieses Netz besteht aus 

Gebieten, die die natürlichen Lebensraumtypen des Anhangs I sowie die Habitate der Arten des 

Anhang II umfassen, und muß den Fortbestand oder gegebenenfalls die Wiederherstellung eines 

günstigen Erhaltungszustandes dieser natürlichen Lebensraumtypen und Habitate der Arten in 

ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet gewährleisten.“ 

 

Art 10 FFH-RL normiert: „Die Mitgliedstaaten werden sich dort, wo sie dies im Rahmen ihrer 

Landnutzungs- und Entwicklungspolitik, insbesondere zur Verbesserung der ökologischen Kohärenz 

von Natura 2000, für erforderlich halten, bemühen, die Pflege von Landschaftselementen, die von 

ausschlaggebender Bedeutung für wildlebende Tiere und Pflanzen sind, zu fördern. 

Hierbei handelt es sich um Landschaftselemente, die aufgrund ihrer linearen, fortlaufenden Struktur 

(z. B. Flüsse mit ihren Ufern oder herkömmlichen Feldrainen) oder ihrer Vernetzungsfunktion (z. B. 

Teiche oder Gehölze) für die Wanderung, die geographische Verbreitung und den genetischen 

Austausch wildlebender Arten wesentlich sind.“ 
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Die Entfernung zwischen dem ursprünglichen Gebiet und dem Standort für die Ausgleichs- 

maßnahme stellt nicht zwangsläufig ein Hindernis dar. 

 

 

c) Anforderungen 

Ausgleichsmaßnahmen müssen die für das jeweilige Gebiet festgelegten Erhaltungsziele 

berücksichtigen, hinsichtlich der Zahl und des Zustands der durch den Plan bzw das Projekt 

beeinträchtigten Lebensräume und Arten vergleichbar sein sowie die Funktion des betreffenden 

Gebiets in Bezug auf die Verteilung der beeinträchtigten Lebensräume und Arten substituieren. Die 

Ausweisung von Ausgleichsflächen ohne begleitende Bewirtschaftungsmaßnahmen ist nicht aus- 

reichend! 

 

Beispiele für einen Ausgleich 

− Neuanlage eines Lebensraums in einem neuen oder erweiterten Gebiet der „in das 

Natura 2000-Gebiet einzugliedern ist“; 

− Verbesserung des Lebensraums in vorhandenem Gebiet; 

− Vorschlag eines neuen Gebiets mit hinreichender Qualität zum Schutzgebiet. 

 

In Hinblick auf die VSch-RL ist globale Kohärenz wie folgt sichergestellt: Die Ausgleichsmaßnahme 

erfüllt die Funktionen, die ursprünglich zur Einstufung des Gebiets nach Art 4 Abs 1 und Abs 2 

VSch-RL geführt haben bzw entlang der betreffenden Zugroute der Vögel die gleiche Funktion wie 

das betroffene Gebiet und die Ausgleichsgebiete sind mit Sicherheit für die Vögel zugänglich, die 

sich gewöhnlich in den durch das Projekt beeinträchtigtem Gebiet aufhalten. 

 

Nach Ansicht der EU-Kommission muss eine Ausgleichsmaßnahme für Eingriffe in ein Gebiet, 

das als Rastplatz für Zugvögel dient, an der Zugroute liegen. 

 

Zu den Aspekten des Ausgleichs zählen neben den obengenannten naturwissenschaftlichen 

Anforderungen: 

− enge Koordination zwischen Behörden und Projektant:innen; 

− technische, rechtliche und finanzielle Realisierbarkeit; 

− Standort und Rechte; 

− Zeitplan für die Umsetzung; 

− Information der Öffentlichkeit. 

 

Entscheidend ist auch die zeitliche Abstimmung. Das Gebiet darf nicht irreversibel beeinträchtigt 

werden, bevor ein geeigneter Ausgleich zur Verfügung steht, also es darf zu keinen Populations- 



 

 

09. April 2025  Seite 12 von 100 

verlusten auf dem Gebiet nach Anh II FFH-RL führen. Somit ist die Sicherstellung eines temporären 

Schutzes gefordert, auch wenn der Status eines Gebiets mit Bedeutung für die Gemeinschaft bzw 

der Status eines besonderen Schutzgebiets erst später erteilt wird. Die Kosten für die 

Ausgleichsmaßnahme sind gem dem Verursacherprinzip anzulasten. Erforderlich ist auch die 

Unterrichtung der EU-Kommission von der Ausgleichsmaßnahme in einem Zeitpunkt, in dem sie 

hinsichtlich der Erfüllung der Anforderungen noch eingreifen kann, also bevor die Ausgleichs- 

maßnahmen umgesetzt werden (siehe Formblatt im Anh des Leitfadens). 

 

Maßnahmen müssen auf wissenschaftlichen Kriterien beruhen. Sofern deren Erfolg nicht 

hinreichend gewährleistet ist, können sie nicht als Ausgleichsmaßnahme dienen. Der zu erwartende 

Erfolg des Ausgleichs sollte in die endgültige Entscheidung bzw Genehmigung einfließen. Das 

Ausgleichsprogramm muss eine umfassende Überwachung der Umsetzung der Maßnahmen 

vorsehen (Entwicklung von Überwachungsprogrammen). Der Umfang der Ausgleichsmaßnahme 

steht in direktem Zusammenhang mit der Anzahl und der Qualität der möglicherweise beein- 

trächtigten Elemente des betreffenden Gebiets (Ausgleichsverhältnis 1:1). Ort der Durchführung ist 

grundsätzlich jener, in dem hinsichtlich der Bewahrung der globalen Kohärenz die größte 

Wirksamkeit erreicht wird. Dies möglichst in der Nähe des Eingriffsgebiets. 

 

IZm prioritären Gebieten bzw prioritären Arten ist zu beachten, dass Art 3 Abs 1 EU-

Beschleunigungs-VO auch die öffentlichen Interessen der Gesundheit des Menschen und der 

öffentlichen Sicherheit substituiert. 

 

 

d) Vertragsverletzungsverfahren 

Auch das Mahnschreiben der EU-Kommission an die Republik Österreich nimmt ua inhaltlich Bezug 

auf Ausgleichsflächen in Natura 2000-Gebieten. Die österr Rechtslage regle die Frage, welche 

Erhaltungsziele dort gelten und wie diese festgelegt werden, nicht näher. Unklar sei auch, wie das 

Ausweisungsverfahren für Ausgleichsflächen funktioniere. Für Ausgleichsflächen fehlt es an 

„perpetuierten“ bzw neuen Erhaltungszielen, nämlich die Festlegung des zu erreichenden Zustands 

von Arten und Lebensraumtypen in einem bestimmten Gebiet. Die Neuanlage ist in das Netz 

Natura 2000 einzugliedern. Die Ziele müssen gebietsbezogen, umfassend und messbar sein. 

 

Conclusio: Mit diesen zentralen Kritikpunkten trifft die Kommission uE ins „Schwarze“. 
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B.  RED III-Richtlinie – Vorgaben für den Ausbau von EE-Anlagen 

Ziel der Richtlinie (EU) 2023/241314 (RED III-Richtlinie) ist die Steigerung von erneuerbarer 

Energie von bisher 32,5 % auf 45 %. Die mit der EU-Beschleunigungs-VO (siehe oben A.1.c)) 

beschlossenen Beschleunigungsverfahren werden verstetigt: EE-Ausbau und Netzausbau liegen im 

überragenden öffentlichen Interesse. Es bedarf einer Kartierung jener Bereiche, die für EE erfor- 

derlich sind (Öffentlichkeitsbeteiligung gem Art 12 SUP-RL15 bei der Planerstellung). Die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) soll in ausgewiesenen „go-to“-Gebieten gänzlich entfallen 

können (Art 15c leg cit). Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energien werden anhand von 

Plänen sichergestellt (Erstellung binnen 27 Monaten nach Inkrafttreten). 

 

 

1.  Ausweisungskriterien für Beschleunigungsgebiete für EE 

Nach Art 15c RED III-Richtlinie besteht Vorrang für künstliche und bebaute Flächen, zB Dächer, 

Fassaden, Verkehrsinfrastruktur, Parkplätze, Bergwerke und Stauseen. Natura 2000-Gebiete dürfen 

nicht als „go-to“-Gebiete für EE-Anlagen ausgewiesen werden, mit Ausnahme der Errichtung auf 

künstlichen und bebauten Flächen in diesen Gebieten wie zB Dächer, Verkehrsinfrastruktur, 

Parkplätze. 

 

Voraussetzung ist, dass die Pläne für das „go-to“-Gebiet einer strategischen Umweltprüfung (SUP) 

nach SUP-Richtlinie16 und einer Naturverträglichkeitsprüfung (NVP) nach FFH-RL unterzogen 

wurden. 

 

Es sind alle Datensätze für die Entwicklung der Kohärenz von Natura 200017, der Wildtierempfind- 

lichkeit und geschützter Arten bzw Vögel heranzuziehen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass für 

Beschleunigungsgebiete geeignete Regeln einschließlich wirksamer Minderungsmaßnahmen 

in Hinblick auf die Einhaltung der Verpflichtungen gem Art 6 Abs 2 und Art 12 Abs 1 FFH-RL, Art 5 

VSch-RL und Art 4 Abs 1 lit a Z i und ii WRRL festgelegt werden (Verschlechterungsverbot, guter 

Zustand, gutes ökologisches Potential). Diese Regeln sind auf die Besonderheiten jedes Be- 

schleunigungsgebiets auszurichten. Die Einhaltung der Regeln und die Durchführung geeigneter 

Minderungsmaßnahmen führen unbeschadet des nachfolgenden Screenings in der Genehmi- 

gungsphase zur Vermutung, dass die Projekte nicht gegen diese Bestimmungen verstoßen.  

                                                
14 Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates, ABl L 2413 vom 
31.10.2023, 1-77. 
15 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl L 197 vom 21.7.2001, 30-37. 
16 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.6.2001 über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl L 197 vom 21.7.2001, 30-37. 
17 Siehe dazu ausführlich E. Wagner/D. Ecker, Wanderkorridore 51 ff. 
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Es besteht die Möglichkeit der Durchführung von Pilotprojekten hinsichtlich Minderungsmaßnahmen 

in Bezug auf FFH- und VSch-RL. Es ist zu beachten, dass bestimmte Gebiete, die bereits als für 

den beschleunigten Einsatz einer oder mehrerer Technologien für erneuerbare Energie geeignete 

Gebiete ausgewiesen wurden, binnen sechs Monaten zu Beschleunigungsgebieten erklärt 

werden können. Bedingungen sind, dass eine SUP durchgeführt wurde bzw außerhalb von 

Natura 2000 geeignete und verhältnismäßige Vorschriften zur Bewältigung von Umweltauswir- 

kungen bestehen (bis 21.5.2024, vgl Art 15c Abs 4 leg cit). 

 

 

2.  Überragendes öffentliches Interesse 

Bis zum Erreichen der Klimaneutralität stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens die Planung, der Bau und der Betrieb von EE-Anlagen, das Netz sowie 

Speicheranlagen bei der Abwägung der Rechtsgüter im Einzelfall iSd Art 6 Abs 4 und Art 16 Abs 1 

lit c FFH-RL, Art 4 Abs 7 WRRL und Art 9 Abs 1 lit a VSch-RL als im überwiegend öffentlichen 

Interesse liegend und der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienend angenommen werden 

(sog widerlegliche Vermutung lt Erwägungsgrund 44: „es sei denn, es liegen eindeutige Beweise 

dafür vor, dass diese Projekte erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, die nicht gemildert 

oder ausgeglichen werden können oder die Mitgliedstaaten beschließen, diese Annahme unter 

hinreichend begründeten und besonderen Umständen, wie etwa der Landesverteidigung, 

einzuschränken“). Die Mitgliedstaaten können unter hinreichend begründeten und besonderen 

Umständen die Anwendung dieser Bestimmung auf Teile ihres Hoheitsgebiets sowie auf bestimmte 

Arten von Technologien oder auf Projekte mit bestimmten technischen Merkmalen in Einklang mit 

ihren integrierten Energie- und Klimaplänen (NEKP) beschränken. 

 

 

3.  Genehmigungsverfahren 

Art 16 RED III-Richtlinie ermöglicht einen sog One-stop-shop (alle Genehmigungen samt UVP) für 

den Bau bzw die Renovierung von EE-Anlagen einschließlich Speicheranlagen, Wärmepumpen, 

Strom- und Wärmeerzeugungsanlagen sowie Anlagen, die für den Anschluss an das Netz und für 

die Einbindung von EE in Wärme- und Kältenetze erforderlich sind. Rechtsbehelfe müssen dem 

schnellstmöglichen Verwaltungs- und Gerichtsverfahren unterliegen. Das Genehmigungsver- 

fahren in Beschleunigungsgebieten darf nicht mehr als ein Jahr bzw – bei Repowering von 

Anlagen und bei Anlagen von weniger als 15 kW – sechs Monate überschreiten. 

 

Es bestehen Unterschiede zwischen Genehmigungsverfahren in Beschleunigungsgebieten und 

Genehmigungsverfahren außerhalb von Beschleunigungsgebieten: 
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Genehmigungsverfahren in Beschleunigungsgebieten (Art 16a leg cit) 

Für die Mitgliedstaaten obligatorisch ist der Entfall der 

− UVP nach Art 4 Abs 2 und Anh II Z 3 lit a, b, d, h und i; Z 6 lit c allein oder iVm Z 13 UVP-RL 

und 

− NVP nach Art 6 Abs 3 FFH-RL. Es müssen die Regeln für Minderungsmaßnahmen in 

Beschleunigungsgebieten in Hinblick auf die Einhaltung der Verpflichtungen gem Art 6 Abs 2 

und Art 12 Abs 1 FFH-RL, Art 5 VSch-RL, Art 4 Abs 1 lit a subli i WRRL ergriffen werden. 

 

Erforderlich ist ein Screening der Projekte, ob angesichts der Umweltempfindlichkeit des Gebiets, 

in dem sich das Projekt befindet, erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auftreten, 

die in der NVP bzw SUP in Hinblick auf die Ausweisung des Beschleunigungsgebiets nicht 

festgestellt wurden (Zweck: Vermeidung von Mehrfachprüfung). Nach dem Screening werden die 

Anträge unter Umweltgesichtspunkten genehmigt, ohne dass eine ausdrückliche Entscheidung der 

Behörde erforderlich ist. Außer die zuständige Behörde hat eine ordnungsgemäß begründete und 

auf eindeutige Beweise gestützte Entscheidung zu treffen, wonach ein Projekt angesichts der 

Umweltempfindlichkeit des Gebiets mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche unvorhergesehene 

nachteilige Auswirkungen hat, die nicht durch Maßnahmen abgemildert werden können, 

die in Plänen zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten festgelegt sind oder von Projekt- 

träger:innen vorgeschlagen werden. In diesem Fall ist eine UVP bzw NVP durchzuführen. 

 

 

Genehmigungsverfahren außerhalb Beschleunigungsgebieten (Art 16b leg cit) 

Ein Genehmigungsverfahren außerhalb von Beschleunigungsgebieten darf nicht länger als zwei 

Jahre bzw bei Repoweringprojekten und Anlagen mit elektrischer Leistung > 150 kW ein Jahr 

dauern. Die UVP wird in einem einzigen Genehmigungsverfahren durchgeführt. Wurden bei den 

spezifischen Projekten Ausgleichsmaßnahmen ergriffen, so gilt die Tötung oder Störung gem Art 1 

FFH-RL und Art 5 VSch-RL nicht als vorsätzlich. Es besteht eine Zulässigkeit der Erprobung 

neuartiger Minderungsmaßnahmen hinsichtlich der Tötung oder Störung anhand von Pilotprojekten 

für einen begrenzten Zeitraum. 

 

 

4.  Bereiche für Netz und Speicherinfrastruktur, die für die Integration erneuerbaren 

Energien in das Stromsystem erforderlich sind 

Die Mitgliedstaaten können Pläne zur Ausweisung spezieller Infrastrukturbereiche annehmen, wenn 

von diesen Entwicklungen keine erhebliche Umweltauswirkung zu erwarten sind oder diese 

Auswirkungen angemessen abgemildert oder – falls dies nicht möglich ist – kompensiert werden 

können.  
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Ein Netzprojekt muss Natura 2000-Gebiete meiden, außer es gibt keine verhältnismäßigen 

Alternativen, wobei die Ziele des Gebiets zu berücksichtigen sind. Auch ein EE-Speicherprojekt 

muss Natura 2000-Gebiete meiden. 

 

Erforderlich ist, dass Pläne für Netz- und Speicherinfrastruktur einer SUP und NVP unterzogen 

wurden. Es bedarf der Festlegung geeigneter Regeln, einschließlich verhältnismäßiger Abhilfe- 

maßnahmen, um potentielle negative Auswirkungen auf die Umwelt zu vermeiden oder – falls dies 

nicht möglich ist – erheblich zu verringern. 

 

 

5.  Projekte für Netz und Speicherinfrastruktur 

Ein Entfall von UVP und NVP ist möglich: Die Mitgliedstaaten können in begründeten Fällen bzw 

wenn dies für die Integration von EE in das Elektrizitätssystem notwendig ist, Netz- und 

Speicherprojekte von der UVP und NVP sowie von der Prüfung ihrer Auswirkungen auf den 

Artenschutz (Art 12 Abs 1 FFH-RL bzw Art 5 VSch-RL) ausnehmen, sofern das Projekt im speziellen 

Infrastrukturgebiet liegt. 

 

Bei Projekten ohne UVP bedarf es eines Screeningverfahrens anhand Daten der SUP zur 

Ermittlung von Umweltauswirkungen, die in der SUP nicht festgestellt wurden. Das Screening 

beschränkt sich auf die Auswirkungen, die aus der Änderung oder Erweiterung im Vergleich zur 

ursprünglichen Netzinfrastruktur auftreten. Bei mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden 

Umweltauswirkungen müssen geeignete und verhältnismäßige Ausgleichsmaßnahmen ergriffen 

werden, um den Auswirkungen zu begegnen. Stehen diese Auswirkungen nicht zur Verfügungen, 

stellt die Behörde sicher, dass von Betreiber:innenseite eine finanzielle Entschädigung für 

Artenschutzprogramme erfolgt. 

 

 

 

C.  EU-Wiederherstellungs-Verordnung 

Ziel der Verordnung (EU) 2024/199118 (EU-Wiederherstellungs-VO) ist die Wiederherstellung der 

Natur, wobei insb Art 4 (Wiederherstellung von Land-, Küsten- und Süßwasserökosystemen), Art 6 

(Energie aus erneuerbaren Quellen) und Art 14 leg cit (Erstellung der nationalen Wiederherstellungs- 

pläne) interessieren. 

 

 

                                                
18 Verordnung (EU) 2024/1991 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.6.2024 über die Wiederherstellung 
der Natur und zur Änderung der Verordnung (EU) 2022/869, ABl L 1991 vom 29.7.2024, 1-93. 
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1.  Art 4 – Wiederherstellung von Land-, Küsten- und Süßwasserökosystemen 

Bis 2030 bedarf es der Erstellung nationaler Wiederherstellungspläne zum Zweck der Wieder- 

herstellung von 30 % der Gesamtflächen aller in Anh I aufgeführten Lebensraumtypen, die sich 

nicht in gutem Zustand befinden (Art 4 Abs 1 lit a EU-Wiederherstellungs-VO). Dabei handelt es 

sich um Land-, Küsten- und Süßwasserlebensraumtypen des Anh I der FFH-RL, wobei eine 

Zusammenfassung in 6 Gruppen dieser Lebensraumtypen erfolgt: 

1. Feuchtgebiete (Küsten und Binnenland); 

2. Grünland und sonstige Weidelebensräume; 

3. Flüsse, Seen, Auen und Uferlebensräume; 

4. Wälder; 

5. Steppen, Heiden und Buschflächen; 

6. felsige Lebensräume und Dünen. 

 

Ziel ist das Erreichen der günstigen Gesamtfläche für jede in Anh I aufgeführte Fläche eines 

Lebensraumtyps. Der Begriff der günstigen Gesamtfläche (Art 3 Z 8 EU-Wiederherstellungs-VO) 

ist definiert als gesamte Fläche eines Lebensraumtyps in der biographischen Region, die als 

erforderliches Mindestmaß anzusehen ist, um den langfristigen Fortbestand des Lebensraumtyps 

und seiner charakteristischen Arten oder seiner charakteristischen Artenzusammensetzung sowie 

aller bedeutenden ökologischen Variationen dieses Lebensraumtyps in seinem natürlichen 

Verbreitungsgebiet zu gewährleisten. Die günstige Gesamtfläche setzt sich zusammen aus den 

derzeitigen Flächen des Lebensraumtyps und den zu etablierenden Flächen. 

 

Nach Art 4 Abs 1 EU-Wiederherstellungs-VO hat die Erstellung nationaler Wiederherstellungspläne 

mit dem Ziel der Wiederherstellung auf 60 % bis 2040 und mind 90 % bis 2050 auf allen Flächen 

jeder der in Anh I aufgeführten Gruppe von Lebensraumtypen, die sich nicht in gutem Zustand 

befinden (Art 4 Abs 1 lit b leg cit), zu erfolgen. Bis 2030 haben Wiederherstellungsmaßnahmen auf 

Flächen, die sich in Natura 2000-Gebieten befinden, Vorrang. 

 

 

Art 4 Abs 2 und 3 EU-Wiederherstellungs-VO beinhalten flexible Ausnahmeregelungen von den 

Prozentsätzen des Abs 1 leg cit. Diese machen aber nur dann Sinn, wenn sie langfristig mit dem 

Ziel konform gehen und von diesem nicht wegführen: So sollte dies auch in Zukunft interpretiert 

werden! Ausnahmen von den Zielen gem Art 4 Abs 1 lit a und b leg cit sind bei sehr häufig 

vorkommenden Lebensraumtypen, die mehr als 3 % des europäischen Hoheitsgebiets ausmachen, 

möglich. Dabei kommt es zu einer Herausrechnung aus der Gruppe und neuen Prozentsätzen 

(bezogen auf Lebensraumtyp): 

− bis 2030 mind 26 % (1/3 von 80 %), 
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− bis 2040 mind 53 % (2/3 von 80 %) und 

− bis 2050 mind 80 %. 

 

Für die verbleibenden (nicht von der Ausnahme betroffenen) Lebensraumtypen bleibt es bei den 

Prozentsätzen des Art 4 Abs 1 lit a und lit b leg cit. 

 

Art 4 Abs 4 EU-Wiederherstellungs-VO normiert die erneute Etablierung, also Wiederher- 

stellungsmaßnahmen für die in Anh I aufgeführten Flächen, die diesen Lebensraumtypus nicht 

aufweisen. Es bedarf des Ergreifens von Maßnahmen auf den erforderlichen zusätzlichen Flächen, 

damit eine günstige Gesamtfläche für diese Lebensraumtypen erreicht wird: 

− bis 2030 mind 30 %, 

− bis 2040 mind 60 % und 

− bis 2050 mind 100 %. 

 

Eine Flexibilisierungsmöglichkeit für die Mitgliedstaaten bietet Art 4 Abs 5 EU-

Wiederherstellungs-VO: Demnach kann ein Mitgliedstaat einen niedrigeren Prozentsatz festlegen, 

wenn er die günstige Gesamtfläche für einen bestimmten Lebensraumtyp nicht auf 100 % der Fläche 

erreicht. Die prozentmäßige Verpflichtung nach Art 4 Abs 4 leg cit gilt dann für die verbleibenden 

Lebensraumtypen (Art 4 Abs 6 leg cit). 

 

Art 4 Abs 7 EU-Wiederherstellungs-VO schreibt das Ergreifen zusätzlicher Wiederher- 

stellungsmaßnahmen vor: Für Arten nach Anh II, IV und V FFH-RL und die unter die VSch-RL 

fallenden Arten werden (erforderliche) zusätzliche Wiederherstellungsmaßnahmen ergriffen, um 

Qualität und Quantität der Habitate zu verbessern und die erneute Etablierung zu erreichen, bis eine 

ausreichende Qualität19 und Quantität20 dieser Habitate erreicht ist. 

 

Nach Art 4 Abs 9 EU-Wiederherstellungs-VO bedarf es der Schaffung der erforderlichen 

Datengrundlage: Bis spätestens 2030 muss der Zustand der Lebensraumtypen für mind 90 % der 

                                                
19 Art 3 Z 9 EU-Wiederherstellungs-VO definiert „ausreichende Qualität des Habitats“ als „die Qualität eines Habitats 
einer Art, die es ermöglicht, die ökologischen Erfordernisse einer Art in jedem Stadium ihres Lebenskreislaufs zu erfüllen, 
sodass diese Art ein lebensfähiges Element ihres Lebensraums in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet bildet und 
langfristig weiterhin bilden wird, und so zur Erreichung oder Erhaltung des günstigen Erhaltungszustands einer in Anhang 
II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Art und zur Sicherung der Populationen wildlebender Vogelarten, die 
von der Richtlinie 2009/147/EG erfasst werden, beiträgt und zusätzlich – bei Meeresökosystemen – zur Erreichung oder 
Erhaltung des guten Umweltzustands beiträgt“. 
20 Art 3 Z 10 EU-Wiederherstellungs-VO definiert „ausreichende Quantität des Habitats“ als „die Quantität eines 
Habitats einer Art, die es ermöglicht, die ökologischen Erfordernisse einer Art in jedem Stadium ihres Lebenskreislaufs zu 
erfüllen, sodass diese Art ein lebensfähiges Element ihres Lebensraums in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet bildet 
und langfristig weiterhin bilden wird, und so zur Erreichung oder Erhaltung des günstigen Erhaltungszustands einer in 
Anhang II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Art und zur Sicherung der Populationen wildlebender 
Vogelarten, die von der Richtlinie 2009/147/EG erfasst werden, beiträgt und zusätzlich – bei Meeresökosystemen – zur 
Erreichung oder Erhaltung des guten Umweltzustands beiträgt“. 
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über alle in Anh I aufgeführten Lebensraumtypen verteilten Flächen bekannt sein. Bis 2040 muss 

dies auf den Zustand der Flächen aller in Anh I aufgeführten Lebensraumtypen der Fall sein. 

 

Ein Schwerpunkt der Renaturierung liegt gem Art 4 Abs 10 EU-Wiederherstellungs-VO auf der 

besseren Vernetzung21 der in Anh I angeführten Lebensraumtypen. 

 

Art 4 Abs 11 und 12 EU-Wiederherstellungs-VO regeln ein Verschlechterungsverbot: 

− Auf den den Wiederherstellungsmaßnahmen unterliegenden Flächen soll gem Art 4 Abs 11 

leg cit eine kontinuierliche Verbesserung des Zustands der Lebensraumtypen bis zum 

Erreichen eines guten Zustands verzeichnet werden. 

− Nach Art 4 Abs 12 leg cit müssen bis zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der nationalen 

Wiederherstellungspläne Maßnahmen ergriffen werden, um auf Flächen, die der EU-

Wiederherstellungs-VO unterliegen und die sich in gutem Zustand befinden, eine erhebliche 

Verschlechterung des Zustands der Flächen zu verhindern. 

 

Nach Art 4 Abs 13 EU-Wiederherstellungs-VO sind mitgliedstaatliche Ausnahmen vom gem Art 4 

Abs 11 und 12 leg cit (siehe oben) normierten Verschlechterungsverbot auf Flächen außerhalb 

von Natura 2000-Gebieten möglich, wenn es keine Alternativen gibt (Mitteilungspflicht an EU-

Kommission). 

 

Art 4 Abs 14, 15 und 16 EU-Wiederherstellungs-VO legen Ausnahmen vom Verschlech- 

terungsverbot fest. 

 

Nach Art 4 Abs 14 leg cit bestehen folgende ex-lege-Ausnahmen vom Verschlechterungs- 

verbot des Art 4 Abs 11 leg cit (siehe oben) für Flächen, die sich in keinem guten Zustand 

befinden, außerhalb von Natura 2000-Gebieten: 

− höhere Gewalt bzw Naturkatastrophen; 

− klimawandelbedingte Veränderungen; 

− Plan oder Projekt von überwiegendem öffentlichem Interesse, für den bzw das keine weniger 

schädliche Alternativlösung zur Verfügung steht; 

− Handlungen von Drittstaaten. 

 

Nach Art 4 Abs 15 leg cit bestehen folgende ex-lege-Ausnahmen vom Verschlechterungs- 

verbot gem Art 4 Abs 12 leg cit (siehe oben) außerhalb von Natura 2000-Gebieten: 

− höhere Gewalt bzw Naturkatastrophen; 

                                                
21 Siehe dazu ausführlich E. Wagner/D. Ecker, Wanderkorridore. 
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− klimawandelbedingte Veränderungen; 

− Plan oder Projekt von überwiegendem öffentlichem Interesse, für den bzw das keine weniger 

schädliche Alternativlösung zur Verfügung steht; 

− Handlungen von Drittstaaten. 

 

Nach Art Abs 16 leg cit sind Verschlechterungen in Natura 2000-Gebieten nur zulässig, wenn sie 

− auf höherer Gewalt beruhen; 

− klimawandelbedingte Veränderungen sind; 

− auf einem Plan oder Projekt von überwiegendem öffentlichem Interesse beruhen, für den bzw 

das keine weniger schädliche Alternativlösung zur Verfügung steht, und der bzw das gem Art 6 

Abs 4 FFH-RL genehmigt wurde. 

 

 

Art 4 Abs 17 EU-Wiederherstellungs-VO betrifft die allmähliche Zunahme in Bezug auf Flächen 

mit gutem Zustand. Demnach tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass 

− die in einem guten Zustand befindliche Fläche der in Anh I angeführten Lebensraumtypen 

wächst, bis mind 90 % davon in gutem Zustand ist und bis die günstige Gesamtfläche für jeden 

Lebensraumtyp in der biographische Region des betreffenden Mitgliedstaats erreicht ist (lit a 

leg cit); 

− die Tendenz bis zu einer ausreichenden Qualität und Quantität der Land-, Küsten- und 

Süßwasserhabitate der in den Anh II, IV und V FFH-RL aufgeführten Arten und der unter die 

VSch-RL fallenden Arten zunimmt (lit b leg cit). 

 

 

2.  Art 6 – Energie aus erneuerbaren Quellen 

Nach Art 6 Abs 1 EU-Wiederherstellungs-VO sind Planung, Bau und Betrieb von EE sowie deren 

Netzanschlüsse, das Netz und die Speicheranlagen im überragenden Sinn öffentliches Interesse. 

Die Mitgliedstaaten können sie von der Anforderung, dass es keine weniger schädliche 

Alternativlösung gem Art 4 Abs 14 und 15 leg cit gibt, ausnehmen, vorausgesetzt, 

− dass eine SUP durchgeführt wurde (lit a) oder 

− diese sie einer UVP unterzogen (lit b) wurden. 

 

Die Mitgliedstaaten können gem Art 6 Abs 2 EU-Wiederherstellungs-VO in hinreichend begründeten 

Fällen die Anwendung des Abs 1 leg cit entsprechend den Prioritäten des NEKP (integrierter 

nationaler Energie- und Klimaplan) auf bestimmte Teile des Hoheitsgebiets oder bestimmte 

Technologien beschränken. 
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3.  Art 14 – Erstellung der nationalen Wiederherstellungspläne 

Nach Art 14 EU-Wiederherstellungs-VO haben alle Mitgliedstaaten jeweils einen nationalen 

Wiederherstellungsplan zu erstellen. Dies erfolgt im Zusammenspiel mit anderen Plänen, genannt 

werden etwa Synergien mit dem NEKP (Abs 9 leg cit) und den Plänen anderer Mitgliedstaaten 

(Abs 17 ff leg cit). Zu berücksichtigen sind 

− die festgelegten Erhaltungsmaßnahmen nach Natura 2000; 

− der prioritäre Aktionsrahmen nach der FFH-RL; 

− die Maßnahmen in Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplänen nach WRRL 

und Hochwasserrisikomanagementplänen. 

 

Der nationale Wiederherstellungsplan hat gem Art 15 Abs 5 EU-Wiederherstellungs-VO auch einen 

Überblick über das Zusammenspiel zwischen den im nationalen Wiederherstellungsplan und im 

nationalen Strategieplan im Rahmen der GAP (Gemeinsame Agrarpolitik) enthaltenen Maßnahmen 

aufzuzeigen. 
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III.  Gesetzliche Vorgaben – national 

Hinsichtlich Ausgleichsflächen gilt es, folgende Herausforderungen im Bundesstaat zu be- 

denken: 

− Die Gesetzgebung in Bezug auf das Genehmigungsregime für UVP-Anlagen liegt beim Bund 

(Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG bzw Art 11 Abs 1 Z 7 B-VG), die Vollziehung beim Bund (Art 10 B-VG) 

bzw bei den Ländern (Art 11 B-VG). 

− Gesetzgebung und Vollzug für Flächenausweisungen für EE-Anlagen obliegen den Ländern 

(neu: Sonderregelung für Windkraftanlagen § 4a UVP-G). 

− Ausgleichsflächen unterliegen daher einer „geteilten Zuständigkeit“ bzw dem Berücksichti- 

gungsprinzip: 

− Die Vorschreibung von Ausgleichsflächen in der UVP-Genehmigung bzw neu die 

Genehmigung eines Ausgleichsflächenkonzepts (UVP-Novelle 2023) erfolgt im Rahmen 

der Genehmigung. 

− Die Festlegung von Beschaffung, Verfügbarkeit und Geeignetheit von Flächen liegt bei den 

Ländern; zT wird auch finanzielle Unterstützung eingeräumt. 

− Das Monitoring der Flächen, die Sicherstellung des Managements und die Transpa- 

renz bis zum Erreichen des Erhaltungszustands (aber auch danach!) liegt bei den 

Ländern. 

 

 

 

A.  UVP-Gesetz idF Novelle 2023 

1.  § 6 – Umweltverträglichkeitserklärung 

Die Umweltverträglichkeitserklärung regelt § 6 UVP-G, wonach Folgendes gilt: „(1) Die 

Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu enthalten: 

1. Eine Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere: 

[...] 

5. eine Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkungen des 

Vorhabens auf die Umwelt vermieden, eingeschränkt oder, soweit möglich, ausgeglichen22 werden 

sollen und allfälliger Präventiv- oder Minderungsmaßnahmen für den Fall von schweren Unfällen 

oder von Naturkatastrophen, sowie allfälliger Maßnahmen zur Beweissicherung, zur begleitenden 

Kontrolle und zur Nachsorge. Bei Ausgleichsmaßnahmen sind jedenfalls der Maßnahmenraum 

sowie die Wirkungsziele zu beschreiben; 

[...]“ 

 

                                                
22 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
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2.  § 17 – Entscheidung 

Die Entscheidung im Rahmen des UVP-Verfahrens normiert § 17 UVP-G. Den Ausgleich betreffend 

sind die Abs 4, 5 und 5a leg cit iSd UVP-Novelle 2023 relevant. 

 

§ 17 Abs 4 UVP-G lautet: „Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere 

Umweltverträglichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder zusammenfassende 

Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der Stellungnahmen und dem Ergebnis der 

Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in der 

Entscheidung zu berücksichtigen. Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Befristungen, 

Projektmodifikationen, Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen, insbesondere auch 

für Überwachungsmaßnahmen für erhebliche nachteilige Auswirkungen, Mess- und 

Berichtspflichten und Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachsorge, ist zu einem hohen 

Schutzniveau für die Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. Die Überwachungs- 

maßnahmen sind je nach Art, Standort und Umfang des Vorhabens sowie Ausmaß seiner Aus- 

wirkungen auf die Umwelt angemessen festzulegen, die aufgrund der mitanzuwendenden Verwal- 

tungsvorschriften notwendigen Maßnahmen sind hierbei zu berücksichtigen. Soweit dies durch 

Landesgesetz festgelegt ist, können Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, die auf Vorrats- 

flächen durchgeführt werden (Flächenpools), angerechnet werden.23 Die Beauftragung zur 

Unterhaltung und die rechtliche Sicherung der Flächen sind im Bescheid zu dokumentieren.“ 

 

Nach der UVP-Terminologie bestehen folgende Unterschiede: 

− Die Heranziehung von Vorratsflächen iRd UVP-Genehmigung ist dann möglich, wenn in einem 

Bundesland diese projektunabhängig eingerichtet sind. 

− Betreffend „rein projektbezogene, aber noch nicht exakt verortete ‚Poolflächen‘ für 

Ausgleichsmaßnahmen“ (Materialien RV 1901 Blg XXVII GP, 10) fehlen nähere Vorgaben, was 

zur Maßgeblichkeit landesrechtlicher Regelungen führt. 

 

§ 17 Abs 5 UVP-G lautet: „Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine 

Auswirkungen, insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder Verlagerungen, 

unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere des Umweltschutzes, 

schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, 

Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht 

verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können, ist der Antrag abzuweisen. Bei 

Vorhaben der Energiewende darf eine Abweisung nicht ausschließlich aufgrund von 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds erfolgen, wenn im Rahmen der Energieraumplanung eine 

strategische Umweltprüfung durchgeführt wurde. Im Rahmen dieser Abwägung sind auch relevante 

                                                
23 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 



 

 

09. April 2025  Seite 24 von 100 

Interessen der Materiengesetze oder des Gemeinschaftsrechts, die für die Realisierung des 

Vorhabens sprechen, zu bewerten. Dabei gelten Vorhaben der Energiewende als in hohem 

öffentlichen Interesse.“24 

 

Ausgleichsmaßnahmen sind demnach Teil der UVP-Gesamtabwägung. Zudem gelten 

Vorhaben der Energiewende als in hohem öffentlichen Interesse. 

 

§ 17 Abs 5a UVP-G lautet: „Ist eine hinreichende Konkretisierung von Ausgleichs- oder 

Ersatzmaßnahmen noch nicht möglich, kann ein Konzept25 mit Maßnahmen, mit welchen die 

geplanten Eingriffe kompensiert werden sollen, genehmigt werden. Dieses hat jedenfalls Angaben 

zu Flächenumfang, Maßnahmenraum, Wirkungsziel, Standortanforderung sowie falls bereits 

möglich Angaben zur grundsätzlichen Maßnahmenbeschreibung, zum Zeitpunkt der Umsetzung, 

zur Beschreibung der Pflegeerfordernisse und des Monitorings und zum Status der 

Flächensicherung zu enthalten. Über die Konkretisierung der Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 

ist als Änderung gemäß § 18b zu entscheiden. Soweit dies durch Bundes- oder Landesgesetz 

vorgesehen ist, kann eine Ausgleichszahlung vorgeschrieben werden.“ 

 

§ 17 Abs 5a UVP-G dient somit der Flexibilisierung. Eine Zahlung ist aber immer unzulässig. 

 

Nicht kompatibel ist § 17 Abs 5a UVP-G jedoch mit Eingriffe in Natura 2000-Gebieten, da der 

Konnex zwischen Eingriff und Ausgleich zu lose ist (Prinzip: Ausgleich vor Eingriff). 

 

Zudem ist § 17 Abs 5a UVP-G nicht kompatibel mit der in den Materialen zitierten Rsp VwGH 

22.11.2018, Ro 2017/07/0033, da diese das Fehlen einer konkreten Verortung und der Verfügbarkeit 

als maßgeblich ansieht. 

 

 

Somit ist folgende Bewertung zu treffen: 

− Die Anwendbarkeit besteht für Eingriffe, die Natura 2000 nicht betreffen. 

− Die Vorratsflächenlösung muss im jeweiligen Land vorhanden sein (dzt nur Oö). 

− Das Genügen eines Maßnahmenkonzepts lässt die Genehmigung des Projekts ohne tatsäch- 

lichen Ausgleich in natura zu, verschiebt die tatsächliche Konkretisierung der Ausgleichs- 

maßnahme in ein Änderungsgenehmigungsverfahren (§ 18b UVG-G) und lässt dies wiederrum 

bis spätestens zum Zeitpunkt der Rechtskraft des Abnahmebescheids zu! 

                                                
24 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
25 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
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− Derzeit besteht ein Manko an landesgesetzlichen Vorgaben für die Realisierung, Über- 

wachung und Verwaltung von Ausgleichsflächen! 

 

 

 

B.  Oö Naturschutzgesetz 

§ 14 Abs 3 und 4 Oö NSchG zu den Bewilligungen lautet: „(3) Sind Vorhaben gemäß § 5 Z 1, 6, 7, 

11 (hinsichtlich jener Teilflächen, die nicht wieder rekultiviert werden), 12, 18, 20 oder 21 oder § 9 

Abs 2 Z 2 lit e und § 10 Abs 2 Z 2 lit f mit nachhaltigen, schwerwiegenden Schädigungen und 

Beeinträchtigungen von wertvollen natürlichen Lebensräumen verbunden und ist trotzdem auf 

Grund einer Interessenabwägung (Abs 1 Z 2) eine Bewilligung zu erteilen, sind nach Maßgabe von 

der Landesregierung durch Verordnung zu erlassender Richtlinien (Abs 5) und auf der Grundlage 

eines Sachverständigengutachtens Ausgleichsmaßnahmen vorzuschreiben. 

(4) Werden durch Vorhaben gemäß § 5 Z 1, 6, 7, 11 (hinsichtlich jener Teilflächen, die nicht wieder 

rekultiviert werden), 12, 18, 20 oder 21 oder § 9 Abs 2 Z 2 lit e und § 10 Abs 2 Z 2 lit f Funktionen 

von Lebensräumen besonders geschützter Pflanzen- und Tierarten nachhaltig geschädigt, 

und ist trotzdem auf Grund einer Interessenabwägung (Abs 1 Z 2) eine Bewilligung zu erteilen, 

können nach Maßgabe von der Landesregierung durch Verordnung zu erlassender Richtlinien 

(Abs 5) und auf der Grundlage eines Sachverständigengutachtens Ausgleichsmaßnahmen 

vorgeschrieben werden.“26 

 

Nach dem Oö NSchG sind Ausgleichsmaßnahmen also bei bestimmten bewilligungspflichtigen 

Vorhaben im Grünland (§ 5 Z 1, 6, 7, 11 [hinsichtlich jener Teilflächen, die nicht wieder rekultiviert 

werden], 12, 18, 20 oder 21 leg cit), bestimmten Bereichen von Seen (§ 9 Abs 2 Z 2 lit e leg cit) 

und bestimmten Bereichen übriger Gewässer (§ 10 Abs 2 Z 2 lit f leg cit) relevant. 

 

§ 5 Z 1, 6, 7, 11, 12, 18, 20 oder 21 Oö NSchG nennen folgende bewilligungspflichtige Vorhaben 

im Grünland: „Folgende Vorhaben bedürfen im Grünland (§ 3 Z 6) außerhalb von geschlossenen 

Ortschaften oder außerhalb von Gebieten, für die ein rechtswirksamer Bebauungsplan (§ 31 

Oö. Raumordnungsgesetz 1994) vorhanden ist, zu ihrer Ausführung einer Bewilligung der Behörde: 

1. Neubau und die Umlegung von öffentlichen Straßen, die unter das Bundesstraßengesetz oder 

unter das Oö Straßengesetz fallen, sowie der Umbau solcher Straßen, wenn damit geländege- 

staltende Maßnahmen verbunden sind, durch welche die Höhenlage um mehr als 1,5 m verändert 

wird; die Anlage von Fahrbahnteilern, Querungshilfen, Haltestellenbuchten, Abbiegespuren, 

Beschleunigungsspuren und Kreuzungsumbauten, ausgenommen Unter- und Überführungen, 

bedarf nur dann einer Bewilligung, wenn Z 12 oder Z 18 anzuwenden ist; 

                                                
26 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
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[...] 

6. Errichtung und Änderung von oberirdischen elektrischen Leitungsanlagen für Stark- 

strom über 30.000 Volt; 

7. Errichtung und Änderung von Standseilbahnen, Seilschwebebahnen, Schräg-, Sessel- 

und Schleppliften, wenn sie eine Länge von 200 m überschreiten sowie von Schipisten; 

Errichtung, wesentliche Änderung und Betrieb von Anlagen zur künstlichen Beschneiung von 

Flächen sowie wesentliche Änderung des Betriebs solcher Anlagen; 

[...] 

11. Eröffnung und Erweiterung von Steinbrüchen, Sand-, Lehm- oder Schotterentnahme- 

stellen, ausgenommen jeweils einer Entnahmestelle bis zu einer Größe von 500 m2 für den 

Eigenbedarf eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs, sowie Errichtung von Anlagen zur 

Aufbereitung von Gesteinen, Schotter, Kies, Sand, Ton, Lehm, Torf sowie von Mischgut und 

Bitumen; außerhalb solcher Einrichtungen das Lagern und Ablagern dieser Materialien auf einer 

Fläche von mehr als 500 m2; 

12. Trockenlegung von Mooren, Sümpfen und Quelllebensräumen, Torfabbau sowie 

Drainagierung von Feuchtwiesen und Feuchtbrachen; ferner die Drainagierung sonstiger 

Grundflächen, deren Ausmaß 5.000 m2 überschreitet sowie die Erweiterung einer Draina- 

gierungsfläche über dieses Ausmaß hinaus; Reparatur- und Instandhaltungsmaßnahmen an 

zulässigerweise durchgeführten Drainagierungen bedürfen keiner Bewilligung; 

[...] 

18. in Mooren, Sümpfen, Quelllebensräumen, Feuchtwiesen sowie Trocken- und Halb- 

trockenrasen Bodenabtragung, Bodenaustausch, Aufschüttung, Befestigung oder Versiegelung 

des Bodens, Überflutung, Düngung, Anlage künstlicher Gewässer, Neuaufforstung, Pflanzen von 

standortfremden Gewächsen und Ablagern von Materialien; 

[...] 

20. Errichtung von Windkraftanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 30 m und deren 

Änderung über dieses Ausmaß hinaus; 

21. Errichtung von freistehenden thermischen Solarenergieanlagen und von freistehenden 

Photovoltaikanlagen mit einer Kollektorfläche von jeweils mehr als 500 m2 und deren Änderung 

über dieses Ausmaß hinaus.“27 

 

§ 9 Abs 2 Z 2 lit e Oö NSchG regelt folgenden Natur- und Landschaftsschutz im Bereich von 

Seen: 

„(2) Im Seeuferschutzbereich bedürfen überdies folgende Vorhaben zu ihrer Ausführung einer 

Bewilligung der Behörde: 

  

                                                
27 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
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[...] 

2. im Grünland 

[...] 

e) die Stabilisierung und Umgestaltung des Gewässerbetts und des Uferbereichs 

(zB Ausbaggern, Uferverbauungen und Ähnliches), ausgenommen Reparatur- und Instand- 

haltungsmaßnahmen an rechtmäßig errichteten künstlichen Gräben, Kanälen und Überfahrten und 

an sonstigen rechtmäßig errichteten Uferbefestigungen 

[...]“28 

 

§ 10 Abs 2 Z 2 lit f Oö NSchG normiert folgenden Natur- und Landschaftsschutz im Bereich 

übriger Gewässer: 

„(2) Im Fließgewässeruferschutzbereich bedürfen überdies folgende Vorhaben außerhalb von 

geschlossenen Ortschaften oder außerhalb von Gebieten, für die ein rechtswirksamer 

Bebauungsplan (§ 31 Oö Raumordnungsgesetz 1994) vorhanden ist, wenn nicht § 9 anzuwenden 

ist, vor ihrer Ausführung einer Bewilligung der Behörde: 

[...] 

2. im Grünland 

[...] 

f) die Stabilisierung und Umgestaltung des Gewässerbetts und des Uferbereichs 

(zB Ausbaggern, Uferverbauungen, Verrohrungen und Ähnliches), ausgenommen Reparatur- 

und Instandhaltungsmaßnahmen an rechtmäßig errichteten künstlichen Gräben, Kanälen und 

Überfahrten und an sonstigen rechtmäßig errichteten Uferbefestigungen 

[...]“29 

 

 

Nach § 14 Abs 5 Oö NSchG hat die Landesregierung durch Verordnung Richtlinien für die 

Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen zu erlassen und dabei insb festzulegen: 

„1. die wertvollen natürlichen Lebensräume, deren nachhaltige, schwerwiegende Schädigungen und 

Beeinträchtigungen die Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß Abs 3 erfordern, 

2. die Lebensräume, deren Funktionen für besonders geschützte Pflanzen- und Tierarten die Vor- 

schreibung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß Abs 4 erfordern können, 

3. Kriterien für die Beurteilung von Schädigungen und Beeinträchtigungen als nachhaltig und 

schwerwiegend, 

                                                
28 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
29 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
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4. die Grundsätze hinsichtlich Ort, Art, Inhalt und Umfang möglicher Ausgleichsmaßnahmen ein- 

schließlich der Methode für die Berechnung von Ausgleichsmaßnahmen – dabei ist insbesondere 

auch festzulegen, dass 

– Vorleistungen durch die Bevorratung von Flächen unter näher zu bestimmenden Voraus- 

setzungen anerkannt werden müssen und 

– der Erwerb von Flächen zur Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nur soweit vorge- 

schrieben werden kann, als der dafür zu entrichtende Preis wirtschaftlich vertretbar ist.“30 

 

 

 

C.  Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung 

1.  Ausgleichsflächen 

Gem § 14 Abs 5 Oö NSchG (siehe oben III.B.) wurde die Verordnung der Oö Landesregie- 

rung, mit der Richtlinien für die Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen erlassen werden31 

(Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung) verabschiedet. 

 

§ 5 Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung normiert zu den Ausgleichsflächen: „(1) Die faktische 

und rechtliche Verfügbarkeit über Grundflächen, die für die Umsetzung von Ausgleichsmaß- 

nahmen erforderlich sind, ist vor der Inanspruchnahme der jeweiligen vom Bewilligungsbescheid 

erfassten Eingriffsflächen zu gewährleisten. 

(2) Flächen, die in Vorwegnahme einer künftigen Vorschreibung als Ausgleichsmaßnahme von einer 

potenziellen Bewilligungswerberin bzw. einem potenziellen Bewilligungswerber angekauft oder 

sonst in dessen Verfügungsmacht übernommen wurden, sind auf deren bzw. dessen Antrag 

hinsichtlich ihres ökologischen Zustands zum Antragszeitpunkt unter Zugrundelegung der Bestim- 

mungen des § 4 von jener Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Zuständigkeitsbereich die 

Flächen ganz oder überwiegend liegen, zu erfassen und hinsichtlich ihres Ausgangswerts zu 

bewerten (Vorratsflächen). Darüber ist ein Bescheid zu erlassen. Im Fall einer späteren Vorschrei- 

bung einer Ausgleichsmaßnahme ist die im Bescheid enthaltene Bewertung in die Berechnung 

aufzunehmen, sofern die Flächen als Ausgleich für den konkreten Eingriff geeignet sind. 

(3) Flächen, auf denen Ausgleichsmaßnahmen in einem Bescheid gemäß § 14 Abs. 3 oder 4 

Oö NSchG 2001 vorgeschrieben wurden, sind kartografisch darzustellen und sowohl analog als 

auch digital in das Oö Landesnaturschutzbuch aufzunehmen.“32 

 

 

                                                
30 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
31 LGBl 2017/58 (StF). 
32 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
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2.  Vorratsflächen im Oö Landesnaturschutzbuch 

Im Oö Landesnaturschutzbuch – abrufbar über das Geografisches Naturschutzinformationssystem 

(GENISYS)33 – zeigt sich zu den Vorratsflächen folgendes Bild: 

  

                                                
33 Abrufbar unter https://e-gov.ooe.gv.at/ndbinternet/NDBInternetGenisysSuchen.jsp?pageStatus=GA (zuletzt abgerufen 
am 31.3.2025). 
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§ 4 Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung enthält eine Methode, inwiefern eine Ausgleichs- 

maßnahme geeignet ist, einen Eingriff zu kompensieren. Es handelt sich um ein Punktesystem, 

das bei der vom Eingriff betroffenen Fläche die Werte vor und nach dem Eingriff (Ausgangswert und 

Eingriffswert) und bei der Ausgleichsfläche die Werte vor und nach der Durchführung der Aus- 

gleichsmaßnahmen (Ausgangswert und Ausgleichswert) angibt. 

 

Dabei ist gem § 4 Z 2 lit g leg cit wie folgt vorzugehen: „Die Berechnung des Eingriffswerts und des 

Ausgleichswerts erfolgt nach folgenden Formeln: Produkt aus Eingriffsfläche x Bewertungsfaktor 

(nach dem Eingriff) minus Produkt aus Eingriffsfläche x Bewertungsfaktor (vor dem Eingriff) = 

Punktezahl Eingriffswert. Produkt aus Ausgleichsfläche x Bewertungsfaktor (nach dem Ausgleich) 

minus Produkt aus Ausgleichsfläche x Bewertungsfaktor (vor dem Ausgleich) = Punktezahl 

Ausgleichswert.“ Gem § 4 Z 2 lit i leg cit hat „[d]ie Summe von Ausgleichswert und Eingriffswert [hat] 

einen positiven Wert, zumindest aber Null, zu ergeben. Abweichungen bis zu fünf Prozent nach 

unten sind unbeachtlich.“ 

 

 

3.  Studie im Auftrag der Umweltanwaltschaften Bgld, Nö und Öo – Ausgleich für Eingriffe 

in Natur und Landschaft (2016) 

Im Jahr 2016 wurde zum Thema „Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft“ eine Studie im 

Auftrag der Umweltanwaltschaften Bgld, Nö und Öo erstellt (nachfolgend Studie „Ausgleich für 

Eingriffe in Natur und Landschaft“).34 Darin werden die Begriffe „Kompensationsmaßnahmen“, 

„Ausgleichsmaßnahmen“ und „Ersatzmaßnahmen“ wie folgt definiert bzw voneinander abgegrenzt:35 

− Kompensationsmaßnahmen (lat compensatio = Ausgleich, Gegenzählung): „Unter dem 

Begriff Kompensationsmaßnahmen werden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zusammen- 

gefasst. Projektunabhängige Maßnahmen, die im Gegensatz zu den Vermeidungs- und 

Minderungsmaßnahmen der Kompensation der negativen Folgen eines künftigen oder bereits 

erfolgten Eingriffes dienen und mit diesem in einem funktionalen, räumlichen und zeitlichen 

Zusammenhang stehen.“ 

− Ausgleichsmaßnahmen: „Kompensationsmaßnahmen, die in einem engen funktionalen, 

räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit den vorhabensbedingten Beeinträchtigungen 

stehen und die der Wiederherstellung der beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in 

gleichartiger Weise dienen (Kriterium der Gleichartigkeit).“ 

                                                
34 Knoll/Revital/Haslinger|Nagele, Studie im Auftrag der Umweltanwaltschaften Burgenland, Niederösterreich, 
Oberösterreich – Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft (2016), abrufbar unter https://www.zobodat.at/pdf/ 
UmweltanwaltschaftOOe_55_0001-0176.pdf (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
35 Knoll/Revital/Haslinger|Nagele, Studie im Auftrag der Umweltanwaltschaften Burgenland, Niederösterreich, 
Oberösterreich – Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft 18. 
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− Ersatzmaßnahmen: „Kompensationsmaßnahmen, bei denen im Gegensatz zu Ausgleichs- 

maßnahmen ein gelockerter funktionaler, räumlicher und zeitlicher Zusammenhang zwischen 

der Beeinträchtigung und der Ersatzmaßnahme besteht und die der zumindest gleichwertigen 

Kompensation der Beeinträchtigungen dienen (Kriterium der Gleichwertigkeit).“ 

 

Oö ist das einzige Bundesland, in dem landesrechtliche Methoden für die Ermittlung und 

Berechnung von Ausgleichsmaßnahmen festgelegt sind. 

 

 

4.  Eckpunkte 

Die Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung gibt folgende Eckpunkte vor: 

− Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen muss spätestens fünf Jahre nach dem Eingriff 

stattfinden (§ 3 Z 11 leg cit). 

− Gem § 3 Z 5 Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung sind die Ausgleichsmaßnahmen in natura 

zu erbringen und ist eine Ersatzleistung in Geld ausgeschlossen. 

− Rechtlich und faktisch muss die Ausgleichsfläche vor der Inanspruchnahme der Eingriffsfläche 

den Projektant:innen zuzuordnen sein (§ 5 Abs 1 leg cit). 

− Projektant:innen müssen bereits im Antrag die ihnen zur Verfügung stehenden Flächen 

vorschlagen, die Behörde braucht sich nicht auf die Suche nach Ausgleichsflächen begeben. 

− Es besteht keine Möglichkeit der Enteignung Dritter für Ausgleichsflächen. 

− Die Ausgleichsflächen sind in das Oö Landesnaturschutzbuch aufzunehmen (siehe oben 2.). 

Sie sind daher für die Öffentlichkeit transparent, einen besonderen Schutz erhalten sie dadurch 

aber nicht (§ 5 Abs 3 leg cit). 

− Eine Bevorratung von Flächen ist ohne zeitliches Limit möglich. Die Werthaltigkeit wird gem § 5 

Abs 2 leg cit mit Bescheid bezogen auf den Zeitpunkt der Antragsstellung festgestellt. Ob im 

Zeitpunkt der tatsächlichen Inanspruchnahme eine Überprüfung dahingehend stattfindet, ob 

diese Werthaltigkeit noch vorliegt, könnte zumindest nach den verba legalia fraglich sein. Als 

Untergrenze der Heranziehung nennt § 5 Abs 2 letzter Satz leg cit die Eignung der Fläche für 

den konkreten Eingriff. 

− Das Instrument der ökologischen Bauaufsicht (§ 42a Oö NSchG) dient dazu, dass es während 

der Bauphase zur Sicherstellung der sachgerechten Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen 

kommt. 

 

 

5.  Problemstellung: Risiken 

Das grundsätzlich positiv zu bewertende Tool der Ausgleichsflächen birgt drei wesentliche Risiken, 

die anhand von Beispielen verdeutlicht werden können: 
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1. Die Ausgleichsfläche ist im Moment des Eingriffs ökologisch noch nicht werthaltig genug, um 

die geschädigte Biodiversität zu kompensieren. Beispiel: Prognostiziert wird, dass erst besten- 

falls in 10 Jahren, schlechtestenfalls in 20 Jahren die Lebensraumsituation jener der Eingriffs- 

fläche entspricht. 

2. Die Ausgleichsfläche, die für einen Eingriff herangezogen wurde, ist selbst Eingriffen ausge- 

setzt. Beispiel: Eine Ausgleichsfläche, die für einen Eingriff in ein Landschaftsschutzgebiet 

herangezogen wurde, wird den sportlichen Aktivitäten einer Wellnessanlage (zB Fitnessweg, 

Waldbadestation, Kneippstation, Bogenschießparcours etc) ausgesetzt. Hier muss rechtlich 

sichergestellt werden, dass ein Schutz der Ausgleichsflächen erfolgt. 

3. Für eine Ausgleichsfläche, die als Vorrat gehalten wird (Vorratsfläche), liegt eine Bewertung vor, 

die im Moment des konkreten Eingriffs uU an Werthaltigkeit verloren hat. Beispiel: Aufgrund des 

Borkenkäferbefalls musste der Lebensraum Wald einer Ausgleichsfläche einerseits verkleinert 

werden, andererseits sind qualitative Einbußen dadurch zu verzeichnen. 

 

Damit ergeben sich für die Fälle 1. bis 3. folgende Rahmenbedingungen: 

Ad Fall 1.: Die Wertigkeit der neu angelegten Ausgleichsfläche ist entsprechend der Entwicklungs- 

dauer mit 3 bei kurzer bzw mit 2 bei langer Entwicklungsdauer einzustufen (§ 4 Z 2 lit d leg cit). 

Je länger die Entwicklungsdauer beträgt, desto mehr an Fläche ist notwendig, um einen Eingriff 

auszugleichen. 

 

Ad Fall 2.: Ein eigentliches Monitoring der Ausgleichsfläche nach Baufertigstellung ist nach der 

Intention des Oö NSchG nicht vorgesehen. Hingegen „kann“ während der Bauphase das Monitoring 

im Bescheid durch die Bestellung der ökologischen Bauaufsicht nach § 42a Oö NSchG hergestellt 

werden. 

Eine ökologische Bauaufsicht oÄ ist bislang nicht in allen Bundesländern vorgesehen! Dieses „kann“ 

ist aber nicht als Ermessen der entscheidenden Behörde anzusehen, sondern es besteht im 

Zusammenhang mit der Herstellung von Ausgleichsflächen die Pflicht zur Bestellung einer 

ökologischen Bauaufsicht. 

 

Ad Fall 3.: Es muss sichergestellt werden, dass die Feststellung der Eignung als Vorratsfläche auch 

noch im Moment der Realisierung der Ausgleichsfläche vorliegt. 

 

 

Zivilrechtliche Realisierungsmöglichkeiten von Ausgleichsflächen können folgende sein: 

− Erwerb der Fläche durch Projektant:innen bzw Pflege im Rahmen eines vertraglich festge- 

setzten Betreuungsvertrags durch Dritte. 
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− Vertragliche Modelle: 

− Reallastenvertrag: Verpflichtete:r wird zum Tun verpflichtet; 

− Dienstbarkeitsvertrag: Deinstbarkeitsverpflichtete:r ist zur Duldung von Handlungen auf 

eigenem Grundstück verpflichtet (persönliche Dienstbarkeit); 

− Bestandsvertrag (verdinglicht); 

− Verträge müssen einsehbar sein (Grundbuch; Naturschutzbuch). 

 

 

6.  Fazit 

− Das Instrument der Ausgleichsflächen ist grundsätzlich positiv zu bewerten; es kann 

konfligierende Interessen zwischen Biodiversität und Energiewende abschwächen bzw 

neutralisieren. 

− Vorsicht besteht bei allzu großer „Flexibilisierung“ (Stichwort: Ausgleichsbeginn erst bei 

Projektfertigstellung). 

− Begleitende Regelungen auf landesrechtlicher Ebene fehlen großteils, eine Nachschärfung zum 

Schutz der Biodiversität und zur Gewährleistung des tatsächlichen Gelingens des Ausgleichs 

ist dringend erforderlich. 

− Eine europarechtskonforme Interpretation der UVP-Regeln iZm Eingriffen in Natura 2000-

Gebieten ist notwendig! 
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IV.  Fehlende gesetzliche Vorgaben – national 

A.  Mögliche Organisation 

1.  Sicherung der Flächen in einem Ausgleichsflächenpool 

Bei der Sicherung der Flächen in einem Ausgleichsflächenpool sind folgende entscheidende 

Weichen zu stellen: 

− wer? 

− Sichern Projektant:innen die Flächen im Ausgleichsflächenpool? 

− Sichert die zu errichtende Gesellschaft die Flächen im Ausgleichsflächenpool? 

− wie? 

− Welche Rechtsform bzw Finanzierung wird gewählt? 

− Welche Form der Sicherung wird gewählt – Kauf oder Pacht? 

 

Dies soll möglichst ohne gesetzlichen Novellierungsbedarf erfolgen, ist doch Ziel dieser Studie, 

gerade jenen Modellen, die ohne neue gesetzliche Rahmenbedingungen auskommenden, den 

Vorzug zu geben (siehe oben I.). 

 

Folgende Möglichkeiten der Sicherung der Flächen in einem Ausgleichsflächenpool sind denkbar: 

Projektant:innen bringen die Ausgleichsfläche bei (Variante 1), die zu errichtende Gesellschaft 

übernimmt die Flächenakquise (Variante 2) oder eine Kombination zwischen Variante 1 und 2 

(Variante 3). 

 

 

Variante 1 – Projektant:innen bringen Ausgleichsfläche bei 

Bei der Möglichkeit, dass Projektant:innen die Ausgleichsfläche beibringen (Variante 1), stellen sich 

folgende Problematiken: 

− Qualität der Fläche? 

− Zeitpunkt der Einbringung? 

− ohne Bezug zu Projekt („Flächenpools“); 

− mit Bezug zu Projekt; 

− Eigentumsübergang oder bloße Verwaltung (Pflege) gegen Finanzierung? 

Voraussetzung dafür wäre eine vertragliche Regelung zwischen Eigentümer:innen und der 

Gesellschaft. 

− „Teilnahme“ an der Gesellschaft bzw Stellung von Projektant:innen als Gesellschaf- 

ter:innen? 
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Abbildung: Variante 1 

Quelle: eigene Darstellung 

Legende: P ..... Projektant:in 

 

 

Variante 2 – zu errichtende Gesellschaft übernimmt die Flächenakquise 

Eine weitere Möglichkeit wäre, dass die zu errichtende Gesellschaft die Flächenakquise übernimmt 

(Variante 2). Telos: Das Land Oö kann mittels der zu errichtenden Gesellschaft (in einer gewählten 

Form, siehe noch unten B.) die Akquise nach fachlichen Gesichtspunkten vornehmen. Der Vorteil 

dieser Variante wäre die Umsetzung von naturschutzfachlich hochwertigen Maßnahmen auf 

komplexen, dafür geeigneten Flächen (Kohärenz, Flächenverbund, Nähe zu Beschleunigungszonen 

etc kann berücksichtigt werden). 

 

Bei der Variante 2 stellen sich folgende Fragen zur Finanzierung: 

− (Vor-)Finanzierung durch potentielle Projektant:innen? 

− Finanzierung der uU notwendigen Aufwertung der Flächen durch potentielle Projektant:innen? 

 

Die (Vor-)Finanzierungskonstruktion ist nicht unproblematisch. Als Konstruktion ist ein konkreter 

Auftrag zur Flächenakquise als mittelbare:r Stellvertreter:in denkbar. Wichtig erscheint das Vor- 

sehen einer „Exitmöglichkeit“, wenn das Projekt nicht realisierbar ist. 

 

 

Abbildung: Variante 2 

Quelle: eigene Darstellung 

Legende: F ..... Fläche 
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Variante 3 – Kombination zwischen Variante 1 und 2 

Eine Kombination zwischen Variante 1 und 2 (siehe oben) ermöglicht es, dass Projektant:innen eine 

Ausgleichsfläche beibringen können, aber auch die zu errichtende Gesellschaft die Flächenakquise 

übernehmen kann (Variante 3). 

 

 

Abbildung: Variante 3 

Quelle: eigene Darstellung 

Legende: P ..... Projektant:in; F ..... Fläche 

 

 

2.  Verwaltung der der Flächen in einem Ausgleichsflächenpool 

Bei der Verwaltung der Flächen in einem Ausgleichsflächenpool sind folgende entscheidende 

Weichen zu stellen: 

− wer? 

− Verwaltet die zu errichtende Gesellschaft die Flächen? 

− Bringen Projektwerber:innen die Ausgleichsflächen zur Verwaltung in die Gesellschaft ein? 

− wie? 

− Soll „lediglich“ die Verwaltung übernommen werden oder sollen in der Gesellschaft auch 

pflegerische Maßnahmen zum Erreichen eines bestimmten Schutzstatus gesetzt werden? 

Abzuzielen ist jedenfalls auf eine langfristige Verwaltung. 

− Welche Voraussetzungen sollen entscheidend sein? 

− Welcher Zeitpunkt ist gewünscht? Soll dies immer nur vor einem konkreten Projekt 

möglich sein? 

− Welche Qualität der eingebrachten Fläche ist gewünscht? Dürfen nur jene Liegen- 

schaften eingebracht werden, die bereits bescheidmäßig nach der Oö Ausgleichsmaß-

nahmenverordnung (siehe oben III.C.) bewertet sind oder soll dies schon früher 

möglich sein (Eignung zur bescheidmäßigen Bewertung)? 

− Jedenfalls soll eine langfristige Kontrolle sichergestellt werden. 

− Bei all diesen Punkten sind Rechtsform und Finanzierung entscheidend. 
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Auch hier gilt aufgrund des Ziels dieser Studie (siehe oben I.), dies möglichst ohne gesetzlichen 

Novellierungsbedarf zu erreichen. 

 

 

3.  Beispiel Deutschland 

In Deutschland ist für Ausgleichsflächen § 16 iVm § 15 dt BNSchG36 relevant. 

 

§ 16 dt BNSchG zur Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen lautet: „(1) Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, die im Hinblick auf zu erwartende Eingriffe 

durchgeführt worden sind, sind als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen anzuerkennen, 

soweit 

1. die Voraussetzungen des § 15 Absatz 2 erfüllt sind, 

2. sie ohne rechtliche Verpflichtung durchgeführt wurden, 

3. dafür keine öffentlichen Fördermittel in Anspruch genommen wurden, 

4. sie Programmen und Plänen nach den §§ 10 und 11 nicht widersprechen und 

5. eine Dokumentation des Ausgangszustands der Flächen vorliegt; Vorschriften der Länder zu 

den Anforderungen an die Dokumentation bleiben unberührt. 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ist nicht auf durchgeführte oder zugelassene Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege anzuwenden, die der Kompensation von zu erwartenden 

Eingriffen durch Maßnahmen des Küsten- oder Hochwasserschutzes dienen und durch Träger von 

Küsten- oder Hochwasserschutzvorhaben durchgeführt werden oder durchgeführt worden sind. 

(2) Die Bevorratung von vorgezogenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mittels 

Ökokonten, Flächenpools oder anderer Maßnahmen, insbesondere die Erfassung, 

Bewertung oder Buchung vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Ökokonten, 

deren Genehmigungsbedürftigkeit und Handelbarkeit sowie der Übergang der Verantwortung 

nach § 15 Absatz 4 auf Dritte, die vorgezogene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

durchführen, richtet sich nach Landesrecht. Im Bereich der deutschen ausschließlichen 

Wirtschaftszone und des Festlandsockels richtet sich die Bevorratung nach § 56a.“37 

 

§ 15 dt BNSchG normiert betreffend Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen und 

der Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen: „(2) Der Verursacher ist verpflichtet, 

unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts- 

pflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Aus- 

geglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur- 

haushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht 

                                                
36 Gesetz vom 29. Juli 2009 über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG), BGBl I 
S 2542 idF BGBl 2024 I Nr 323. 
37 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
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wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die 

beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger 

Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Festlegungen 

von Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen für Gebiete im Sinne des § 20 Absatz 2 

Nummer 1 bis 4 und in Bewirtschaftungsplänen nach § 32 Absatz 5, von Maßnahmen nach § 34 

Absatz 5 und § 44 Absatz 5 Satz 3 dieses Gesetzes sowie von Maßnahmen in Maßnah- 

menprogrammen im Sinne des § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes stehen der Anerkennung solcher 

Maßnahmen als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht entgegen. Bei der Festsetzung von Art 

und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind die Programme und Pläne nach den §§ 10 

und 11 zu berücksichtigen. 

[...] 

(4) Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten 

und rechtlich zu sichern. Der Unterhaltungszeitraum ist durch die zuständige Behörde im 

Zulassungsbescheid festzusetzen. Verantwortlich für Ausführung, Unterhaltung und Sicherung 

der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger.“38 

 

Nach dem dt BNSchG sind Projektwerber:innen zur Kompensation verpflichtet, wobei § 16 dt 

BNSchG eine Regelung zur Bevorratung von Kompensationsflächen zur Fortentwicklung und 

Flexibilisierung der sog Eingriffsregelung nach § 14 dt BNSchG (Eingriffe in Natur und Landschaft) 

und § 15 dt BNSchG („Kaskade“) vorsieht. Nach § 16 Abs 2 dt BNSchG ist die Übernahme der 

Kompensationsverpflichtung durch Dritte mit befreiender Wirkung möglich und richtet sich 

nach Landesrecht. Beispiele: 

− Hessen – § 5 Kompensationsverordnung 

− Sachsen – § 10 Abs 2 SächsNatSchG 

− Sachsen-Anhalt – § 7 NatSchG LSA 

− Brandenburg – § 5 Flächenpoolverordnung Brb 2009 (FPV) 

− Mecklenburg-Vorpommern – § 14 Ökokontoverordnung (ÖkoKtoVO M-V) 

− Schleswig-Holstein – AgentAnerkVO 

 

Im Jahr 2006 wurde der Bundesverband der Flächenagenturen in Deutschland e.V. (BFAD) 

gegründet, um bereits existierende positive Beispiele für Flächenpools und die Tätigkeit von 

Agenturen bekannter zu machen, die Agenturen bundesweit zu vernetzen und ihre Interessen zu 

vertreten. Aktuell sind rund 40 Flächenagenturen im BFAD organisiert, also auf das Pool- und 

Ökokontogeschäft spezialisierte Unternehmen oder Landgesellschaften bzw Stiftungen, die ihren 

Tätigkeitsbereich um Flächenpools erweitert haben.39  

                                                
38 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
39 Näheres siehe https://verband-flaechenagenturen.de/index.html (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
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Eines der wichtigsten BFAD-Anliegen ist die Etablierung von Qualitätsstandards für die Arbeit von 

Flächenagenturen und die Entwicklung von Flächenpools für Naturschutzzwecke. Nach der BFAD 

müssen einige wesentliche Qualitätsmerkmale jedenfalls gegeben sein, damit ein Flächenpool 

die Wirkungen entfalten kann, die von diesem Instrument zur kooperativen Umsetzung der 

Eingriffsregelung nach § 14 dt BNSchG (siehe oben) erwartet werden können. Folgende 

fünf Qualitätsstandards für Flächenpools (Kernkriterien) sind daher Voraussetzung für eine 

BFAD-Mitgliedschaft:40 

1. naturschutzfachliche Aufwertung: „In Flächenpools muss der Zustand von Natur und 

Landschaft gegenüber der Vorsituation verbessert werden. Im Idealfall gilt dies für mehrere 

Schutzgüter (z.B. Arten und Lebensräume sowie Boden). Bloße Pflegemaßnahmen oder die 

Übernahme bereits existierender Verpflichtungen Dritter stellen im Regelfall keine poolfähigen 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dar.“ 

2. langfristige Sicherung von Flächen und Maßnahmen: „Um nachhaltige Wirkungen zu 

erzielen, müssen Flächen und Maßnahmen in Pools langfristig gesichert sein. Dabei sollte für 

Flächen eine unbegrenzte Sicherung durch Erwerb oder Eintrag dinglicher Sicherungen im 

Grundbuch angestrebt werden. Maßnahmen sollten durch ausreichende finanzielle Rücklagen, 

ggf. Pflegeverträge mit Landnutzern und Konzepte zur Erfolgskontrolle und Betreuung 

abgesichert sein.“ 

3. langfristige Dokumentation des Entwicklungszustands der Poolflächen: „Um die Maß- 

nahmendurchführung in Pools für alle Beteiligten transparent zu machen, soll die Entwicklung 

der Maßnahmen und die Erreichung der naturschutzfachlichen Ziele im Rahmen einer 

Erfolgskontrolle über die Laufzeit der Maßnahmen dokumentiert werden.“ 

4. fachliche Abstimmung und planerische Einbindung: „Damit Flächenpools hohe natur- 

schutzfachliche Wirkungen erzielen und sich in die übergeordneten Strategien der Landschafts- 

entwicklung einpassen, soll bei ihrer Entwicklung die Landschaftsplanung frühzeitig berücksich- 

tigt werden. Mit Behörden und anderen Akteuren (z.B. Verbänden) sollen die Konzepte – auch 

über gesetzlich notwendige Genehmigungsprozesse hinaus – abgestimmt sein, um ein hohes 

Maß an Kooperation bei der Planung und Umsetzung zu erreichen. Besonders wichtig ist in 

diesem Zusammenhang die fachliche Anerkennung von Flächenpools durch die zuständigen 

Naturschutzbehörden.“ 

5. hohe Qualität der Planungsleistungen: „Die Planung von Flächenpools bzw. der darin durch- 

zuführenden Maßnahmen sollte hohen Qualitätsansprüchen genüge. Im Regelfall geschieht 

dies durch die Beauftragung qualifizierter, in der Region erfahrener Planungsbüros.“ 

 

 

                                                
40 Abrufbar unter https://verband-flaechenagenturen.de/media/files/qualitaetsstandards_bfad.pdf (zuletzt abgerufen am 
31.3.2025). 
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Beispiel Brandenburg 

§ 5 Flächenpoolverordnung (FPV Brb 2009) normiert zur Übertragung von Kompensations- 

pflichten auf Agenturen: „Nach § 4 anerkannte Agenturen können die Verpflichtung des 

Verursachers eines Eingriffs zur Leistung von Ausgleichs- und/ oder Ersatzmaßnahmen mit 

befreiender Wirkung gegen Entgelt dahingehend übernehmen, dass allein sie nach erfolgter 

Zulassungsentscheidung die Durchführung und Pflege der Kompensation gewährleisten und 

für entsprechende Kontrollen durch die Zulassungs- und/oder Naturschutzbehörde zur 

Verfügung stehen. Die Übertragung der Kompensationsverpflichtung auf Agenturen hat ohne 

Bedingungen zu erfolgen, sie kann nicht widerrufen werden und ist in die jeweilige 

Zulassungsentscheidung aufzunehmen.“41 

 

§ 5 FPV Brb 2009 ermöglicht die Übernahme mit befreiender Wirkung (siehe oben). Im Jahr 2002 

wurde die Flächenagentur Brandenburg GmbH als Dienstleister im Naturschutz für das Land 

Brandenburg gegründet. Bei der Flächenagentur Brandenburg GmbH handelt es sich um eine 

solche anerkannte Agentur nach FPV Brb 2009 mit dem Recht der Übernahme der Verursacher- 

pflichten. Die Stiftung Naturschutzfonds Brandenburg (Stiftung des öffentlichen Rechts) ist seit 

2004 Alleingesellschafterin. Durch die Flächenagentur Brandenburg GmbH bestehen landesweit 

zertifizierte Poolangebote42 (1.000 ha). Diese Poolflächen sind zu 90 % in landwirtschaftlicher 

Nutzung (verpachtet). Flächen für Pools werden idR durch die Flächenagentur in Kooperation mit 

der Stiftung für deren Grundvermögen erworben, was eine dauerhafte Sicherung dieser Flächen 

gewährleistet. Pools werden aber auch auf Flächen Dritter mit anderen Modellen der Flächen- 

sicherung realisiert. Die Flächenagentur Brandenburg GmbH hat demnach keinerlei hoheitlichen 

Aufgaben, sondern bietet Unterstützung. Es bedarf jedoch einer fachlichen Prüfung und jährlichen 

Rechenschaftsberichten. Die Zuordnung der Maßnahmen erfolgt durch die Genehmigungsbe- 

hörden. Als Poolträgerin kümmert sich die Flächenagentur Brandenburg GmbH also um alle 

faktischen Arbeitsschritte – von der Sichtung erster Projektideen über die Kontaktaufnahme mit 

Nutzer:innen bzw Eigentümer:innen, der Abstimmung mit allen relevanten Akteur:innen bis hin zu 

Flächenerwerb und Maßnahmenrealisierung. Sie arbeitet als Vermittlerin zwischen Investor:innen, 

Flächennutzer:innen und -eigentümer:innen sowie den an der Eingriffsregelung (siehe oben) 

beteiligten Behörden. Sollten größere Planungen oder Gutachten erforderlich sein, so arbeitet die 

Flächenagentur Brandenburg GmbH eng mit erfahrenen und ortskundigen Planungsbüros 

zusammen. Mit der Ausführung von Maßnahmen werden entweder die auf den Flächen bereits 

wirtschaftenden Landwirt:innen oder Unternehmen aus der Region beauftragt.43 

 

 

                                                
41 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
42 https://www.flaechenagentur.de/leistungen/flaechenpools/ (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
43 https://www.flaechenagentur.de/unternehmen/ (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
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B.  Mögliche Rechtsform 

Verfolgen mehrere Personen einen gemeinsamen Zweck, so können diese dafür eine Gesellschaft 

gründen. Hierbei kann aus mehreren – jeweils vom Gesetz vorgegebenen – Gesellschaftstypen 

gewählt werden. Zwischen diesen bestehen jedoch teils große Unterschiede, insb hinsichtlich 

Anwendungsbereich, Organ- bzw Haftungsstruktur und Gründungsmodalitäten. 

 
 
1.  Ungeeignete Rechtsformen zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf 

Als zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf ungeeignet sind uE die Personen- 

gesellschaft (KG oder OG), die Aktiengesellschaft (AG oder SE), die Flexible Kapitalgesellschaft/ 

Flexible Company (FlexKapG/FlexCo), die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GesbR) und die 

Privatstiftung anzusehen. 

 

a) Personengesellschaft (KG oder OG) 

Insb Folgendes spricht uE gegen eine Personengesellschaft wie die KG oder OG als geeignete 

Rechtsform zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 

− Es besteht eine persönliche Haftung der Gesellschafter:innen. 

− Personengesellschaften sind auf Gewinn gerichtet. 

 

b) Aktiengesellschaft (AG oder SE) 

Insb Folgendes spricht uE gegen eine Aktiengesellschaft wie die AG oder SE als geeignete Rechts- 

form zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 

− Aktiengesellschaft folgen dem – im gegebenen Fall ungeeigneten – System der Aktien. 

− Es bedarf Kapitalerhöhungen/-herabsetzungen bei einer Änderung der Anzahl von Projekt- 

werber:innen als Aktionär:innen. 

− Aktiengesellschaften sind auf Gewinn gerichtet. 

 

c) Flexible Kapitalgesellschaft/Flexible Company (FlexKapG/FlexCo) 

Insb Folgendes spricht uE gegen eine sog Flexible Kapitalgesellschaft als geeignete Rechtsform zur 

Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 

− Flexible Kapitalgesellschaften haben das – hier nicht passende – System der Mitarbeiter:innen- 

beteiligung (sog „Unternehmenswert-Anteile“) vor Augen. 

− Sie sind grundsätzlich auf „Startups“ ausgerichtet. 

 

d) Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GesbR) 

Insb Folgendes spricht uE gegen eine GesbR als geeignete Rechtsform zur Abwicklung von 

Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 
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− Eine GesbR hat keine Rechtspersönlichkeit. 

− Es besteht eine persönliche Haftung. 

− Die GesbR ist auf Gewinn gerichtet. 

 

e) Privatstiftung 

Insb Folgendes spricht uE gegen eine Privatstiftung als geeignete Rechtsform zur Abwicklung von 

Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 

− Privatstiftungen folgen dem – im gegebenen Fall ungeeigneten – System der Begünstigten. 

− Ein:e Stifter:in verliert das unmittelbare Zugriffsrechts auf gestiftetes Vermögen, da dieses vom 

Stiftungsvorstand iSd Stiftungszwecks zu verwalten ist. 

− Privatstiftungen sind auf Erträgnisse dieses Vermögens gerichtet. 

 
 
2.  Geeignete Rechtsformen zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf 

Als zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung und -abruf geeignet erscheinen uE ein Verein, 

eine Genossenschaft, aber uU (eingeschränkt) auch eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

(GmbH) bzw eine GmbH & Co KG. 

 

a) Verein 

Insb Folgendes spricht uE für einen Verein als geeignete Rechtsform zur Abwicklung von 

Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 

− Ein Verein eröffnet die Möglichkeit, sich mit anderen Personen zu organisieren, um gemeinsame 

Ziele zu verfolgen oder gemeinschaftlich ähnliche Interessen auszuüben. 

− Anders als viele Organisationen ist er grundsätzlich nicht gewinnorientiert und kann als 

gemeinnützig eingestuft werden. 

− Ein Idealverein kann auch gewerblich tätig sein, also darf sich erwerbswirtschaftlich betätigen 

(Nebenzweckprivileg) und sogar Gewinne erzielen, wenn er Gewinne nicht an die Vereinsmit- 

glieder ausschüttet bzw der Verein nicht als Deckmantel für die Erwerbstätigkeit von Vereins- 

mitgliedern dient. Der ggf erzielte Gewinn ist wieder dem Verein – insb zur Erreichung dessen 

ideeller Zwecke (siehe oben) – zuzuführen. 

− Haftungsrisiken bestehen für die Mitglieder und den Vorstand eines Vereins kaum, da die 

Haftung auf das Vereinsvermögen beschränkt ist. 

− Anders als bei anderen Rechtsformen besteht ein größerer Spielraum für fakultative Organe, 

wie etwa einen Beirat. 

 

Ein Verein setzt sich aus folgenden Organen zusammen (siehe noch unten V.A.): 

− Mitgliederversammlung 
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− Leitungsorgan (üblicherweise als Vorstand bezeichnet) 

− Rechnungsprüfer:innen 

− fakultatives Organ 

− Aufsichtsrat 

− Beirat 

Darüber hinaus gibt es für Vereine eine eigene Schlichtungseinrichtung. 

 

Siehe zum Verein noch näher unten V.A. 

 
 
b) Genossenschaft 

Insb Folgendes spricht uE für einen Genossenschaft als geeignete Rechtsform zur Abwicklung von 

Flächenankauf, -verwaltung und -abruf: 

− Die Genossenschaft stellt die ideale Rechtsform für Kooperationen aller Art von Unternehmen 

oder Privatpersonen dar, die miteinander als Partner:innen ein gemeinsames Ziel verfolgen und 

zB Kostenvorteile durch Kooperation generieren wollen. 

− Sie ist nicht gewinnorientiert, sondern der Förderung ihrer Mitglieder verpflichtet – nicht die 

Gewinnmaximierung, sondern der Mitgliedernutzen steht im Vordergrund. 

− Die Mitglieder sind einerseits Eigentümer:innen und Kapitalgeber:innen, andererseits aber auch 

Geschäftspartner:innen ihrer Genossenschaft. 

− Erwirtschaftete Überschüsse werden verwendet, um das gemeinsame Ziel zu erreichen. 

− Es besteht die Möglichkeit, einen Gemeinnützigkeitsstatus zu erlangen, wenn die Genossen- 

schaft Ziele im öffentlichen Interesse verfolgt und dem Gemeinwohl im geistigen, kulturellen, 

sittlichen oder materiellen Bereich dient. Gewinne dürfen in diesem Fall nicht an Mitglieder 

ausgeschüttet, sondern müssen reinvestiert oder für gemeinnützige Zwecke verwendet werden. 

− Die flexible Satzungsgestaltung ermöglicht maßgeschneiderte Lösungen. 

− Anders als bei anderen Rechtsformen besteht ein größerer Spielraum für fakultative Organe, 

wie etwa einen Beirat. 

− Eine Genossenschaft bietet eine einfache Ein- und Austrittsmöglichkeit mit kostengünstiger 

Zeichnung, Kündigung und Übertragung von Geschäftsanteilen. 

− Genossenschaften folgen dem System der Mitbestimmung der Mitglieder (Generalver- 

sammlung als höchstes Organ). 

− Es gibt kein Mindestkapital. 

− Die Gründungskosten sind gering. 

− Es fällt lediglich ein geringer laufender Rechtsformaufwand an (kein:e Notar:in bei General- 

versammlung, keine notarielle Beurkundung von Protokollen, einfache Einberufung der 

Generalversammlung etc). 
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− Beim Ausscheiden von Mitgliedern kommt es zu keiner Gefährdung der Genossenschaft und 

zu keiner Unternehmensbewertung. 

− Genossenschaften bieten Sicherheit für die Mitglieder aufgrund der Wirtschaftlichkeitsbe- 

rechnung bei der Gründung und der verpflichtenden Genossenschaftsrevision. Die aktive 

Kontrolle durch den Prüfungsverband reduziert auch das Risiko einer Insolvenz. 

 

Jedoch sind uE insb folgende Nachteile bei Genossenschaften zu bedenken: 

− Ein Nachteil kann im der verpflichtenden Mitgliedschaft im Revisionsverband liegen, da 

regelmäßige Prüfungen durch den Revisionsverband laufende Kosten verursachen, die 

besonders für kleinere Genossenschaften spürbar sein können. 

− Genossenschaften können im Vergleich zu Kapitalgesellschaften Schwierigkeiten haben, 

größere Mengen an Kapital zu beschaffen, da sie auf die Einlagen ihrer Mitglieder angewiesen 

sind. 

− Die demokratischen Strukturen der Genossenschaft geben jedem Mitglied unabhängig von der 

Einlagenhöhe das gleiche Stimmrecht. 

− Von „unliebsam“ gewordenen Mitgliedern kann sich die Genossenschaft grundsätzlich nur 

schwer trennen. 

 

Darüber hinaus ist uE hinsichtlich Ausgleichsflächen insb zu bedenken, dass Genossenschaften der 

Förderung des Erwerbs bzw der Wirtschaft ihrer Mitglieder dienen. Für die beteiligten 

Stakeholder:innen muss jedoch von vornherein feststehen, dass nur das Projekt selbst um dessen 

Preis mit Gewinnerzielungsabsicht verfolgt werden darf, Gewinne aber nicht aus den Ausgleichs- 

flächen gezogen werden. 

 

UE ist daher unter den geeigneten Rechtsformen dem Verein mit dessen Ausrichtung auf den 

ideellen Vereinszwecks gegenüber der Genossenschaft der Vorzug zu geben. 

 

Eine Genossenschaft setzt sich aus folgenden Organen zusammen (siehe noch unten V.B.): 

− Vorstand 

− Generalversammlung 

− Aufsichtsrat 

− fakultatives Organ, zB wissenschaftlicher Beirat 

Darüber hinaus gibt es für Genossenschaften einen eigenen Revisor. 

 

Siehe zur Genossenschaft noch näher unten V.B. 
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c) Eingeschränkt – Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) bzw GmbH & Co KG 

Die GmbH entsteht als Rechtssubjekt gem § 2 und § 3 GmbHG iVm § 11 Abs 1 UGB mit der 

Firmenbucheintragung, wobei es dafür grundsätzlich eines Gesellschaftsvertrags in notarieller 

Ausfertigung (§ 9 GmbHG) bedarf. Bei Wahrnehmung der vereinfachten Gründung (§ 9a GmbHG) 

hat die Anmeldung der Gesellschaft zur Eintragung im Firmenbuch abweichend von § 11 Abs 1 UGB 

nicht in beglaubigter, sondern in elektronischer Form auf eine Weise zu erfolgen, bei der die Identität 

der Gesellschafter:innen zweifelsfrei festgestellt werden kann. Das Mindeststammkapital der 

GmbH beträgt nach § 6 Abs 1 GmbHG 10.000 € und ist durch Stammeinlagen der einzelnen 

Gesellschafter:innen aufzubringen. Die Gesellschafter:innen haften gem §§ 63 ff GmbHG über die 

Stammeinlage hinaus nicht für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft. Das oberste Organ der GmbH 

ist die Generalversammlung der Gesellschafter:innen (Willensbildung durch Gesellschafter:innen- 

beschlüsse). Die GmbH wird durch eine:n bzw mehrere Geschäftsführer:innen geführt und vertreten 

bzw von der Generalversammlung bestellt. Unter bestimmten Voraussetzungen ist ein Aufsichtsrat 

verpflichtend (ansonsten fakultativ möglich). Ein fakultativer Beirat kann als zusätzliches Beratungs- 

gremium von Gesellschafter:innen berufen werden bzw können von der Generalversammlung auch 

bestimmte Kompetenzen der Generalversammlung an diesen übertragen werden. 

 

Ein ganz wesentlicher Vorteil der GmbH im Vergleich zu anderen Rechtsformen (siehe oben 1.) ist 

die Möglichkeit, dass das Land Oö Alleingesellschafter der GmbH wird. Bei einer GmbH & Co KG 

wäre diese GmbH Komplementär der KG. Auch hier wäre es also möglich, dass das Land Oö 

Alleingesellschafter wird. Kommanditist:innen der KG wären die Projektwerber:innen. 

 

Es ist jedoch stets zu bedenken, dass sowohl eine GmbH als auch eine GmbH & Co KG auf Gewinn 

gerichtet ist. Aus diesem Grund wird in weiterer Folge nicht näher auf diese beiden Rechtsformen 

eingegangen. 

 

 

C.  Mögliche Finanzierung 

Bei der Finanzierung sind folgende entscheidende Weichen zu stellen: 

− wer und wie? 

− (Vor-)Finanzierung (?) durch potentielle Projektant:innen? 

− Land Oö über „Finanzierungsvorschuss“? 

 

Die (Vor-)Finanzierungskonstruktion ist nicht unproblematisch. 
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D.  Möglicher Schutzstatus 

Beim Schutzstatus sind folgende entscheidende Weichen zu stellen: 

− Erhaltung des status quo oder Verbesserungspflicht? 

− wer und wie? 

− langfristige Sicherung der Flächen 

− langfristige Sicherung von Maßnahmen 

− langfristige Dokumentation des Entwicklungszustands 

− langfristige Kontrolle 

− Einbindung in übergeordnete Strategien? 

 

 

E.  Zusammenfassende Bewertung der Teile I. bis IV. 

Der Projektauftrag der vorliegenden Studie konzentriert sich auf die Wahl der Rechtsform für die 

Organisation von Ausgleichsflächen. Damit zusammenhängende gewerberechtliche Fragen, die 

sich als Folge des Ankaufs oder der Vermittlung von Flächen ergeben, werden nicht behandelt. 

Sofern also im Folgenden für die Tätigkeit der Verwaltung der Liegenschaften durch die Gesellschaft 

eine gewerberechtliche Tätigkeit erforderlich sein sollte sowie sonstige Genehmigungen einzuholen 

sind, trifft die Studie dazu keinerlei Aussagen. Insb ist dies keine Besonderheit der jeweiligen 

Rechtsform, sondern richtet sich danach, ob die Tätigkeit der Gewerbeordnung oder anderen 

Berufsausübungsregelungen unterliegt. 

 

Auch steuerliche Fragen sind nicht Gegenstand der Studie. Die Frage, inwiefern der vorgeschlagene 

Verein als „gemeinnütziger“ Verein einer steuerlichen Begünstigung unterliegt, bedarf einer eigenen 

Bewertung. 

 

Die nachstehenden Empfehlungen der Autorinnen sind ausschließlich als Grundlage für die weitere 

Diskussion zu verstehen, wollen und können aber in keiner Weise die politische Willensbildung 

sowie den Diskurs der Stakeholder:innen abschließend determinieren. 

 

Die Vorgabe der Studie war, eine Lösung für die Organisation der Ausgleichsflächen zu finden, die 

nicht die Notwendigkeit in sich birgt, neue gesetzliche Grundlagen etablieren zu müssen. An dieser 

Vorgabe haben sich die Verfasserinnen der vorliegenden Studie orientiert. Bei Konsens über das 

vorgeschlagene Modell wäre es freilich möglich bzw sinnvoll, gesetzliche Adaptierungen in Bezug 

auf die Existenz einer solchen Gesellschaftsform iZm dem Ausgleichsflächenmanagement zu 

treffen. Insb könnte eine gesetzliche Grundlage begleitend die Pflichtenübernahme durch Dritte mit 

befreiender Wirkung zum Gegenstand haben.  
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Die Analyse der Gesellschaftsformen hat ergeben, dass für die Organisation der Ausgleichsflächen 

in einer ersten Phase (dh also Pilotphase) die Rechtsform des Vereins iSd VerG am geeignetsten 

erscheint. Falls sich diese Form bewährt, kann sie selbstverständlich auch in der Folge beibehalten 

werden. Bei gesammelten Erfahrungen mit den Anforderungen an das Ausgleichsflächenmanage- 

ment kann diese allenfalls in weiterer Zukunft auch in eine komplexere Gesellschaftsform trans- 

feriert werden. Ob dies zu empfehlen ist, kann vom derzeitigen Standpunkt aus noch nicht einge- 

schätzt werden. 

 

Als Mitglieder des Vereins kommen in erster Linie das Land Oö, die Projektant:innen und andere 

Stakeholder:innen in Betracht. Eine Betätigung des Landes Oö in Form der Teilnahme an einem 

Verein bedarf uE keiner gesetzlichen Grundlagen, sondern fällt in den Spielraum der Privatwirt- 

schaftsverwaltung: 

Das Land Oö ist einerseits selbst Projektant im Straßenbau und als solcher zur Leistung von 

Ausgleichsflächen verpflichtet. Andererseits steht es dem Land Oö – ebenso im Rahmen der 

Privatwirtschaftsverwaltung – zu, unter formell gleichberechtigten Teilnehmer:innen eine Organi- 

sation für Ausgleichsflächen zu schaffen, die es ermöglicht, Liegenschaften mit unterschiedlichen 

Gegebenheiten an Biodiversität in einem „Flächenpool“ zu sammeln. 

 

Die Idee der Notwendigkeit des Ausgleichs bei naturschutzrechtlich relevanten Eingriffen ist nicht 

neu. Die grundlegende Studie „Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft“ (siehe dazu bereits 

oben III.C.3.) hat schon 2016 ein einschlägiges Problembewusstsein geschaffen und mit der Novelle 

LGBl 2017/58 zur Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung ein Instrumentarium zur Berechnung von 

Eingriffs- und Ausgleichswerten festgelegt. Relativ neu ist aber die Idee der Flächenpools. Dahinter 

ist der Gedanke der Vorsorge maßgeblich, die ein:e Projektwerber:in zu treffen hat, um einen 

später erfolgenden Eingriff auszugleichen. Um den Unsicherheiten von zeitlichen und modalen 

Entwicklungen Rechnung zu tragen, ist die Aufwertung von potentiellen Ausgleichsflächen zu 

einem frühestmöglichen Zeitpunkt im Blick zu haben. 

 

Vorteil der Idee des Flächenpools ist es, dass zum einen die vorhandenen Ausgleichsflächen in 

gesammelter, transparenter Form für die Projektant:innen abrufbar sind und zum anderen dadurch 

gegenseitige Rechtsgeschäfte (insb Kauf- und Tauschverträge) über die im Pool vorhandenen 

Liegenschaften durch die Mitglieder abgeschlossen werden können. Die Anforderungen hinsichtlich 

der Biodiversität an den Ausgleich, die ein Projekt nach sich zieht, können von Projektant:innen im 

Vorfeld des Projekts nicht immer eingriffsgenau vorhergesehen werden. 
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Die Tätigkeitsfelder des Vereins lassen sich mit drei voneinander unabhängigen Handlungs- 

feldern beschreiben. 

1. Akquise bzw Einbringung der Liegenschaft: 

Es bedarf der Akquise von Liegenschaften, die als mögliche Ausgleichflächen in Betracht kommen. 

In diesem Handlungsfeld handelt der Verein entweder im Namen und auf Rechnung eines 

bestimmten Auftraggebers (Projektant) oder im eigenen Namen, sofern finanzielle Mittel dafür zur 

Verfügung stehen. 

 

2. Aufwertung der Liegenschaft zur Ausgleichsfläche: 

Der Verein wählt die Möglichkeit aus, wie eine geeignete Fläche zur Ausgleichsfläche wird: Dies 

kann durch Beauftragung von Drittaufwertenden oder durch Verpachtung zur Pflege an 

Landwirt:innen erfolgen. In erster Linie maßgeblich für die Frage, welche Erfordernisse iZm der 

Aufwertung einer Liegenschaft notwendig sind, sind die im Bescheid vorgegebenen Kriterien. 

 

Klar ist, dass in jedem Handlungsfeld eine Vollkostenabdeckung durch die Projektant:innen gegeben 

sein muss, sodass die Projektant:innen sowohl die konkret anfallenden Kosten der Akquise 

(Kaufpreis), der Aufwertung (Aufwertungskosten, Kosten der Beauftragung Dritter) oder der 

Verwaltung bereits aufgewerteter Liegenschaften (Verwaltungskosten) zu finanzieren haben. Dazu 

kommen die Overheads, die die Vereinstätigkeit nach sich ziehen. Diese Overheads sind durch den 

Mitgliedsbeitrag einzubringen. Die für die konkreten Liegenschaft anfallende Kostenart ist den 

jeweiligen durch Bescheid zum Ausgleich Verpflichteten anzulasten. 

 

Anders als in Deutschland kann das vorliegende Modell für die Verpflichteten lediglich eine Hilfe in 

der Abwicklung (Beschaffung, Aufwertung und Verwaltung) der Flächen bieten, es kommt aber zu 

keiner gänzlichen Pflichtenübernahme, wie dies qua § 16 dt BNSchG gesetzlich explizit vorgesehen 

ist. Die Pflichtenübernahme von öffentlich-rechtlichen Pflichten bedürfte jedenfalls einer 

gesetzlichen Grundlage, sollte dies politisch gewollt sein. Im vorgeschlagenen Modell kann die 

Satzung vorsehen, dass intern ein Pflichtenübernahme durch den Verein erfolgt. Sie entbindet qua 

Bescheid Verpflichtete aber nicht von ihren Pflichten gegenüber der Behörde. 

 

All die genannten Fragen müssen in der Satzung des „Oö Ausgleichsflächen-Vereins“ geregelt 

werden, da dieser die „Verfassung“ der juristischen Person ist und bei Streitfragen primär die 

Satzung und deren Auslegung maßgeblich ist. 

 

Die Formulierung einer Satzung ist nicht mehr vom Projektauftrag erfasst. Der Vorschlag einer 

solchen Satzung bedarf selbstverständlich der intensiven Rücksprache mit den möglichen 

Mitgliedern des Vereins (Projektant:innen, Stakeholder:innen).  
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In einem Art „Vorpool“ gilt es jene Flächen zu sammeln, die als Ausgleichsflächen nach einer Zeit 

der Aufwertung zur Verfügung stehen. 

 

Befinden sich im „Vorpool“ Ausgleichsflächen unterschiedlicher bzw gleicher Eigentümer:innen, so 

kann der Oö Ausgleichsflächen-Verein mit der Verwaltung der Liegenschaften betraut werden bzw 

die Verwaltung aufgewerteter Flächen übertragen werden. Wiederum ist die Lösung der direkten 

bzw indirekten Stellvertretung für die jeweiligen Eigentümer:innen möglich. Ob das eine oder andere 

Modell schlagend wird, ist Teil der noch zu führenden Diskussion. Es kann auch iRd 

Geschäftsmodells die Wahlmöglichkeit belassen werden. Für die bloße Verwaltung der 

Ausgleichsflächen wird den Vereinsmitgliedern ein Aufwandsersatz vorgeschrieben, der zu den 

laufenden Overheads, die durch die Mitgliedsbeiträge eingehoben werden (siehe oben), kommt. 

 

Ist die Fläche in Hinblick auf ein Gut bzw mehrere Güter der Biodiversität aufwertungsbereit, so 

nimmt der Verein im Einvernehmen mit dem:der Eigentümer:in die Fläche in das Tool nach der 

Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung als geeignete Liegenschaft auf. 

 

Nimmt ein Projekt von Infrastrukturbetreibenden bzw sonstigen Unternehmen konkrete Gestalt an, 

so steht dem Vereinsmitglied dessen eigene aufgewertete Fläche zur Verfügung. Ob ein 

Nichtvereinsmitglied Flächen aus dem Pool vom Verein ankaufen kann, hängt davon ab, ob man 

dem Verein die Möglichkeit überlässt, im eigenen Namen Liegenschaften anzukaufen und als 

Ausgleichflächen aufzuwerten. Auch dieses Geschäftsmodell wäre denkbar und quasi als 

„Eigenverwaltung“ (entsprechend der zu etablierenden Satzung) möglich. Der Vorteil der Pool-

Lösung in diesem Stadium liegt darin, dass im Verein die vorhandene Übersicht über die möglichen 

Flächenmöglichkeiten besteht, sodass angepasst an ein konkretes Projekt die entsprechende 

Fläche uU bereits im Pool ist. Besteht an der Ausgleichsfläche fremdes Eigentum, so bedarf es uU 

einer Eigentümer:inneneinwilligung zur Übertragung der Fläche bzw einer Verpachtungslösung. Die 

diesbezügliche Fläche ist allerdings dann als Ausgleichsfläche konsumiert, es sei denn, dass sie 

aufgrund ihrer Größe ein weiteres Projekt bedecken kann. Die diesbezüglichen Rechtsgeschäfte 

richten sich nach allgemeinen Regeln. Modalitäten und Vorgang des Abschlusses selbst sind in der 

Satzung des Vereins festzulegen. 

 

Die Existenz eines einschlägigen Vereins hat selbstverständlich keine Auswirkungen auf die 

Möglichkeiten der Projektant:innen, eigen Ausgleichsflächen zu besorgen bzw Projektflächen 

außerhalb des Pools als Ausgleichsflächen einzusetzen. 
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3. Verwaltung der Liegenschaft als Ausgleichsfläche: 

Kommt es zur Festlegung einer konkreten Fläche als Ausgleichsfläche im Zuge eines konkreten 

Projektausgleichs, so wäre eine weitere Aufgabe des Vereins die Verwaltung der Liegenschaften. 

Es kommt lt Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung zur Aufnahme der Ausgleichsfläche in das 

Oö Naturschutzbuch. Jegliche absichtliche Verschlechterung ist nicht bloß zu vermeiden, sondern 

verboten. Dient eine Fläche dem Ausgleich als Natura-2000-Fläche, so ist das Ziel die Eingliederung 

der Fläche in das Natura 2000-Netz. 

 

Die dargelegte Ablaufbeschreibung zeigt, dass der Verein eine taugliche Möglichkeit ist, eine 

entsprechende Erleichterung für die Mitglieder zu schaffen. Der Verein gibt – wie im Anschluss 

dargelegt – die konkrete Organisationsstruktur vor. Welche Aufgaben wie und auf welche Art und 

Weise der Verein übernimmt, legt die Satzung fest. Diesbezüglich bedarf es einer näheren 

Ausgestaltung in der Satzung. 
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V.  Geeignete Rechtsformen zur Abwicklung von Flächenankauf, -verwaltung 

und -abruf im Detail 

Es wurde bereits dargelegt, dass die Rechtsform des Vereins und der Genossenschaft geeignet 

wäre, ohne gesetzliche Änderungsnotwendigkeit eine Ausgleichsflächengesellschaft ins Leben zu 

rufen (siehe dazu bereits oben IV.B.2.). Die Verfasserinnen der Studie raten dezidiert davon ab, 

komplexere Strukturen zu wählen, da andernfalls der Vorwurf der Undurchsichtigkeit gegeben sein 

könnte und andererseits bei Verein und Genossenschaft der ideelle Charakter (Verfolgung ideeller 

Werte wie bessere Umwelt, soziale Anliegen etc) bzw (sofern gewünscht) die Gemeinnützigkeit 

klar hervortritt. Dieser ideelle bzw gemeinnützige Charakter in Angelegenheiten des Naturschutzes 

ist ein wesentliches Signal für die Nachvollziehbarkeit der Ratio und Handlungsgrenzen der 

gewählten Rechtsform. Für die beteiligten Stakeholder:innen muss von vornherein feststehen, dass 

nur das Projekt selbst um dessen Preis mit Gewinnerzielungsabsicht verfolgt werden darf, Gewinne 

aber nicht aus der Bewirtschaftung der Ausgleichsflächen (sofern dies nicht ohnedies realitätsfern 

ist) gezogen werden. 

 

In den nachstehenden Ausführungen werden Organe und Funktionsweise von Verein und 

Genossenschaft, die Gründungsnotwendigkeiten sowie die maßgeblichen leitenden Strukturen 

(insb Satzung) näher dargestellt, um so den nächsten Schritt in der Konkretisierung der Ausgleichs- 

flächenthematik zu gehen. Je einfacher und durchschaubarer die Strukturen, umso besser wird das 

Vorhaben eines „Oö Ausgleichsflächen-Vereins“ bzw einer „Oö Ausgleichsflächen-Genossenschaft“ 

akzeptiert werden könne. 

 

In den nachstehenden Ausführungen werden bewusst keine Vorschläge unterbreitet, wer (Rechts- 

träger oder Projektant:innen) welche Vereinsfunktionen bzw Organpositionen übernimmt bzw über- 

nehmen könnte, um eine allfällige Bereitschaft der Stakeholder:innen nicht zu konterkarieren. 

Wesentlich ist allerdings, dass die fachliche Seite des Vereins bzw der Genossenschaft in der 

Besetzung der Organe ausreichend abgesichert sein muss. 

 

 

A.  Verein 

§ 1 Vereinsgesetz 2002 (VerG44) definiert einen Verein wie folgt: „(1) Ein Verein im Sinne dieses 

Bundesgesetzes ist ein freiwilliger, auf Dauer angelegter, auf Grund von Statuten organisierter 

Zusammenschluss mindestens zweier Personen zur Verfolgung eines bestimmten, gemein- 

samen, ideellen Zwecks. Der Verein genießt Rechtspersönlichkeit (§ 2 Abs. 1). 

                                                
44 Bundesgesetz über Vereine (Vereinsgesetz 2002 – VerG), BGBl I 2002/66 (StF) idF BGBl I 2024/133. 
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(2) Ein Verein darf nicht auf Gewinn berechnet sein. Das Vereinsvermögen darf nur im Sinne 

des Vereinszwecks verwendet werden. 

(3) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für solche Zusammenschlüsse, die nach anderen gesetzlichen 

Vorschriften in anderer Rechtsform gebildet werden müssen oder auf Grund freier Rechtsformwahl 

nach anderen gesetzlichen Vorschriften gebildet werden. 

(4) Ein Zweigverein ist ein seinem Hauptverein statutarisch untergeordneter Verein, der die Ziele 

des übergeordneten Hauptvereins mitträgt. Eine Zweigstelle (Sektion) ist eine rechtlich unselbstän- 

dige, aber weitgehend selbständig geführte, organisatorische Teileinheit eines Vereins. 

(5) Ein Verband ist ein Verein, in dem sich in der Regel Vereine zur Verfolgung gemeinsamer 

Interessen zusammenschließen. Ein Dachverband ist ein Verein zur Verfolgung gemeinsamer 

Interessen von Verbänden.“45 

 

Abbildung: Definition 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 149. 

 

 

Bei einem Verein iSd VerG handelt es sich um eine juristische Person, die als solche selbst 

Rechtspersönlichkeit besitzt und durch seine Organe (siehe dazu noch näher unten 2.) am Rechts- 

leben teilnimmt. Ein Verein wird zwar von dessen Mitgliedern, von deren Willen und deren Mitarbeit 

getragen, ist aber auch insofern von dessen Mitgliedern vollkommen unabhängig, als ein Verein vom 

Wechsel der Mitglieder in seinem Bestand nicht berührt wird.46 

 

 

1.  Gründung 

Ein Verein nach dem VerG lässt sich grundsätzlich einfach und ohne erhebliche Kosten gründen, es 

sind jedoch einzelne formelle Gründungsschritte zu beachten (siehe unten b)). Da Vereins- 

                                                
45 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
46 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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gründer:innen uU für iZm der Vereinsgründung entstehende Kosten persönlich haften (siehe noch 

unten d)), tragen sie hierbei eine besondere Verantwortung.47 

 
 
a) Ideeller Zweck 

Einen Verein iSd VerG zu gründen bedeutet, sich zur gemeinsamen Verfolgung eines ideellen 

Zwecks48 (ideelle Werte wie bessere Umwelt, soziale Anliegen etc) mit anderen – mind zwei 

Personen – für längere Zeit und in besonders organisierter Form zusammenzuschließen, da Vereine 

als solche nach § 1 Abs 2 VerG nicht auf Gewinn berechnet sein dürfen (siehe oben 1.). 

 

Vereinen, die keinen ideellen Zweck verfolgen, wird die Vereinsgründung nicht gestattet.49 Eine 

Wirtschaftstätigkeit, die solchen Zielen untergeordnete wird, ist möglich. Für die ausschließliche oder 

überwiegende Verfolgung wirtschaftlicher Interessen kann ein Verein jedoch nicht gegründet 

werden. Der erlaubte Rahmen einer erwerbswirtschaftlichen Vereinstätigkeit50 stellt sich daher 

wie folgt dar: Die auf die Erlangung von vermögensrechtlichen Vorteilen für Vereinsmitglieder 

abzielende Unternehmenstätigkeit darf nicht zum Selbstzweck werden, muss also im Einklang mit 

den ideellen Zielsetzungen stehen.51 

 

Beispiel 

Ein Verein, der den grundsätzlich zulässigen Vereinszweck der Förderung der Direktvermarktung 

landwirtschaftlicher Produkte von Klein- und Berglandwirt:innen verfolgt, stellt dazu dessen Mit- 

gliedern ein Geschäftslokal, in dem sie ihre Waren auf eigene Rechnung verkaufen können, zur 

Verfügung.52 

 

Vereinsmitgliedern ist es untersagt, Vereinsvermögen entgegen dem Vereinszweck zu entnehmen 

oder daraus zweckwidrige Leistungen an Dritte zu erbringen. Davon umfasst ist auch die Gewährung 

von Darlehen an Vereinsmitglieder oder Dritte, die durch den Vereinszweck nicht gedeckt sind. Vom 

Verein erzielte Gewinne dürfen nicht einfach an die Mitglieder ausgeschüttet werden. Bei einer 

freiwilligen Auflösung des Vereins darf das noch vorhandene Vermögen nicht unter den Mitgliedern 

aufgeteilt werden, sondern muss dem in den Vereinsstatuten (siehe dazu noch näher unten 3.) 

genannten ideellen Vereinszweck zugeführt werden. Ein Verein darf nicht als „formeller Deckmantel“ 

für eine Wirtschaftstätigkeit der Mitglieder oder von Dritten dienen.53  

                                                
47 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
48 Siehe dazu ausführlich Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre4 Kap II. 
49 VfGH 9.12.2010, B570/10. 
50 VfGH 1.12.1983, B39/83; OGH 30.11.2004, 4 Ob 154/04g = ÖBl-LS 2005/58 = ÖBl-LS 2005/59 = ÖBl-LS 2005/60 = 
ÖBl-LS 2005/68 = RdW 2005, 226 = MR 2005,127 = ÖBl 2005,114 (Gamerith); 12.2.2013, 4 Ob 20/13i = wbl 2013/151 = 
RdW 2013, 530 = MietSlg 65.635. 
51 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
52 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
53 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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Zu beachten gilt, dass der Begriff „ideell“ im rechtlichen Sinn nicht mit dem steuerrechtlichen 

Begriff „gemeinnützig“54 gleichzusetzen ist. Vielen „klassischen“ Vereine, denen das steuerrecht- 

liche Gemeinnützigkeitsprivileg nicht zuerkannt wird (zB Geselligkeits-, Kleingarten-, Modellbau- 

vereine etc) verfolgen dennoch einen bestimmten, gemeinsamen, ideellen Zweck.55 

 

 

b) Gründungsvorgang 

Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Vereinsgründung finden sich in §§ 2, 11-13 VerG. Der 

Gründungsvorgang geht vom Gründungsentschluss über die Errichtung bis zur Entstehung 

des Vereins. 

 

Abbildung: Ablauf der Vereinsgründung 

Quelle: Hargassner, Vereinsgründung 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 

 

Während es sich beim Entschluss, einen Verein zu gründen, noch um die Absicht eines Einzelnen 

handeln kann,56 reicht das Tätigwerden eines Einzelnen nach dem VerG für das weitere Geschehen 

nicht, spricht doch § 1 Abs 1 VerG vom „Zusammenschluss mindestens zweier Personen“. 

 

§ 2 Abs 1 VerG teilt die Vereinsgründung in zwei Phasen, die Errichtung und die Entstehung des 

Vereins: „Die Gründung eines Vereins umfasst seine Errichtung und seine Entstehung. Der Verein 

wird durch die Vereinbarung von Statuten (Gründungsvereinbarung) errichtet. Er entsteht als 

Rechtsperson mit Ablauf der Frist gemäß § 13 Abs. 1 oder mit früherer Erlassung eines 

Bescheids gemäß § 13 Abs. 2.“57 

 

§ 13 VerG normiert zur Aufnahme der Vereinstätigkeit: „(1) Ergeht binnen vier, im Fall einer Verlän- 

gerung gemäß § 12 Abs. 3 binnen längstens sechs Wochen nach Einlangen der Errichtungsanzeige 

keine Erklärung gemäß § 12 Abs. 1 [Anm: Erklärung, dass die Vereinsgründung nicht gestattet ist], 

so gilt das Schweigen der Vereinsbehörde als Einladung zur Aufnahme der Vereinstätigkeit. 

Der mit Fristablauf entstandene Verein (§ 2 Abs. 1) kann seine Tätigkeit beginnen. Die Vereins- 

                                                
54 Siehe zu diesem steuerlichen Begriff der Gemeinnützigkeit etwa Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre3 168 f 
und Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel II.2.3.1.1. 
55 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
56 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
57 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
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behörde hat den Anzeigern eine unbeglaubigte Abschrift der Statuten und einen Auszug aus dem 

Vereinsregister zu übermitteln. 

(2) Schon vor Fristablauf kann an die Anzeiger mit Bescheid eine ausdrückliche Einladung zur 

Aufnahme der Vereinstätigkeit ergehen, sobald die Vereinsbehörde zu einer Erklärung gemäß 

§ 12 Abs. 1 keinen Anlass sieht. Der Einladung ist eine unbeglaubigte Abschrift der Statuten und ein 

Auszug aus dem Vereinsregister anzuschließen.“58 

 

§ 11 Abs 1 VerG regelt die Anzeige der Vereinserrichtung wie folgt: „Die Errichtung eines 

Vereins (§ 2 Abs. 1) ist der Vereinsbehörde von den Gründern oder den bereits bestellten organ- 

schaftlichen Vertretern unter Angabe ihres Namens, ihres Geburtsdatums, ihres Geburtsorts und 

ihrer für Zustellungen maßgeblichen Anschrift (§ 2 Z 4 Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982) mit einem 

Exemplar der vereinbarten Statuten schriftlich anzuzeigen. Bereits bestellte organschaftliche 

Vertreter haben zudem ihre Funktion und den Zeitpunkt ihrer Bestellung anzugeben. Sofern bereits 

vorhanden, ist auch die für Zustellungen maßgebliche Anschrift des Vereins bekannt zu geben.“59 

 

 

Die drei Schritte des Gründungsvorgangs eines Vereins lassen sich demnach wie folgt 

zusammenfassen: 

1. Die Errichtung des Vereins ist eine interne Angelegenheit zwischen den Vereinsgrün-

der:innen, wobei mind zwei die Gründung eines bestimmten Vereins beschließen und sich über 

die Statuten dieses Vereins (siehe dazu noch näher unten 3.) einigen müssen (sog 

„Gründungsvereinbarung“). Vereinsgründer:innen können natürliche oder juristische Perso- 

nen, aber auch rechtsfähige Personengesellschaften (zB OG, KG) sein. Diese Gründungsver- 

einbarung bildet die zivilrechtliche Grundlage für die weiteren Schritte der Vereinsgründung 

(siehe sogleich). Ein bloß errichteter Verein ist noch kein Rechtssubjekt, solange der Verein 

nicht auch entstanden ist (siehe sogleich). Es können aber schon vorweg die ersten organ- 

schaftlichen Vertreter:innen (siehe dazu noch näher unten 2.) bestellt werden. Erfolgt die Be- 

stellung der organschaftlichen Vertreter:innen erst nach Vereinsentstehung (siehe sogleich), so 

vertreten bis dahin die Gründer:innen gemeinsam den entstandenen Verein.60 Das Bundes- 

ministerium für Inneres hat entsprechende Musterstatuten61 für Gründungsvereinbarungen zur 

Verfügung gestellt, die im Einzelfall an die jeweiligen Erfordernisse des entsprechenden Vereins 

anzupassen sind. 

2. Die bisher interne wird zur äußeren Angelegenheit,62 indem als nächster Schritt der 

Vereinsgründung die schriftliche Anzeige der Errichtung des Vereins iSd § 11 VerG bei der 

                                                
58 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
59 Hervorhebungen durch die Verfasserinnen. 
60 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
61 Abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/609/start.aspx#statuten (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
62 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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Vereinsbehörde (siehe dazu noch unten c)) durch die Gründer:innen bzw die schon bestellten 

organschaftlichen Vertreter:innen (siehe oben) zu erfolgen hat. Die Gründungsanzeige muss 

jedenfalls Name, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift der Gründer:innen bzw der bereits 

bestellten ersten organschaftlichen Vertreter:innen (bei diesen samt Funktion und Zeitpunkt 

ihrer Bestellung) und ein Statutenexemplar enthalten. 

Das Bundesministerium für Inneres hat ein entsprechendes Muster63 für eine solche Errich- 

tungsanzeige bereitgestellt. 

Wer die Errichtung eines Vereins vor Aufnahme einer über die Vereinbarung von Statuten und 

die allfällige Bestellung der ersten organschaftlichen Vertreter:innen hinausgehenden Vereins- 

tätigkeit nicht gem § 11 VerG anzeigt, begeht nach § 31 Z 1 VerG eine Verwaltungsübertretung 

und ist mit Geldstrafe bis zu 218 € – im Wiederholungsfall mit bis zu 726 € – zu bestrafen. 

Die Errichtungsanzeige ist nach § 14 Gebührengesetz (GebG64) mit 14,30 € (Tarifpost 6 

„Eingaben“) zu vergebühren. Für das anzuschließende Statutenexemplar ist pro Bogen 3,90 € 

(Tarifpost 5 „Beilagen“) zu entrichten. 

Im Stadium zwischen Errichtung und Entstehung des Vereins wird oft von einem sog 

Vorverein65 gesprochen, dabei handelt es sich aber um kein rechtsfähiges Gebilde66. 

3. Die Entstehung des Vereins (als juristische Person) erfolgt mit positivem Abschluss des durch 

die schriftliche Anzeige (siehe oben) ausgelösten vereinsbehördlichen Verfahrens als Rechts- 

subjekt – der Verein erwirbt eigene Rechtspersönlichkeit als juristische Person.67 Der Verein 

als Rechtspersönlichkeit entsteht nach § 13 VerG entweder mit Ablauf einer Frist von vier 

Wochen (Schweigen der Vereinsbehörde, also keine negative Erklärung nach § 12 Abs 1 VerG, 

dass Vereinsgründung nicht gestattet ist) nach Einlangen der Anzeige bei der Vereinsbehörde 

(Abs 1 leg cit) oder schon vorher mit besonderem Bescheid (Abs 2 leg cit). 

Auf die Eintragung in das Vereinsregister kommt es daher gerade nicht an, diese hat lediglich 

deklarative Wirkung.68 

Die Vereinsbehörde übermittelt sodann gebührenfreie eine Kopie der nun geltenden Statuten 

und einen ersten Auszug aus dem Vereinsregister über die Existenz und die Vertretungs- 

verhältnisse des Vereins.69 

Für die bescheidmäßige Bewilligung nach § 12 Abs 2 VerG (siehe oben) sind gem 

Bundesverwaltungsabgabenverordnung (BVwAbgV70) 6,50 € (Tarif über das Ausmaß der 

                                                
63 Abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/609/start.aspx#statuten (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
64 Gebührengesetz 1957 (GebG), BGBl 1957/267 (StF) idF BGBl I 2025/7. 
65 OGH 18.10.2007, 2 Ob 273/06w mwN. 
66 Vgl Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.4.6.; Hargassner, Vereinsgründung 5 (Stand 1.6.2024, 
Lexis Briefings in lexis360.at). 
67 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
68 Vgl Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.4.2.3.; Hargassner, Vereinsgründung 4 (Stand 
1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
69 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
70 Verordnung der Bundesregierung über die Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der Bundesverwaltung und 
über die Art ihrer Einhebung bei den Bundesbehörden (Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983 – BVwAbgV), BGBl 
1983/24 (StF) idF BGBl I 2008/5. 
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Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der Bundesverwaltung, A. Allgemeiner Teil, Z 1) 

zu entrichten. 

Mit der Vereinstätigkeit ist innerhalb eines Jahres nach Entstehung zu beginnen, wozu ua 

die Bestellung der Organe (etwa handlungsfähiger Vorstand; siehe dazu noch näher unten 2.) 

gehört. Ansonsten ist der Verein zwar gegründet, es droht aber nach § 2 Abs 3 S 1 VerG die 

jederzeitigen Auflösung durch die Vereinsbehörde. Die Einjahresfrist ist von der Vereinsbehörde 

gem § 2 Abs 3 S 2 VerG auf Antrag der Gründer:innen bei Glaubhaftmachung, dass sie durch 

ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis ohne ihr Verschulden an der Fristein- 

haltung verhindert waren, zu verlängern (Antrag auf Fristverlängerung für die erste Bestellung 

organschaftlicher Vertreter:innen). Das Bundesministerium für Inneres hat ein entsprechendes 

Muster71 für einen solchen Verlängerungsantrag zur Verfügung gestellt. 

 
Abbildung: Gründung nach dem VereinsG 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 149. 

 

Nach der Rsp wird der Verein durch die organschaftliche Vertretung selbst unmittelbar berechtigt 

und verpflichtet. Vereinsorgane bedürfen demnach keiner besonderen Vollmacht, um für den 

Verein tätig werden zu können.72 

 

Die Kosten (Gebühren, ggf Verwaltungsabgabe für den Bescheid; siehe oben) sind nach Verfahrens- 

erledigung fällig, idR wird ein Zahlschein übersandt.73 

  

                                                
71 Abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/609/start.aspx#statuten (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
72 OGH 21.5.2013, 1 Ob 75/13f = EvBl‑LS 2013/127 = ecolex 2013/334, 804 (Höhne; Reich‑Rohrwig) = GES 2013, 395 = 
RdW 2013, 667 = ZIK 2013, 238 = wbl 2014/14 = AnwBl 2014, 284. 
73 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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c) Vereinsbehörde 

Vereinsbehörde iSd VerG ist laut § 9 Abs 1 leg cit im Gebiet einer Gemeinde, wo die Landes- 

polizeidirektion auch zugleich Sicherheitsbehörde 1. Instanz ist, die Landespolizeidirektion, 

ansonsten die Bezirksverwaltungsbehörde. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich gem Abs 3 

leg cit grundsätzlich nach dem in den Statuten (siehe oben b)) angegebenen Vereinssitz. Eine 

Ausnahme besteht nach § 19 Abs 2 iVm § 9 Abs 3 VerG für die Erteilung von Auskünften bzw 

Vereinsregisterauszügen aus dem Zentralen Vereinsregister (ZVR): Diese können – unabhängig 

vom Sitz des betreffenden Vereins – bei jeder Vereinsbehörde 1. Instanz eingeholt werden, so zB 

ein Antrag auf Ausstellung eines Vereinsregisterauszugs für den Verein selbst entsprechend § 17 

Abs 1 und 2 VerG. Nach § 17 Abs 3 VerG besteht zudem die Möglichkeit einer kostenlosen 

Online-Abfrage. 

 

Die Vereinsbehörde nimmt alle vereinsgesetzlichen Aufgaben wahr, so auch die verwaltungsbe- 

hördliche Kontrolle der Vereinsstatuten (siehe oben b)). Diese werden bei Errichtung des Vereins 

(siehe oben b)) und jeder Statutenänderung iSd § 14 Abs 1 VerG überprüft – jedoch nur hinsichtlich 

ihrer Übereinstimmung mit dem VerG. Keine Prüfung erfolgt also dahin, ob die Statuten auch mit 

anderen gesetzlichen Vorschriften übereinstimmen.74 

 

Über Beschwerden gegen Bescheide der Vereinsbehörde entscheidet nach § 9 Abs 2 VerG das 

LVwG. 

 

Die Entscheidung über Fragen des Eingriffs in den Kernbereich des Grundrechts auf Vereins- 

freiheit obliegt nicht dem VwGH75, sondern dem VfGH. Zum Kernbereich zählt demnach etwa die 

behördliche Auflösung eines Vereins (§ 29 VerG), die Erklärung, dass die Vereinsgründung nicht 

gestattet ist (§ 12 VerG), aber auch die Beurteilung, ob überhaupt ein Verein iSd Art 11 EMRK 

vorliegt. Die Zuständigkeit des VwGH76 zur sog „Feinprüfung“ (lediglich sog verfassungsrechtliche 

„Grobprüfung“ des VfGH) besteht hingegen etwa in Fragen der Bestrafung eines Vereinsorgans bei 

einem Verstoß gegen Anzeigepflichten nach § 31 VerG (siehe oben b)).77 

 

 

d) Haftung 

Für Gründer:innen ist besonders zu beachten, dass Rechte und Pflichten, die im Namen des 

Vereins vor der Entstehung von den Gründer:innen oder von bereits bestellten organschaftlichen 

Vertreter:innen (siehe dazu noch näher unten 2.) begründet wurden, mit der Entstehung des Vereins 

                                                
74 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
75 VwGH vom 27.2.2018, Ra 2017/01/0105 = RdW 2018, 504 (Kriwanek/Tuma) = JBl 2018, 674. 
76 VwGH 27.2.2018, Ra 2017/01/0105 = RdW 2018, 504 (Kriwanek/Tuma) = JBl 2018, 674. 
77 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 6 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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für diesen wirksam werden, ohne dass es einer Genehmigung durch Vereinsorgane oder 

Gläubiger:innen bedürfte. Für Handlungen im Namen des Vereins vor seiner Entstehung haften die 

Handelnden nach § 2 Abs 4 VerG78 persönlich zur ungeteilten Hand (Gesamtschuldner:innen79). 

Sollte es daher letztlich – aus welchen Gründen auch immer – nicht zu einer Vereinsentstehung 

kommen, haften die Gründer:innen persönlich mit ihrem Vermögen für die von ihnen eingegangenen 

Verpflichtungen. In der Praxis ist daher Gründer:innen eines Vereines abzuraten, bereits vor der 

Entstehung des Vereins rechtsgeschäftliche Handlungen vorzunehmen, also zB ein Vereins- 

gebäude anzumieten oder Dienstverträge abzuschließen, da dies ein persönliches Haftungsrisiko 

für die betreffenden Personen darstellt.80 

 

 

2.  Organe 

Als juristische Person ist der Verein ab der Entstehung (siehe oben 1.b)) Träger von Rechten und 

Pflichten, kann die entsprechenden Rechtshandlungen bzw -geschäfte aber nicht selbst vornehmen 

– dazu bedarf es natürlicher Personen. Dementsprechend sieht das VerG verschiedene Organe mit 

unterschiedlichen Aufgaben und demnach auch unterschiedlicher Ausgestaltung vor. Nach § 5 

Abs 1 VerG sind zwingend in den Vereinsstatuten (siehe oben 1.b) und noch unten 3.) jedenfalls 

Organe zur gemeinsamen Willensbildung der Vereinsmitglieder (Mitgliederversammlung) sowie 

zur Führung der Vereinsgeschäfte und zur Vertretung des Vereins nach außen (Leitungsorgan) 

vorzusehen. Es besteht grundsätzlich freie Wahlmöglichkeit bei der Bezeichnung dieser Organe, 

solange diese nicht funktional irreführend ist. Darüber hinaus muss gem § 3 Abs 2 Z 7 VerG in 

den Statuten eindeutig geregelt werden, für welche Vereinsbereiche und -handlungen die einzelnen 

Vereinsorgane zuständig sind. In der Praxis bestehen zumindest folgende Organe:81 

– Mitgliederversammlung, oftmals auch als General-, Haupt- oder Vollversammlung benannt 

(siehe noch unten a)); 

– Leitungsorgan, üblicherweise als Vorstand bezeichnet (siehe noch unten b)); 

– Rechnungsprüfer:innen (siehe noch unten c)); 

– Schlichtungseinrichtung (siehe noch unten d)). 

 

Ein eigenes „Aufsichtsorgan“ ist nicht Pflicht, kann aber – sofern gewollt – fakultativ eingerichtet 

werden. Es muss aus mind drei natürlichen Personen bestehen und in den Vereinsstatuten unter 

Beachtung der gesetzlichen Vorgaben nach § 5 Abs 4 VerG geregelt werden. Siehe dazu noch 

näher unten e).  

                                                
78 Ausführlich dazu Kossak, Die neue Haftung der Vereinsfunktionäre 127 ff. 
79 Jede:r Schuldner:in ist verpflichtet, die gesamte Leistung zu erbringen, Gläubiger:innen sind jedoch nur berechtigt, diese 
einmal zu fordern; vgl E. Wagner, Betriebliches Umwelthaftungsrecht, in Kerschner/E. Wagner (Hrsg), Umwelt- und 
Anlagenrecht – Band II: Umweltprivatrecht und Umwelthaftung (2020) 144 f. 
80 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 5 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
81 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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Die Mitgliederversammlung wählt:82 

– Vorstand (alle seine Mitglieder sind sog Organwalter:innen); 

– Obmann bzw Obfrau (oftmals auch als Präsident:in bezeichnet) sowie mind eine:n Stellver- 

treter:in; 

– Kassier:in und Schriftführer:in sowie jeweils eine:n Stellvertreter:in; 

– Vorstandsmitglieder mit besonderen Funktionen laut Vereinsstatuten (zB Geschäftsführer:in, 

Ausschussvorsitzende:r, Archivar:in usw) 

– Beiräte, diese haben jedoch lediglich konsultative Funktion für den Vorstand; 

– Rechungsprüfer:innen; 

– andere Organwalter:innen, zB Wahlleiter:in, Ausschussmitglieder. 

 

Die von der Mitgliederversammlung in die Funktionen Vorstand, Rechnungsprüfer:innen und 

Schiedsgericht gewählte Personen werden als Funktionär:innen bezeichnet. Ebenso all jene, in 

weiterer Folge vom Vorstand mit Vereinsaufgaben betraute Personen.83 

 

 

Der Vorstand bestellt:84 

– andere Funktionär:innen, die vom Vorstand mit Vereinsaufgaben betraut werden, diesem (nicht 

der Mitgliederversammlung) Bericht zu erstatten und gegebenenfalls Rechnung zu legen 

haben; 

– andere Mitarbeiter:innen für bestimmte Aufgaben, zB Wärter:innen, Archivar:innen usw; 

– Ausschüsse und deren Mitglieder, sofern sie nicht nach den Vereinsstatuten Vorstandsmit- 

glieder und damit Organwalter:innen (siehe oben) sind (etwa wenn Vereinsstatuten vorsehen, 

dass Vorsitzende:r eines Ausschusses auch Mitglied des Vorstands ist [Vorstandsmitglied wird 

durch Mitgliederversammlung gewählt; siehe oben]). 

Diese Ausschusstätigkeit betrifft idR sämtliche Vereinsmitglieder, etwa indem Vorstands- 

beschlüsse vorbereitet bzw ausgeführt werden oder in Form einer den Vorstand entlasten- 

den Entscheidungstätigkeit (zB Disziplinarausschuss, Melde- und Beglaubigungsausschuss 

etc). 

Kann durch derartige Entscheidungskompetenzen in Rechte der Vereinsmitglieder eingegriffen 

werden, bedürfen entsprechende Geschäftsordnungen bzw Regulative, nach denen solche 

Ausschüsse ihre Tätigkeit ausüben, einer demokratischen Legitimierung der Mitgliederver- 

sammlung. 

                                                
82 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 1 f, 7 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
83 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 7 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
84 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 2, 7 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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Abbildung: Vereinsorgane 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 150. 

 

 

a) Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung gibt dem Verein das bestimmende Gepräge und ist für die Vereinsmit- 

glieder das entscheidende bzw höchste Vereinsorgan, es darf daher grundsätzlich kein anderes 

Organ übergeordnet sein.85 

 

Eine der Hauptaufgaben der Mitgliederversammlung ist die mind alle fünf Jahre durchzuführende 

Wahl der Vereinsorgane. Siehe zu den Aufgaben noch sogleich unten (1). 

 

Die Mitgliederversammlung muss – anders als das Stimm- bzw aktive Wahlrecht (und auch das 

passive Wahlrecht) – sämtlichen Mitgliedern offenstehen.86 Ein Mitglied kann sich in der Mit- 

gliederversammlung auch vertreten lassen,87 wenn die Vereinsstatuten dies vorsehen88. Juristische 

Personen als Mitglieder haben durch ihre vertretungsbefugten Organe Sitz und Stimme in der 

Mitgliederversammlung.89 Für Beschlüsse der Mitgliederversammlung haftet nach der Rsp90 auch 

der Verein. Siehe zur Haftung noch unten 4. 

 

 

                                                
85 Vgl Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.11.3.1.; Hargassner, Mitgliederversammlung – 
Verein 1 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, Vereinsorgane 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in 
lexis360.at). 
86 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 1 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, 
Vereinsorgane 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
87 Siehe Zur allfälligen Bevollmächtigung etwa Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.11.3.4. 
88 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
89 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 1 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
90 OGH 10.7.1997, 2 Ob 569/95 = JBl 1998, 123. 
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Die ordentliche Mitgliederversammlung ist nach § 5 Abs 2 S 1 VerG mind alle fünf Jahre 

einzuberufen. Sie kann gem § 5 Abs 2 S 2 VerG auch als Repräsentationsorgan (sog Delegierten- 

versammlung) eingerichtet werden (gemeinsame Willensbildung der Mitglieder im Rahmen eines 

Repräsentationsorgans). 

 

Soll die Möglichkeit einer sog „virtuellen Versammlung“ bestehen, also die Mitgliederver- 

sammlung ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer:innen durchzuführen (unter Einsatz 

technischer Kommunikationsmittel, insb über Videokonferenz), so muss dies nach dem Virtuelle 

Gesellschafterversammlungen-Gesetz (VirtGesG91) in den Vereinsstatuten vorgesehen sein. Dabei 

ist auch festzulegen, ob die Mitgliederversammlungen stets virtuell durchzuführen sind oder ob das 

einberufende Organ über die Durchführungsform entscheidet.92 

 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet binnen vier Wochen statt93 

– über Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Mitgliederversammlung; 

– auf Antrag von mind einem Zehntel der (ordentlichen und außerordentlichen) Mitglieder; 

– auf Verlangen der Rechnungsprüfer:innen nach § 21 Abs 5 VerG; 

– über Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators. 

 

Die Mitgliederversammlung kann in den Vereinsstatuten nicht als Schlichtungseinrichtung iSd 

§ 8 VerG (siehe dazu noch unten d)) vorgesehen werden.94 Siehe dazu noch sogleich unten d). 

 

 

(1) Aufgaben 

Die Vereinsstatuten können der Mitgliederversammlung zahlreiche verschieden Aufgaben über- 

tragen. Für größere Vereinen empfiehlt es sich, den Aufgabenbereich auf die Durchführung der 

Wahlen von Vereinsorganen sowie Beschlussfassungen über grundsätzliche Vereinsaspekte zu 

beschränken, da bei diesen die Willensbildung sehr komplex sein kann.95 

 

Detailregelungen, in denen es nicht um das grundsätzliche Funktionieren des Vereins geht, 

sollten in einer Geschäftsordnung geregelt werden, wobei das VerG weder Zustandekommen noch 

möglichen Inhalt regelt. Eine solche wird aber nur dann für die Mitglieder des jeweiligen Organs 

                                                
91 Bundesgesetz über die Durchführung virtueller Gesellschafterversammlungen (Virtuelle Gesellschafterversammlungen-
Gesetz – VirtGesG), BGBl I 2023/79 (StF). 
92 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 1 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
93 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 1 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, 
Vereinsorgane 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
94 RIS-Justiz RS0134379. 
95 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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verbindlich sein, wenn dieses Organ in den Vereinsstatuten zur Schaffung einer Geschäftsordnung 

ermächtig wurde.96 

 

In der Praxis hat sich bewährt, für die Mitgliederversammlung in den Vereinsstatuten folgende 

Aufgaben festzulegen:97 

– Entgegennahme von Jahresberichten und Entlastung des Vorstands; 

– Wahl und Abberufung von Vorstandmitgliedern (laut Rsp98 als Beschluss eines Vereinsorgans 

nach § 7 VerG anzusehen) sowie Genehmigung der Kooptation99 (Ergänzungswahl) von 

Vorstandsmitgliedern durch den Vorstand; 

– Wahl und Abberufung von Rechnungsprüfer:innen; 

– Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Vorstandsmitgliedern oder Rechnungs- 

prüfer:innenn und dem Verein; 

– Beschlussfassung über Änderung von Vereinsstatuten sowie über die Auflösung des Vereins; 

– Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung befindliche Fragen und 

Angelegenheiten; 

– Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft. 

 

Treffen die Vereinsstatuten ausdrückliche Regelungen für die Wahl des Leitungsorgans durch die 

Mitgliederversammlung sowie für den Ersatz eines Leitungsorgansmitglieds, das während laufender 

Funktionsperiode ausscheidet bzw ausgeschlossen wird, so hat nach der Rsp100 auch die 

Enthebung oder Abwahl von Mitgliedern dieses Leitungsorgans durch die Mitgliederversammlung 

als bestellendes Organ zu erfolgen. 

 

 

(2) Einberufung 

Ist in den Vereinsstatuten nichts anderes geregelt, so hat der Obmann bzw die Obfrau (siehe dazu 

bereits oben 2.) zur Ausschreibung der Mitgliederversammlung eine Vorstandssitzung einzube- 

rufen. In dieser werden Zeit und Ort der Mitgliederversammlung festgelegt. Die Einladung zur 

Mitgliederversammlung hat eine Tagesordnung zu enthalten, die lediglich einen Vorschlag des 

Vorstands darstellt und daher zu Beginn der Mitgliederversammlung von dieser zu beschließen ist. 

Sollte der Vorstand einen diesem wichtig erscheinenden Punkt für die Tagesordnung in der 

                                                
96 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 2 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, 
Vereinsorgane 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
97 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 2 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, 
Vereinsorgane 2 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
98 OGH 29.3.2017, 6 Ob 15/17z = GesRZ 2017, 268 (H. Keinert/E. Keinert) = AnwBl 2017, 574 = RdW 2017, 623 = ecolex 
2017, 873. 
99 Durch Kooptation kann sichergestellt werden, dass der Verein auch bei Ausfall oder unerwartetem vorzeitigen Rücktritt 
eines Vorstandsmitglieds nach außen handlungsfähig bleibt. 
100 OGH 27.2.2019, 6 Ob 168/18a mwN = JBl 2019, 457 = RdW 2019, 386 = EvBl‑LS 2019/111 = AnwBl 2019, 433. 
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Einladung vergessen haben, kann er diesen noch durch einen entsprechenden Antrag an die 

Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung über die Tagesordnung nachholen.101 

 

Wird in einem Jahr, in dem statutengemäß keine ordentliche Mitgliederversammlung stattfindet, eine 

außerordentliche Mitgliederversammlung abgehalten, so ist dem Vorstand zu empfehlen, in die 

Tagesordnung dieser außerordentliche Mitgliederversammlung auch die Punkte „Rechnungsbericht 

des Vorstands“ und „Bericht der Rechnungsprüfer:innen“ aufzunehmen, da nach § 21 Abs 1 VerG 

für jedes abgelaufene Vereinsjahr ein Jahresabschluss zu machen und dieser gem § 21 Abs 2 

leg cit von den Rechnungsprüfer:innen zu prüfen ist. Siehe zu den Rechnungsprüfer:innen noch 

sogleich unten c). Dadurch muss der Vorstand bei einem vier- oder fünfjährigen Intervall zwischen 

den ordentlichen Mitgliederversammlungen nicht jahrelang auf eine auch jährlich mögliche Ent- 

lastung warten.102 

 

 

(3) Ablauf 

Zweckmäßigerweise sind sämtliche Teilnehmer:innen der Mitgliederversammlung namentlich zu 

erfassen (insb von wesentlicher Bedeutung für spätere – allenfalls auch gerichtliche – Abklärung 

gültiger Beschlüsse). Wer bei der Mitgliederversammlung teilnahme- und stimmberechtigt ist, regeln 

die Vereinsstatuten (siehe dazu noch unten 3.). Dabei gelten folgende wichtige Grundsätze:103 

– Ordentlichen Mitgliedern sind jedenfalls Teilnahme und Stimmrecht zu gewähren. Es besteht 

auch die Möglichkeit, in den Vereinsstatuten einem Mitglied mehrere Stimmen zukommen zu 

lassen. 

– Außerordentlichen Mitgliedern kann ihr Stimmrecht an der ordentlichen Mitgliederver- 

sammlung in den Vereinsstatuten verwehrt werden. 

– Ein Vereinsmitglied kann sich bei der Mitgliederversammlung nur dann vertreten lassen, wenn 

die Vereinsstatuten dies vorsehen (siehe dazu bereits oben a)). 

– Vereinssitzungen sind grundsätzlich nicht öffentlich. 

 

Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt ein:e Obmann/Obfrau (im Verhinderungsfall104 

[erste:r] Stellvertreter:in), welche:r als Vorsitzende:r umfangreiche Aufgaben in der Mitgliederver- 

sammlung zu erledigen hat. Zu den wichtigsten Aufgaben zählen:105 

– Feststellung der Beschlussfähigkeit; wann diese vorliegt (Präsens-/Konsensquorum),106 be- 

stimmen gem § 3 Abs 2 Z 9 VerG die Vereinsstatuten. 

                                                
101 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 2 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
102 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 2 f (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
103 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 3 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
104 Näher zum Vorgehen bei weiteren Verhinderungen siehe etwa Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre4 Kap IX.3. 
105 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 3 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
106 Siehe dazu Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine4, 153. 
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– Beschlussfassung über die vom Vorstand vorgeschlagene Tagesordnung nach Zulassung von 

diesbezüglichen Anträgen (siehe dazu bereits oben (2)); 

– Genehmigung des Protokolls der letzten Mitgliederversammlung; 

– Berichte des Vorstands; 

– Bericht der Rechnungsprüfer:innen; 

– Abstimmung über einen Antrag der Rechnungsprüfer:innen oder jedes Vereinsmitglieds, den 

Vorstand zu entlasten bzw eine Entlastung nicht zu erteilen; 

– Abstimmung über Anträge des Vorstands an die Mitgliederversammlung; 

– Beschlussfassung über sonstige Anträge; 

– Neuwahlen des Vorstands; 

– Neuwahlen der Rechnungsprüfer:innen. 

 

Ein wichtiges Thema ist die Wirkung der in der Mitgliederversammlung vorgenommenen 

Entlastung des Vorstands, also der Verzicht eines Vereins auf Schadenersatzansprüche gegen 

dessen Vorstandsmitglieder wegen fahrlässig verursachter Schäden (insb finanzieller Verluste), die 

im Gesetz nicht geregelt ist. Nach der Rsp107 sind die dazu im Gesellschaftsrecht entwickelten 

Grundsätze zur Wirkung der Entlastung analog auch im Vereinsrecht anzuwenden: Dementspre- 

chend werden die Vorstandsmitglieder durch die Entlastungserklärung der Mitgliederversammlung 

von allen Ansprüchen frei, die dem Verein aus Verstößen des Vorstands bei sorgfältiger Prüfung 

sämtlicher Unterlagen erkennbar erwachsen (Entlastung führt nur dann nicht zur Haftungsbefreiung, 

wenn Verstöße aus vorgelegten Unterlagen nicht erkennbar oder diese unvollständig waren). Diese 

sog „Präklusionswirkung“ der Entlastung bezieht sich daher (nur) auf all jene Tatsachen, die aus 

vom Vorstand vorgelegten Urkunden erkennbar sind, über die berichtet wurde oder die den Vereins- 

mitgliedern auf andere Weise bekannt geworden sind.108 Anstelle der Entlastung des gesamten 

Organs – also des Vorstands an sich – besteht auch die Möglichkeit, getrennt über die Entlastung 

einzelner Organmitglieder zu beschließen.109 

 

Einen Anspruch auf Entlastung hat ein:e einzelne:r Organwalter:in nicht.110 Kommt es zu keiner 

Entlastung, so ist dies für das betreffende Vorstandsmitglied grundsätzlich folgenlos, uU kann diese:r 

aber eine negative Feststellungsklage auf Nichtbestehen von Schadenersatzansprüchen ein- 

bringen.111  

                                                
107 OGH 11.7.1996, 6 Ob 638/95. 
108 Vgl zur Entlastung eines Geschäftsführers einer GmbH OGH 18.3.2016, 9 ObA 58/15t = RWZ 2016, 156 (Wenger) = 
AnwBl 2016, 442 = RdW 2016, 610 = GES 2016,410. 
109 Vgl zur GmbH OGH 28.8.2013, 6 Ob 88/13d = wbl 2013/238 = GES 2013, 446 = Jus-Extra OGH-Z 5463 = Jus-Extra 
OGH-Z 5464 = Jus-Extra OGH-Z 5479 = Jus-Extra OGH-Z 5480 = GesRZ 2014, 49 (Vavrovsky) = RWZ 2014, 13 (Wenger) 
= EvBl 2014,172 = NZ 2014,27 (Walch) = AnwBl 2014, 158 = RdW 2013, 724 = Gurmann/Eberhardt, RdW 2014, 59 = 
ecolex 2014, 247 = Hartlieb/Simonishvili, GesRZ 2014, 343 = SZ 2013/75. 
110 Vgl zur GmbH OGH 26.6.1996, 7 Ob 2006/96t. 
111 Vgl Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.11.3.7; Hargassner, Mitgliederversammlung – 
Verein 4 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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(4) Wahlen 

Zu den Wahlen kann folgende Übersicht gegeben werden: 

 

Abbildung: Wahlen 

Quelle: Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 4 f (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in 

lexis360.at). 

 

Im VerG findet sich zu den Wahlen Folgendes: 

– Gem § 5 Abs 1 VerG haben die Vereinsstatuten jedenfalls Organe zur gemeinsamen Willens- 

bildung der Vereinsmitglieder (Mitgliederversammlung) vorzusehen. Siehe dazu noch unten 

3.a)(7). 

– Nach § 3 Abs 2 Z 8 VerG muss den Vereinsstatuten die Art der Bestellung der Vereinsorgane 

zu entnehmen sein. Siehe dazu noch unten 3.a)(8). 

– Sehen die Vereinsstatuten ein Aufsichtsorgan vor, so obliegt dessen Bestellung gem § 5 Abs 4 

VerG der Mitgliederversammlung. Siehe zum Aufsichtsorgan noch unten e). 

 

Alles, was durch diese Bestimmungen im VerG nicht geregelt wird, verbleibt in der Privatautonomie 

der Vereine.112 

 

Jede Wahl bedarf selbstverständlich der Annahme durch die Gewählten selbst.113  

                                                
112 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 5 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
113 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 6 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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Im VerG finden sich keine Abstimmungsregeln. § 3 Abs 2 Z 9 VerG schreibt nur vor, dass 

Vereinsstatuten Bestimmungen über die Erfordernisse für gültige Beschlussfassungen durch die 

Vereinsorgane enthalten müssen. Siehe dazu noch unten 3.a)(9). Die Regelung von Abstimmungen 

im Verein wird daher den autonom zu gestaltenden Vereinsstatuten überlassen. 

 

Abgegebene gültige Stimmen sind Grundlage der Entscheidung, ob für einen Antrag eine Mehrheit 

zustande gekommen ist oder jemand gewählt wurde.114 Die Stimmrechtsübertragung auf ein 

anderes Mitglied mittels schriftlicher Bevollmächtigung ist jedenfalls dann zulässig, wenn die 

Vereinsstatuten dies vorsehen.115 

 

Zur Stimmenthaltung gilt Folgendes:116 

– Sollten die Vereinsstatuten oder eine allfällige Geschäftsordnung Regelungen zur Vorgehens- 

weise bei Stimmenthaltungen vorsehen, so sind diese maßgebend, ansonsten werden solche 

weder den Pro- noch den Kontrastimmen zugerechnet. 

– Eröffnen Vereinsstatuten oder die Geschäftsordnung nicht die Möglichkeit, sich der Stimme zu 

enthalten, ist dies natürlich dennoch möglich, da niemand zur Stimmabgabe gezwungen werden 

kann. Derartige Stimmen gelten als ungültig und sind bei der in weiterer Folge vorzunehmenden 

Berechnung von Mehrheiten nicht zu berücksichtigen. 

– Eröffnen jedoch Vereinsstatuten oder die Geschäftsordnung ausdrücklich die Möglichkeit, sich 

der Stimme zu enthalten, so ist diese Stimme bei der Berechnung von Mehrheiten zu berück- 

sichtigen. Solch eine Stimme soll demnach offenbar gültig sein und ist in die Grundmenge der 

gültig abgegebenen Stimmen einzubeziehen. 

– Hierbei kann sich folgender Unterschied ergeben: Ist die absolute Mehrheit der gültig abge- 

gebenen Stimmen erforderlich, ist diese leichter zu erreichen, wenn die Enthaltungsstimmen 

nicht mitgerechnet werden. 

 

Jedenfalls nicht mitzuzählen sind ungültige Stimmen, da sie nicht als „Nein“-Stimmen zu werten 

und somit auch nicht in die Grundmenge der abgegebenen Stimmen einzubeziehen sind.117 

 

In der Praxis empfiehlt sich die Festlegung einer Wahlordnung (in Vereinsstatuten oder gesonder- 

ten Ordnung), wo der Wahlmodus sowie die dabei geltenden Abstimmungsregeln festgelegt werden 

sollten. Über eine derartige Wahlordnung hat die Mitgliederversammlung abzustimmen, wobei dafür 

– soweit die Statuten nichts anderes vorsehen – keine qualifizierte Mehrheit erforderlich ist.118 

  

                                                
114 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 5 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
115 OGH 18.7.2018, 5 Ob 94/18m = wbl 2018/184 AnwBl 2018, 726 = RdW 2019, 17. 
116 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 5 f (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
117 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 6 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
118 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 6 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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(5) Nichtigkeit und Anfechtbarkeit von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 

Soweit ein Verein die Mitglieder berührende Entscheidungen und Verfügungen trifft, geschieht dies 

im Rahmen des durch Vereinsstatuten und Beitrittserklärung begründeten Privatrechtsverhältnisses 

zwischen Verein und Mitgliedern. Derartige – in Privatrechte der Mitglieder eingreifende – Ent- 

scheidungen und Verfügungen von Vereinen unterliegen daher nach stRsp119 der Überprüfung 

durch die ordentlichen Gerichte darauf hin, ob sie in formeller und materieller Hinsicht den 

Vereinsstatuten und den allgemeinen Vorschriften zwingenden Rechts entsprechen. Auch den 

Statuten entsprechende Vereinsbeschlüsse unterliegen laut stRsp120 jedenfalls insoweit der gericht- 

lichen Überprüfung, als grundlegende Verfahrensregeln missachtet wurden oder der Beschluss- 

inhalt gesetzwidrig oder sittenwidrig ist. § 7 VerG differenziert zwischen121 

– anfechtbaren Beschlüssen, die vorerst gültig sind und erst mit Rechtskraft des über die 

Anfechtungsklage befindenden Gerichtsurteils vernichtet werden, und 

– von Anfang an nicht gültig zustande gekommenen und daher rechtsunwirksamen, nichtigen 

Beschlüssen. 

 

Für die Anfechtung von Vereinsbeschlüssen gilt Folgendes: 

Die subjektiven, aus dem Vereinsverhältnis entspringenden Rechte des einzelnen Vereinsmitglieds 

können im ordentlichen Rechtsweg geltend gemacht werden, so etwa die Feststellung der 

Mitgliedschaft bei einem Verein, die Bestreitung der Zugehörigkeit, die Unwirksamkeit der Aus- 

schließung aus dem Verein und die Nichtigerklärung eines von der Mitgliederversammlung ge- 

fassten Beschlusses auf Satzungsänderung (letztere keine Rechtsgestaltungsklage, sondern 

„echte“ Feststellungsklage).122 

 

Sehen die Vereinsstatuten ohne jede Einschränkung vor, dass die Schlichtungseinrichtung zur 

Schlichtung aller aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten anzurufen ist, dann ist 

grundsätzlich auch bei Streitigkeiten iSd § 7 VerG zwingend vor Anrufung des Gerichts ein 

Streitschlichtungsantrag iSd § 8 Abs 1 leg cit zu stellen.123 So ist etwa auch die Anfechtung der 

Satzungsänderungen durch die Mitgliederversammlung § 8 Abs 1 VerG zu unterstellen.124 Nach § 8 

Abs 1 VerG steht der ordentliche Rechtsweg erst nach sechs Monate ab Anrufung der Schlichtungs- 

einrichtung offen, sofern es zu keiner früheren Beendigung des Schlichtungsverfahrens kommt bzw 

                                                
119 OGH 12.9.2006, 10 Ob 50/06k = RZ 2007, 72 EÜ77, 78 = RdW 2007, 157 = JBl 2007, 321 = Fuchs, Zak 2008, 188 = 
SZ 2006/129 = HS 37.203 = HS 37.206 = HS 37.207 = HS 37.357 = HS 37.484; 2.10.2007, 4 Ob 150/07y = MR 2007, 
399; 21.9.2017, 7 Ob 51/17a = MR 2017, 271 = AnwBl 2018, 7 = RdW 2018, 91; 18.7.2018, 5 Ob 94/18m = wbl 2018/184 
= AnwBl 2018, 726 = RdW 2019, 17; vgl auch RIS-Justiz RS0045138, RS0045147 und RS0045572. 
120 OGH 18.7.2018, 5 Ob 94/18m = wbl 2018/184 = AnwBl 2018, 726 = RdW 2019, 17; vgl auch RIS-Justiz RS0121269. 
121 OGH 29.3.2017, 6 Ob 15/17z = GesRZ 2017, 268 (H. Keinert/E. Keinert) = AnwBl 2017, 574 = RdW 2017, 623 = ecolex 
2017, 873; vgl auch RIS-Justiz RS0121262. 
122 OGH 28.9.2011, 7 Ob 89/11f = RdW 2012,87 = SZ 2011/120; 19.4.2017, 6 Ob 62/17m = MR 2017, 120 = EvBl‑LS 
2017/121. 
123 OGH 4.7.2007, 7 Ob 139/07b = ÖJZ-LS 2007/68 = RdW 2007, 667 = ecolex 2007, 870 = RZ 2008 EÜ6 = HS 38.175 = 
HS 38.179. 
124 OGH 1.10.2008, 6 Ob 179/08d = RdW 2009, 202 = ecolex 2009, 317. 
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die Anrufung des ordentlichen Gerichts nur insofern ausgeschlossen werden kann, als ein Schieds- 

gericht nach den §§ 577 ff ZPO eingerichtet wird.125 Die Nichteinhaltung dieses vereinsinternen 

Instanzenzugs bei Streitigkeiten aus dem Vereinsverhältnis stellt eine Unzulässigkeit des 

Rechtswegs dar und ist daher von den Gerichten von Amts wegen aufzugreifen.126 Siehe zur 

Schlichtungseinrichtung noch unten d). 

 

Das Klagebegehren hat bei einer Anfechtungsklage auf Feststellung der Unwirksamkeit des 

angefochtenen Beschlusses zu lauten. Im Unterschied zu Nichtigkeitsgründen (die eine gültige 

Willensbildung von vornherein verhindern) hindert ein Anfechtungsgrund die Gültigkeit eines 

Beschlusses nicht. Er kann mit einer innerhalb eines Jahres ab Beschlussfassung eingebrachten 

Klage (Frist nach § 7 VerG) mit der Wirkung angefochten werden, dass die bisherige Geltung des 

Beschlusses ex tunc beseitigt wird.127 

 

Ungeachtet dieses vereinsinternen Instanzenzugs ist eine gerichtliche Überprüfung auch von 

(den Vereinsstatuten entsprechenden) Vereinsbeschlüssen jedenfalls insoweit zulässig, als grundle- 

gende Verfahrensregeln missachtet wurden oder der Beschlussinhalt gesetzwidrig bzw sittenwidrig 

ist. Solcherart gefasste Beschlüsse sind vom Gericht als unwirksam festzustellen.128 

 

 

Für die Nichtigkeit von Vereinsbeschlüssen gilt Folgendes: 

Die Nichtigkeit hat sich grundsätzlich auf gravierende Fälle fehlerhafter Beschlüsse zu be- 

schränken, es müssen also derartig klare Gesetzesverstöße bzw Verstöße gegen die guten Sitten 

vorliegen, dass nicht einmal der Anschein rechtmäßigen Handelns gewahrt ist.129 Ein Verstoß 

gegen die guten Sitten iSd § 7 VerG liegt bei einer groben Rechtswidrigkeit ohne Verletzung eines 

Verbotsgesetzes vor.130 Die Fassung eines Beschlusses durch ein unzuständiges Vereinsorgan (zB 

Absetzung einer Person in der Funktion als Mitglied des Leitungsorgans durch Leitungsorgan und 

nicht durch Mitgliederversammlung) bewirkt die Nichtigkeit des darauf gerichteten Beschlusses.131 

Der Beschluss eines Vereinsorgans kann auch wegen der Art seines Zustandekommens gegen die 

guten Sitten verstoßen und deshalb nichtig sein, da § 7 VerG keine Beschränkung auf eine 

                                                
125 Auseinandersetzungen der Streitparteien über die etwaige Befangenheit von nominierten Schlichter:innen können 
daher den Beginn der Frist nach § 8 Abs 1 VerG nicht hinausschieben, sondern sind Teil des Schlichtungsverfahrens; vgl 
OGH 28.9.2020, 8 Ob 77/20m = ecolex 2021/95 (Höhne). 
126 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 6 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
127 Vgl Hargassner, Mitgliederversammlung – Verein 7 (Stand 12.1.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
128 OGH 12.9.2006, 10 Ob 50/06k = RZ 2007, 72 EÜ77, 78 = RdW 2007, 157 = JBl 2007, 321 = Fuchs, Zak 2008, 188 = 
SZ 2006/129 = HS 37.203 = HS 37.206 = HS 37.207 = HS 37.357 = HS 37.484; 2.10.2007, 4 Ob 150/07y = MR 2007, 
399; 21.9.2017, 7 Ob 51/17a = MR 2017, 271 = AnwBl 2018, 7 = RdW 2018, 91. 
129 OGH 29.3.2017, 6 Ob 15/17z = GesRZ 2017, 268 (H. Keinert/E. Keinert) = AnwBl 2017, 574 = RdW 2017, 623 = ecolex 
2017, 873. 
130 OGH 15.12.2015, 4 Ob 109/15f = EvBl-LS 2016/37 = ecolex 2016,872. 
131 OGH 27.2.2019, 6 Ob 168/18a = JBl 2019, 457 = RdW 2019, 386 = EvBl‑LS 2019/111 = AnwBl 2019, 433. 
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inhaltliche Sittenwidrigkeit des Beschlusses eines Vereinsorgans vorsieht.132 Auf eine (absolute) 

Nichtigkeit eines Beschlusses eines Vereinsorgans kann sich jede Person berufen.133 

 

Trotz Statutenwidrigkeit ist ein Beschluss dann gültig, wenn dieser nicht rechtzeitig angefochten 

wird. Die Vereinsbehörde (siehe dazu bereits oben A.1.c)) hat die Gültigkeit eines solchen 

Beschlusses zur Kenntnis zu nehmen und ist nicht befugt, diesen für unwirksam zu erachten. Die 

für längere Zeit als statutarisch vorgesehenen gewählten Organe sind daher – sofern der 

Wahlbeschluss (Wahl des Vorstands durch dessen Mitgliederversammlung als Beschluss eines 

Vereinsorgans nach § 7 VerG anzusehen)134 aufrecht bleibt – für die gesamte, beschlossene 

Funktionsperiode rechtswirksam bestellt, daher auch geschäftsführungs- und vertretungsbefugt 

(nicht bloß für jene Zeit, die in Statuten vorgesehen ist).135 

 

Das Klagebegehren hat bei einer Nichtigkeitsklage136 auf Feststellung der Nichtigkeit der Be- 

schlussfassung zu lauten, wobei die Klage das Vorliegen eines rechtlichen Interesses an der 

Feststellung der Nichtigkeit iSd § 228 ZPO erfordert.137 

 

 

b) Leitungsorgan (Vorstand) 

Das Leitungsorgan, üblicherweise als Vorstand bezeichnet, ist jenes Organ, dass das VerG zur 

Führung der Vereinsgeschäfte (Vereinsangelegenheiten innerhalb des Vereins) und zur Vertretung 

nach außen vorsieht.138 Der Vorstand muss nach § 5 Abs 3 VerG aus mind zwei („Vier-Augen-

Prinzip“) natürlichen Personen (sog Organwalter:innen) bestehen. Die ihm zukommenden 

Aufgaben sind klar und umfassend zu regeln. Bei der Ausgestaltung der Statuten lässt das VerG 

dem Verein eine sehr weitgehende Autonomie, enthält es doch keine gesetzlichen Regelungen zur 

Bestellung und Abberufung des Leitungsorgans und dessen Mitglieder.139 

 

Sehen die Statuten nichts anderes vor, so ist nach § 6 Abs 1 und Abs 2 S 1 VerG sowohl Ge- 

samtgeschäftsführung – für die im Zweifel die einfache Stimmenmehrheit genügt – als auch 

Gesamtvertretung anzunehmen. Zur passiven Vertretung des Vereins (Entgegennahme von an 

                                                
132 OGH 15.12.2015, 4 Ob 109/15f = EvBl-LS 2016/37 = ecolex 2016,872; 7 Ob 51/17a. 
133 OGH 10.6.2008, 10 Ob 36/07b = SpuRt 2008, 197 (Stadler) = RdW 2008, 584 = RZ 2009, 39 EÜ61, 62 = HS 39.094 = 
MietSlg 60.001 = MietSlg 60.598. 
134 OGH 29.3.2017, 6 Ob 15/17z = GesRZ 2017, 268 (H. Keinert/E. Keinert) = AnwBl 2017, 574 = RdW 2017, 623 = ecolex 
2017, 873. 
135 OGH 2.8.2012, 4 Ob 71/12p = EvBl 2013, 73 = NZ 2013, 46 = ecolex 2013, 251. 
136 Eine Umformulierung des Urteilsspruchs iSe Verbesserung ist nicht zulässig, wenn lediglich eine Nichtigkeits- 
und keine Anfechtungsklage (auch nicht als Eventualbegehren) erhoben wurde und dem Klagebegehren samt zugrunde- 
liegendem Sachvorbringen auch eindeutig zu entnehmen ist, dass mit der Klage allein die Feststellung der Nichtigkeit der 
Beschlussfassung begehrt wird; OGH 20.4.2010, 1 Ob 32/10b = ecolex 2010, 968 = RdW 2010, 629 = Werdnik, ecolex 
2011, 110 = HS 41.047 = HS 41.092 = HS 41.093; 29.3.2017, 6 Ob 15/17z = GesRZ 2017, 268 (H. Keinert/E. Keinert) = 
AnwBl 2017, 574 = RdW 2017, 623 = ecolex 2017, 873. 
137 OGH 24.5.2017, 1 Ob 81/17v = Zak 2017, 258 = ecolex 2017, 771 = EvBl‑LS 2017/130. 
138 Näheres siehe Höhne, Vertretungsbefugnis im Verein, RdW 2013, 317. 
139 OGH 27.2.2019, 6 Ob 168/18a mwN = JBl 2019, 457 = RdW 2019, 386 = EvBl‑LS 2019/111 = AnwBl 2019, 433. 
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den vertretenen Verein gerichteten Willenserklärungen Dritter) sind die Organwalter:innen gem 

Abs 2 S 2 leg cit allein befugt. 

 

Die wesentlichsten Aspekte zum Vorstand als Leitungsorgan lassen sich wie folgt 

zusammenfassen:140 

– Dem Vorstand obliegt die Vereinsleitung. Diesem kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch 

die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen wurden. 

– Die von der Mitgliederversammlung (siehe oben a)) gewählten Vorstandsmitglieder werden als 

Organwalter:innen bezeichnet. 

– Ist eine Gesamtvertretung iSd § 6 Abs 2 S 1 VerG (siehe oben) nicht gewollt, so ist aus diesen 

Organwalter:innen ein (oder mehrere) Vorstandsmitglied(er) als organschaftliche Ver- 

treter:innen des Vereins hervorzuheben (idR Obmann/Obfrau und Stellvertreter:in). Bei ihnen 

handelt es sich also um jene Personen, die nach den Statuten den Verein nach außen 

vertreten. Unterschiede zwischen organschaftlichen Vertreter:innen und den übrigen Vor- 

standsmitgliedern bestehen bei der Haftung (siehe dazu noch unten 4.) und Meldung an die 

Vereinsbehörde, beim Vollzug des Abgabenrechts und der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. 

– Um für den Verein tätig werden zu können bedürfen organschaftliche Vertreter:innen aufgrund 

ihres gesetzlich vorgesehenen Vertretungsrechts – anders als etwa Geschäftsführer:innen – 

keiner besonderen (rechtsgeschäftlich erteilten) Vollmacht. 

– Die organschaftliche Vertretungsbefugnis ist – abgesehen von der Frage der Gesamt- oder 

Einzelvertretung (siehe oben) – Dritten gegenüber unbeschränkbar, etwaige in den Statuten 

vorgesehene Beschränkungen wirken daher lediglich im Innenverhältnis. 

– Nach dem VerG herrscht ein gemäßigtes Vier-Augen-Prinzip: Zwar hat das Leitungsorgan 

eines Vereins aus mind zwei natürlichen Personen (siehe oben) – also vier Augen – zu be- 

stehen, es müssen aber nicht sämtliche Leitungsorganmitglieder zugleich auch tatsächlich 

vertretungsbefugt sein. Daher ist es möglich, dass eines der beiden Mitglieder des Leitungs- 

organs ein:e bezahlte:r Angestellte:r des Vereins ist, Einzelvertretungsbefugnis besitzt und 

allein die Vereinsgeschäfte führt, während das zweite Mitglied nur ehrenhalber tätig ist, über 

keinerlei Vertretungsbefugnis verfügt und die Funktionen im Verein auch sonst eingeschränkt 

sind. 

– Über Vorstandssitzungen ist ein schriftliches Sitzungsprotokoll zu verfassen. 

 

In der Praxis hat sich bewährt, für den Vorstand in den Vereinsstatuten folgende Aufgaben fest- 

zulegen:141 

                                                
140 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 3 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
141 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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– Erstellung von Jahresvoranschlägen sowie Abfassung von Rechenschaftsbericht und Rech- 

nungsabschluss; 

– Festsetzung der Höhe der jeweiligen Mitgliedsbeiträge und Beitrittsgebühren; 

– Verwaltung von Vereinsvermögen; 

– Aufnahme und Ausschluss von Vereinsmitgliedern; 

– Aufnahme und Kündigung von Vereinsangestellten; 

– Vorbereitung und Einberufung der (außer)ordentlichen Mitgliederversammlung; 

– Führung einer Mitgliederliste; 

– Bekanntgabe von Statutenänderungen mit Einfluss auf abgabenrechtliche Begünstigungen an 

das zuständige Finanzamt binnen einer Frist von einem Monat. 

 

Bei den Vereinsstatuten sollten es jedoch zu keiner „Überfrachtung“ mit Detailregelungen, die 

nicht das grundsätzliche Funktionieren des Vereins betreffen, kommen – dafür gibt es die Ge- 

schäftsordnungen. Das VerG regelt weder das Zustandekommen noch den möglichen Inhalt 

von solchen Geschäftsordnungen, weshalb es grundsätzlich möglich ist, dass sich jedes Organ 

(Leitungsorgan, Beirat, Mitgliederversammlung) selbst eine Geschäftsordnung gibt. Eine solche wird 

aber nur dann für die Mitglieder dieses Organs verbindlich sein, wenn dieses Organ auch in den 

Statuten zur Schaffung einer Geschäftsordnung ermächtig wurde.142 

 

 

c) Rechnungsprüfer:innen 

Nach § 5 Abs 5 VerG sind mind zwei (unabhängige und unbefangene) Rechnungsprüfer:innen zur 

Überprüfung der finanziellen Gebarung des Vereines bzw bei großen Vereinen iSd § 22 Abs 2 

VerG143 stattdessen eine:n Abschlussprüfer:in zu bestellen. Dies gilt auch für den Fall einer 

freiwilligen Abschlussprüfung. Rechnungs- und Abschlussprüfer:innen dürfen iSd § 5 Abs 5 S 2 iVm 

Abs 4 S 4 VerG keinem Organ (mit Ausnahme der Mitgliederversammlung) angehören, demnach 

nicht Teil des Leitungsorgans (siehe oben b)), aber sehr wohl Vereinsmitglieder sein. 

 

Rechnungsprüfer:innen werden im Interesse der Mitglieder tätig und sind daher auch von der Mit- 

gliederversammlung (siehe oben a)) zu wählen. Von der Wahl ist die Bestellung zu unterscheiden: 

                                                
142 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
143 § 22 Abs 2 VerG lautet: „Das Leitungsorgan eines Vereins, dessen gewöhnliche Einnahmen oder gewöhnliche 
Ausgaben in zwei aufeinander folgenden Rechnungsjahren jeweils höher als 3 Millionen Euro waren oder dessen 
jährliches Aufkommen an im Publikum gesammelten Spenden in diesem Zeitraum jeweils den Betrag von einer Million 
Euro überstieg, hat einen erweiterten Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) aufzustellen und 
überdies für die Abschlussprüfung durch einen Abschlussprüfer gemäß Abs. 4 zu sorgen. Dabei sind zusätzlich die §§ 222 
bis 234, 236 bis 240, 242 Abs. 2 bis 4, 269 Abs. 1 und 272 bis 276 UGB sinngemäß anzuwenden. Im Anhang sind 
jedenfalls Mitgliedsbeiträge, öffentliche Subventionen, Spenden und sonstige Zuwendungen sowie Einkünfte aus 
wirtschaftlichen Tätigkeiten und die ihnen jeweils zugeordneten Aufwendungen auszuweisen. Der Abschlussprüfer 
übernimmt die Aufgaben der Rechnungsprüfer. Diese Verpflichtungen entfallen, sobald die im ersten Satz genannten 
Schwellenwerte in zwei aufeinander folgenden Rechnungsjahren nicht mehr überschritten werden.“; Hervorhebungen 
durch die Verfasserinnen. 
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Diese ist ein Vertretungsakt und wird daher idR vom Leitungsorgan (siehe oben b)) wahrzunehmen 

sein.144 Auch Rechtsgeschäfte zwischen den Rechnungsprüfer:innen und dem Verein bedürfen zur 

Gültigkeit der Genehmigung der Mitgliederversammlung.145 

 

Kommen Rechnungsprüfer:innen ihren Aufgaben nicht nach, so kann sie gegenüber dem 

geprüften Verein für einen dadurch eingetretenen Schaden eine Haftung treffen.146 Abschluss- 

prüfer:innen haften demgegenüber auch all jenen (potentiellen) Gläubiger:innen des geprüften 

Vereins, die durch die Veröffentlichung des Bestätigungsvermerks angesprochen werden sollen, da 

der Vertrag zwischen dem Verein und Abschlussprüfer:innen von der Rsp147 als Vertrag mit 

Schutzwirkung zugunsten Dritter angesehen wird. 

 

 

Die wesentlichsten Aspekte zum Rechnungsprüfer:innen lassen sich wie folgt zusammen- 

fassen: 

– Rechnungsprüfer:innen müssen nach § 21 Abs 2 VerG die Finanzgebarung des Vereins 

hinsichtlich Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und statutengemäßer Mittelver- 

wendung innerhalb von vier Monaten ab Erstellung der Einnahmen- und Ausgabenrechnung 

prüfen, wobei der Vorstand den Rechnungsprüfer:innen die erforderlichen Unterlagen vorzu- 

legen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen hat. 

– Der Prüfungsbericht hat gem § 21 Abs 3 VerG die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

und statutengemäße Mittelverwendung zu bestätigen oder allfällig festgestellte Gebarungs- 

mängel oder Gefahren für den Vereinsbestand aufzuzeigen bzw auf ungewöhnliche Einnahmen 

bzw Ausgaben – insb Insichgeschäfte iSd § 6 Abs 4 VerG148 – besonders einzugehen. Die 

zuständigen Vereinsorgane haben entsprechend § 21 Abs 4 S 2 VerG diese von den Rech- 

nungsprüfer:innen aufgezeigten Gebarungsmängel zu beseitigen und Maßnahmen gegen 

aufgezeigte Gefahren zu treffen. 

– Sofern Rechnungsprüfer:innen feststellen, dass das Leitungsorgan beharrlich und auf schwer- 

wiegende Weise gegen die diesem obliegenden Rechnungslegungspflichten verstößt und in 

absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist, dass im Verein für wirksame Abhilfe gesorgt wird, so 

haben Rechnungsprüfer:innen nach § 21 Abs 5 VerG vom Leitungsorgan die Einberufung einer 

                                                
144 Vgl Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.11.4.; Hargassner, Vereinsorgane 5 (Stand 1.6.2024, 
Lexis Briefings in lexis360.at). 
145 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 5 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
146 Näheres dazu Kossak, Die neue Haftung der Vereinsfunktionäre2 91. 
147 OGH 30.6.2014, 5 Ob 208/13v = VbR 2014/100, 166 = Wilhelmer, RWZ 2014/70, 318 = wbl 2014/222 = RdW 2014, 
645 = AnwBl 2015, 69 = ÖBA 2015/2081 = ZIK 2015/48, 42 = ZVR 2015/45, 75 (Danzl, tabellarische Übersicht) = MietSlg 
66.742 = Vorraber, RWZ 2019/28, 127; 29.9.2015, 8 Ob 93/14f = ZIK 2015/322, 241 = ÖBA 2016/2182 = AnwBl 2016, 9 
= EvBl‑LS 2016/34 = RdW 2016, 255 = SZ 2015/105. 
148 § 6 Abs 4 VerG lautet: „Im eigenen Namen oder für einen anderen geschlossene Geschäfte eines organschaftlichen 
Vertreters mit dem Verein (Insichgeschäfte) bedürfen der Zustimmung eines anderen, zur Vertretung oder Geschäfts- 
führung befugten Organwalters.“; Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
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Mitgliederversammlung zu verlangen bzw können auch selbst eine Mitgliederversammlung 

einberufen. 

– Rechnungsprüfer:innen haben gem § 21 Abs 4 VerG dem Leitungsorgan und einem allenfalls 

bestehenden Aufsichtsorgan zu berichten, das Leitungsorgan hat die Mitglieder über die 

geprüfte Einnahmen- und Ausgabenrechnung zu informieren. Sofern dies in der Mitglieder- 

versammlung erfolgt, sind die Rechnungsprüfer:innen einzubinden. 

 

Die Rechnungslegung und Prüfung für kleine Vereine normiert § 21 VereinsG. 

 

Abbildung: Rechnungslegung und Prüfung für kleine Vereine 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 150. 

 

Für mittelgroße Vereine regelt § 22 Abs 1 VereinsG die Rechnungslegung und Prüfung. 

 

Abbildung: Rechnungslegung und Prüfung für mittelgroße Vereine 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 151.  
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Die Rechnungslegung und Prüfung für große Vereine legt § 22 Abs 2 VereinsG fest. 

 

Abbildung: Rechnungslegung und Prüfung für große Vereine 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 151. 

 

 

d) Schlichtungseinrichtung (Schiedsgericht) 

Die Vereinsbehörden haben keinerlei Kompetenz, über strittige Vereinsverhältnisse zu entscheiden. 

Vielmehr ist nach § 8 Abs 1 S 1 VerG in den Statuten vorzusehen, dass Rechtsstreitigkeiten aus 

dem Vereinsverhältnis vor einer „Schlichtungseinrichtung“149 auszutragen sind. Dazu zählen nach 

der Rsp150 grundsätzlich sämtliche privatrechtliche Streitigkeiten zwischen Vereinsmitgliedern 

und dem Verein bzw Vereinsmitgliedern untereinander, sofern sie mit dem Vereinsverhältnis im 

Zusammenhang stehen. 

 

Die Ausgestaltung dieser Schlichtungseinrichtung ist im VerG nicht näher geregelt. § 8 Abs 2 VerG 

sieht lediglich vor, dass die Vereinsstatuten die Zusammensetzung und Bestellungsart der Mitglieder 

unter Bedachtnahme auf deren Unbefangenheit zu regeln haben bzw Streitparteien beiderseitiges 

Gehör zu gewähren ist. Die Mitglieder eines statutarischen Vereinsschiedsgerichts können nach der 

Rsp151 in Folge § 5 Abs 1 VerG nicht als Organe des Vereins angesehen werden. 

 

                                                
149 Siehe zum Schlichtungsverfahren ausführlich etwa Hargassner, Schlichtungsverfahren (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings 
in lexis360.at). 
150 OGH 27.9.2016, 6 Ob 125/16z = Zak 2016, 419 = RdW 2016, 826 = wbl 2017/15 = H. Keinert/E. Keinert, GesRZ 2017, 
42 = GesRZ 2017, 64 = Höhne, RdW 2017, 80 = AnwBl 2017, 74 = ecolex 2017, 118 = GES 2017, 31 = EvBl 2017, 559 
(Jelinek) = SpuRt 2017/1 H 4 (Druml); 29.5.2017, 6 Ob 80/17h = GES 2017, 260 = AnwBl 2017, 574 = RdW 2017, 688. 
151 OGH 30.6.2005, 3 Ob 111/05b = RdW 2005, 695 = Jus-Extra OGH-Z 4024 = ecolex 2006, 30 = JBl 2006, 120 = RPflE 
2005/91. 
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Schlussendlich sind für die (endgültige) Entscheidung über Rechtsstreitigkeiten aus dem Vereins- 

verhältnis die Zivilgerichte zuständig152: Nach § 8 Abs 1 S 2 und 3 VerG steht der ordentliche 

Rechtsweg sechs Monate ab Anrufung der Schlichtungseinrichtung offen, sofern es zu keiner 

früheren Beendigung des Schlichtungsverfahrens kommt und kann die Anrufung des ordentlichen 

Gerichts nur insofern ausgeschlossen werden, als ein Schiedsgericht nach §§ 577 ff ZPO einge- 

richtet wird. 

 

Die Nichteinhaltung dieses vereinsinternen Instanzenzugs bei Streitigkeiten aus dem Vereinsver- 

hältnis stellt eine Unzulässigkeit des Rechtswegs dar und ist daher von den Gerichten von Amts 

wegen aufzugreifen.153 

 

 

e) Aufsichtsorgan (Aufsichtsrat) 

Bei Vereinen ist ein eigenes „Aufsichtsorgan“ (idR Aufsichtsrat genannt) nicht Pflicht, sondern 

fakultativ, also – sofern gewollt – in den Vereinsstatuten unter Beachtung folgender Vorgaben nach 

§ 5 Abs 4 VerG vorzusehen bzw zu regeln: 

– Das Aufsichtsorgan hat aus mind drei natürlichen Personen zu bestehen. 

– Die Bestellung obliegt der Mitgliederversammlung. 

– Aufsichtsorganmitglieder müssen unabhängig bzw unbefangen sein und dürfen keinem 

Organ (außer Mitgliederversammlung) angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Auf- 

sicht ist. 

– Sehen Statuten eines Vereins mit über zwei Jahre lang durchschnittlich154 mehr als 300 Arbeit- 

nehmer:innen ein Aufsichtsorgan vor, so müssen diesem zu einem Drittel Arbeitnehmer:in- 

nen angehören. Im Übrigen sind die entsprechenden Bestimmungen des Arbeitsverfassungs- 

gesetzes (ArbVG155) – nämlich § 110 ArbVG (zur Mitwirkung im Aufsichtsrats) und § 132 ArbVG 

(zu Betrieben mit besonderer Zweckbestimmung und Verwaltungsstellen juristischer Personen 

des öffentlichen Rechts) – sinngemäß anzuwenden. 

 

 

3.  Vereinsstatuten (Satzungen) 

Die Statuten (auch Satzungen) von Vereinen iSd VerG bilden – wie bei Gesellschaften der 

Gesellschaftsvertrag – die Grundlage dessen Organisation und Tätigkeit. Demnach werden darin 

                                                
152 OGH 21.12.2015, 9 Ob 24/15t = RdW 2016, 405. 
153 Vgl Hargassner, Vereinsorgane 6 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
154 Gem § 5 Abs 4 VerG bestimmt sich der jeweilige Durchschnitt nach den Arbeitnehmer:innenzahlen an den jeweiligen 
Monatsletzten innerhalb des vorangegangenen Rechnungsjahrs und hat das Leitungsorgan jeweils zum Jahresletzten die 
Durchschnittsanzahl festzustellen bzw dem Aufsichtsorgan mitzuteilen. 
155 Bundesgesetz vom 14.12.1973 betreffend die Arbeitsverfassung (Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG), BGBl 1974/22 
(StF) idF BGBl I 2024/110. 
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Name, Zielsetzungen und innere Ordnung einschließlich Vertretung nach außen festgelegt. Das 

VerG gibt selbst lediglich den Mindestinhalt vor, mit dem aber selten das Auslangen gefunden 

werden kann. Die Vereinsstatuten sind idR schriftlich und in deutscher Sprache abzufassen (allfällige 

Übersetzungen können beigelegt werden). Durch Beitritt zum Verein werden spätere Mitglieder 

Vertragspartner:innen dieses multilateralen Vertrags.156 Das Bundesministerium für Inneres hat 

entsprechende Musterstatuten157 bereitgestellt, die im Einzelfall an die jeweiligen Erfordernisse des 

entsprechenden Vereins anzupassen sind (siehe dazu bereits oben 1.c)). 

 

Vereinsstatuten unterliegen der verwaltungsbehördlichen Kontrolle durch die Vereinsbehörde, 

jedoch nur hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit dem VerG bei Errichtung des Vereins (§§ 11 ff 

VerG) und jeder Statutenänderung (vgl § 14 Abs 1 VerG). Keine Prüfung erfolgt also dahin, ob die 

Vereinsstatuten mit anderen gesetzlichen Vorschriften übereinstimmen (siehe dazu bereits oben 

1.c)). 

 
 
a) Notwendiger Statuteninhalt 

Den Gründer:innen und den zur späteren Beschlussfassung über Statutenänderungen berufenen 

Vereinsorganen steht die Gestaltung der Vereinsorganisation nach § 3 Abs 1 VerG im Rahmen der 

Gesetze frei. Die Vereinsstatuten müssen gem Abs 2 leg cit jedenfalls folgende elf Angaben 

enthalten: 

1. Vereinsname; 

2. Vereinssitz; 

3. klare und umfassende Umschreibung des Vereinszwecks; 

4. für Verwirklichung des Zwecks vorgesehene Tätigkeiten und Art der Aufbringung finanzieller 

Mittel; 

5. Bestimmungen über Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft; 

6. Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder; 

7. Organe des Vereins und ihre Aufgaben, insb klare und umfassende Angabe, wer Geschäfte des 

Vereins führt und wer Verein nach außen vertritt; 

8. Art der Bestellung der Vereinsorgane und Dauer ihrer Funktionsperiode; 

9. Erfordernisse für gültige Beschlussfassungen durch Vereinsorgane; 

10. Art der Schlichtung von Streitigkeiten aus Vereinsverhältnis; 

11. Bestimmungen über freiwillige Auflösung des Vereins und Verwertung des Vereinsvermögens 

in einem solchen Fall. 

 
 

                                                
156 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
157 Abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/609/start.aspx#statuten (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
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(1) Vereinsname 

Nach § 4 Abs 1 VerG müssen Vereinsnamen einen eindeutigen Schluss auf den Vereinszweck zu- 

lassen, Verwechslungen mit anderen Vereinen158, Einrichtungen oder Rechtsformen ausschließen 

und dürfen auch nicht irreführend sein (UWG159, Namensrecht). Vereinsbezeichnungen in einer 

Fremdsprache sind zulässig, müssen aber zur Erläuterung einen deutschsprachigen Zusatz tragen. 

Das Namensrecht eines Vereins erlischt idR erst mit dessen Auflösung (Beendigung der Tätigkeit 

auf Dauer; siehe dazu noch unten 5.), ist also geschützt, solange er besteht.160 

 
 
(2) Vereinssitz 

Der Sitz eines Vereins ist gem § 4 Abs 2 VerG jener Ort, an dem sich die tatsächliche Haupt- 

verwaltung (zentrale Leitung und Verwaltung) befindet und muss in Österreich liegen. Sie ist 

zugleich Zustelladresse des Vereins. Es genügt die Angabe der Gemeinde – dies ist auch ratsam, 

da jede Sitzverlegung einer Statutenänderung bedarf. Der Tätigkeitsbereich ist kein nach dem VerG 

vorgeschriebener Statuteninhalt, es empfiehlt sich aber, diesen ebenfalls breit zu definieren (zB 

Österreich).161 

 
 

(3) Klare und umfassende Umschreibung des Vereinszwecks 

Da § 3 Abs 2 Z 3 VerG eine klare und umfassende Umschreibung des Vereinszwecks fordert, 

genügen allgemeine Hinweise zum Vereinszweck („Der Verein strebt die Förderung der Malerei an“ 

oder „Der Verein kümmert sich um ältere Menschen“) oder zB Aufzählungen von Vereinszwecken 

nicht. Da keine Verpflichtung besteht, immer sämtliche Vereinszwecke auch tatsächlich zu ver- 

folgen, empfiehlt sich eine möglichst weite Umschreibung aller denkbaren Vereinszwecke. Der 

Vereinszweck darf nicht gesetzwidrig sein. Dehnt ein Verein während des Bestands die Tätigkeit auf 

nicht in den Vereinsstatuten geregelte Vereinszwecke aus, so müssen diese ergänzt bzw geändert 

werden und ist dies der Vereinsbehörde bekanntzugeben.162 

 

Zudem ist zu überlegen, ob der steuerrechtliche Begriff der „Gemeinnützigkeit“163 iSd Bundes- 

abgabenordnung164 (§§ 34 ff BAO) angestrebt wird. Für diesen Fall muss bereits in den Vereins- 

statuten die Verfolgung gemeinnütziger (§§ 35, 36 BAO), mildtätiger (§ 37 BAO) oder kirchlicher 

                                                
158 OGH 28.10.1997, 4 Ob 269/97f = wbl 1998/65; 24.4.2007, 17 Ob 4/07y = wbl 2007/180. 
159 Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 1984 – UWG, BGBl 1984/448 (StF) idF BGBl I 2023/99. 
160 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 1 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
161 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
162 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
163 Siehe zu diesem steuerlichen Begriff etwa Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre3 168 f und Höhne/ 
Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel II.2.3.1.1. 
164 Bundesgesetz über allgemeine Bestimmungen und das Verfahren für die von den Abgabenbehörden des Bundes, der 
Länder und Gemeinden verwalteten Abgaben (Bundesabgabenordnung – BAO), BGBl 1961/194 (StF) idF BGBl I 
2024/113. 
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Zwecke mit hinreichender Bestimmtheit zum Ausdruck gebracht165 werden. Da ebenso die Praxis 

über die Gemeinnützigkeit des Vereines entscheidet muss auch bei der Geschäftsführung darauf 

geachtet werden, dass diese tatsächlich dem gemeinnützigen „Programm“ des Vereins entspricht.166 

Näheres zu den Voraussetzungen für das Vorliegen begünstigter Vereinszwecke findet sich in den 

Vereinsrichtlinien 2001 des Bundesministeriums für Finanzen167. 

 
 
(4) Für Verwirklichung des Zwecks vorgesehene Tätigkeiten und Art der Aufbringung 

finanzieller Mittel 

Die Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks müssen ausdrücklich angegeben werden. Um nicht 

den eigenen Wirkungsbereich zu überschreiten empfiehlt es sich, alle denkbaren Aufbringungsarten 

anzuführen, mögen diese auch nicht immer schlagend werden. Nach § 3 Abs 2 Z 4 VerG ist zu 

unterscheiden zwischen den für die Verwirklichung des Zwecks vorgesehenen Tätigkeiten (ideelle 

Mittel) und der Art der Aufbringung finanzieller Mittel (materielle Mittel):168 

– Alles was der Verein tut zählt zu den ideellen Mitteln, so etwa 

– ehrenamtliche Mitarbeit; 

– Vorträge und Versammlungen; 

– gesellige Zusammenkünfte; 

– Diskussionsveranstaltungen; 

– Herausgabe von Publikationen; Einrichtung einer Bibliothek usw; 

– All dies, woher sich der Verein Geld erhofft, fällt unter die materiellen Mittel (Unzulässigkeit 

des Zurückgreifens auf eine in Vereinsstatuten nicht erwähnte Einkunftsart), so etwa 

– Beitrittsgebühren; 

– (echte) Mitgliedsbeiträge; 

– gesonderte Vorschreibung von Gebühren für die Teilnahme an Vereinsveranstaltungen 

oder die Inanspruchnahme von Leistungen, welche auch Nichtmitgliedern zugänglich sind 

(„unechte“ Mitgliedsbeiträge169); 

– Schenkungen bzw Spenden und Subventionen; 

– Erträgnisse aus Veranstaltungen bzw Vermietung oder Verpachtung von Vereinseigentum; 

– Einhebung von Eintrittsgeldern; 

                                                
165 So ist für eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit bei der Gründung in den Statuten klar anzuführen, dass der Verein 
ausschließlich gemeinnützige Zwecke verfolgt, dessen Vereinstätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, wie die eingenom- 
menen Mittel verwendet werden (keine Barausschüttungen), dass der Verein für alle interessierten Personen offen steht 
(allgemeiner Nutzen; keine „geschlossenen Gesellschaften“) und was mit den Mitteln passiert, falls sich der Verein 
auflösen sollte. Darüber hinaus muss auch zwingend vorgesehen werden, dass das verbleibende Vermögen für 
gemeinnützige Zwecke iSd BAO zu verwenden ist; vgl Hargassner, Vereinsstatuten 2 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in 
lexis360.at). 
166 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
167 Bundesministerium für Finanzen, Vereinsrichtlinien 2001, abrufbar unter https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext? 
segmentId=0dc5ca35-ef9e-4ffd-a3d1-c2592eef96cc#segmentHeadline1 (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
168 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
169 VwGH 4.6.2008, 2005/13/0128; VwGH 28.4.2011, 2007/15/0064; Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre3 24; 
Bundesministerium für Finanzen, Vereinsrichtlinien 2001, Kap 3.1.1.2. 
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– (erlaubte) Gewinnerzielung aus unternehmerischer Tätigkeit170; 

– Beteiligung an Unternehmen usw. 

 
 

(5) Bestimmungen über Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft 

Mitglieder eines Vereins können grundsätzlich alle natürlichen und juristischen Personen, aber 

auch rechtsfähige Personengesellschaften (zB OG, KG) sein, wobei Beschränkungen etwa hin- 

sichtlich Alter, Geschlecht, Staatsbürgerschaft, Religion, Beruf, Unbescholtenheit usw möglich sind, 

sofern keine Monopolstellung des Vereins gegeben ist. Für den Vereinseintritt können auch sonstige 

Bedingungen vorgesehen werden. Eine Mitgliedschaft auf Zeit171 (die etwa jährlich erneuert werden 

muss) ist zulässig, sofern die Vereinsstatuten dies vorsehen. Der Beitritt sollte schriftlich erklärt 

werden (insb zu Beweiszwecken). Es kann zwischen ordentlichen und außerordentlichen 

Mitgliedern sowie Ehrenmitgliedern unterscheiden werden, deren unterschiedliche Rechte und 

Pflichten durch die Vereinsstatuten bestimmt werden:172 

– Ordentliche Mitglieder können sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen und besitzen sowohl 

das aktive als auch passive Wahlrecht. 

– Außerordentliche Mitglieder fördern meist die Vereinstätigkeit durch Zahlung eines erhöhten 

Mitgliedsbeitrags bzw ist auch die Festsetzung eines geringeren Beitrags möglich. 

– Ehrenmitglieder sind Personen, die durch die Mitgliederversammlung für ihre außergewöhn- 

lichen Vereinsverdienste (meist auf Lebenszeit) ausgezeichnet werden. Dadurch werden sie 

von der Entrichtung des Mitgliedsbeitrags befreit. 

 

Die Vereinsmitgliedschaft endet durch Verlust der Rechtspersönlichkeit des Vereins an sich 

(siehe dazu noch unten 5.) sowie durch Tod, Austritt und Ausschluss eines Vereinsmitglieds. In 

den Vereinsstatuten können dazu Austritts- und Ausschlussgründe, Kündigungsmöglichkeiten, 

Fristen usw geregelt werden.173 Auch bei einem „qualifizierten Zahlungsrückstand“ eines 

Mitglieds gibt es keinen „automatischen“ Vereinsausschluss.174 

 
 

(6) Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder 

Vereinsmitglieder haben grundsätzlich keinen Anteil am Vereinsvermögen und sind auch nicht 

am Verein „beteiligt“ (Vereinsvermögen gehört Verein).175  

                                                
170 Dazu ausführlich Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre4 Kap III.4. 
171 Näher dazu siehe etwa Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.10.2. 
172 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 3 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); der, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 1 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
173 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
174 Vgl Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre4 Kap VI.3.; ders, Vereinsstatuten 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings 
in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der Mitglieder 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
175 OGH 20.1.2004, 4 Ob 239/03f = ecolex 2004, 621 = RdW 2004, 535 = GeS 2004, 428 (van Husen); 6.3.2014, 
1 Ob 14/14m = EvBl‑LS 2014/91 = Zak 2014, 174 = Jus-Extra OGH-Z 5587 = Jus-Extra OGH-Z 5588 = NZ 2014, 244 
(Hoyer) = RZ 2014 EÜ148 = RdW 2014, 456 = GesRZ 2014, 324 (Weigand) = wbl 2014/181 = AnwBl 2015, 7 = SZ 2014/22. 
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Die Rechtsbeziehungen zwischen einem Verein und dessen Mitgliedern sind zivilrechtlicher 

Natur.176 Nach der Rsp177 handelt es sich bei diesem Verhältnis um keinen gegenseitigen Vertrag 

(nicht auf Leistungsaustausch gerichtet). 

 

Mitglieder von Vereinen im iSd VerG haben nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten (siehe 

sogleich). Diese Rechte und Pflichten sind zT im VerG geregelt, müssen aber auch in den Vereins- 

statuten genau und umfassend festgelegt werden.178 Vereinsmitglieder haben ein Recht darauf, 

dass ihre Mitgliedschaftsrechte nicht verletzt werden.179 Bei der Ausgestaltung von Mitgliedschafts- 

rechten sind Vereine innerhalb der Grenzen zwingenden öffentlichen und privaten Rechts 

autonom180 (zwingendes Recht als zu beachtende Schranke). 

 

Das Vereinsrecht ist vom Grundsatz der Gleichbehandlung der Mitglieder geprägt, verlangt also, 

dass alle Mitglieder, die sich in einer gleichen Rechtsposition befinden auch gleich behandelt werden 

(Anspruch auf gleiche Rechte und Pflichten). Nach der Rsp181 bedeutet dies aber keineswegs das 

Gebot schematischer Gleichbehandlung aller Mitglieder, sondern vielmehr das Verbot willkürlicher 

Ungleichbehandlung (bei redlicher und vernünftiger Beurteilung nicht gerechtfertigt erscheinende 

Behandlung).182 Im zivilrechtlichen Bereich ist insb die Wahrung der guten Sitten183 zu beachten. 

 

Vereinsmitglieder haben gegenüber dem Verein Mitwirkungs-, Informations- und Kontrollrechte, 

wobei das wichtigste dieser Rechte die Teilnahme an der Mitgliederversammlung und deren 

Beschlussfassungen (siehe dazu bereits oben 2.a)) ist. In der ordentlichen Mitgliederversammlung 

kann das Stimmrecht (nicht aber das Recht, Anträge zu stellen) auf ordentliche Mitglieder beschränkt 

werden (siehe dazu bereits oben 2.a)).184 Darüber hinaus ist es zulässig, das Stimmrecht185 

– mit einem bestimmten Mindestalter (zB 16 Jahre) zu verbinden; 

– davon abhängig zu machen, ob die bis zur Mitgliederversammlung fälligen Mitgliedsbeiträge 

bezahlt wurden; 

                                                
176 OGH 25.8.1998, 1 Ob 176/98h = immolex 1998, 341 = RdW 1999, 22 = ZfRV 1999, 23 = MietSlg 50.176 = MietSlg 
50.241 (36) = SZ 71/141 = HS 29.280 = HS 29.283 = HS 29.340 = HS 29.440 = HS 29.674 = HS 29.679 = HS 29.692 = 
HS 29.982; 20.1.2004, 4 Ob 239/03f = ecolex 2004, 621 = RdW 2004, 535 = GeS 2004, 428 (van Husen); 15.9.2005, 
4 Ob 134/05t = GesRZ 2005, 304 = RdW 2006, 91; 21.5.2013, 1 Ob 75/13f = EvBl‑LS 2013/127 = ecolex 2013/334, 804 

(Höhne; Reich‑Rohrwig) = GES 2013, 395 = RdW 2013, 667 = ZIK 2013, 238 = wbl 2014/14 = AnwBl 2014, 284. 
177 OGH 10.6.1999, 2 Ob 127/99m. 
178 Vgl Hargassner, Rechte und Pflichten der Mitglieder 1 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
179 OGH 18.4.2001, 7 Ob 66/01h; 2.8.2012, 4 Ob 71/12p = EvBl 2013, 73 = NZ 2013, 46 = ecolex 2013, 251. 
180 OGH 20.1.2004, 4 Ob 239/03f = ecolex 2004, 621 = RdW 2004, 535 = GeS 2004, 428 (van Husen); 15.9.2005, 
4 Ob 134/05t = GesRZ 2005, 304 = RdW 2006, 91. 
181 OGH 30.11.1987, 4 Ob 1526/87 = JBl 1988, 445. 
182 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 5 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
183 OGH 20.12.1990, 6 Ob 711/89 = ecolex 1991, 338 = SZ 63/233. 
184 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 4 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
185 Vgl Hargassner, Rechte und Pflichten der Mitglieder 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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– mit einer angemessenen Wartezeit (zB mind dreimonatigen Mitgliedschaft im Verein) zu ver- 

knüpfen. Solche statutarischen Wartezeiten dienen ua dazu, dass nicht kurz vor der Mitglieder- 

versammlung durch Anwerben neuer Mitgliedern ein Wahlvorschlag des bisherigen Vorstands 

unterlaufen werden kann. 

 

Mit dem Stimmrecht ist das aktive Wahlrecht – anders als das passive – untrennbar verknüpft. Um 

in den Vorstand gewählt zu werden, muss man grundsätzlich Vereinsmitglied sein. Wenn es in den 

Vereinsstatuten nicht ausdrücklich ausgeschlossen wird, können zu Vorstandsmitgliedern auch 

außerordentliche Mitglieder und Ehrenmitglieder (siehe dazu bereits oben (5)) gewählt werden. 

Der Verein hat jedoch auch die Möglichkeit in dessen Statuten ausdrücklich festhalten, dass zu 

Vorstandsmitgliedern, Rechnungsprüfer:innen oder Mitgliedern der Schlichtungseinrichtung auch 

Nichtmitglieder gewählt werden können.186 

 

Das VerG schreibt folgende Mitgliederrechte ausdrücklich fest: 

– Jedes Vereinsmitglied kann gem § 3 Abs 3 VerG vom Vorstand die Ausfolgerung der Vereins- 

statuten verlangen. 

– Jedes von einem Vereinsbeschluss betroffene Mitglied ist nach § 7 VerG zu dessen Anfechtung 

berechtigt. 

– Mind ein Zehntel der Vereinsmitglieder kann nach § 5 Abs 2 VerG verlangen, dass der Vorstand 

eine außerordentliche Mitgliederversammlung (siehe dazu bereits oben 2.a)) einberuft bzw 

außerhalb der Mitgliederversammlung unter Angabe von Gründen gem § 20 VerG vom Vorstand 

eine Information binnen vier Wochen über die Tätigkeit des Vorstands und über die finanzielle 

Gebarung des Vereins verlangen. 

 

Fakultativ können in den Vereinsstatuten weitere Mitgliedsrechte vorgesehen werden.187 

 

Ob der Verein auch verpflichtet ist, einem einzelnen Mitglied auf Verlangen eine Mitgliedsliste 

(Namen und Anschriften) herauszugeben, ist strittig, weshalb eine klare Regelung in den Vereins- 

statuten zur Vermeidung von Streitigkeiten empfehlenswert scheint. Nach Hargassner188 ist der 

Verein – wenn keine Datenschutzrechte von Mitgliedern verletzt werden und auch keine sonstigen 

Gründe entgegenstehen – bei Glaubhaftmachung eines besonderen Interesses des einzelnen 

Vereinsmitglieds zur Herausgabe einer vollständigen Mitgliederliste verpflichtet oder muss das 

Mitglied zumindest Einsicht nehmen lassen. 

 

                                                
186 Vgl Hargassner, Rechte und Pflichten der Mitglieder 2 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
187 Vgl Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.10.3.4; Hargassner, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
188 Vgl Hargassner, Rechte und Pflichten der Mitglieder 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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Ist ein Mitglied vom Verein ausgeschlossen, so darf dieses – solange es nicht den Vereins- 

ausschluss erfolgreich bekämpft hat – weder auf die Führung der Vereinsgeschäfte Einfluss 

nehmen, noch dessen Mitgliedschaftsrechte ausüben.189 

 

Die wichtigste Pflicht der Vereinsmitglieder ist die Zahlung des Mitgliedsbeitrags, der jedes Jahr 

vom Verein neu vorgeschrieben werden muss. Bei Nichtbezahlung kann der Vorstand das jeweilige 

Mitglied von der Benutzung der vereinseigenen Anlagen ausschließen.190 Die Begrenzung der Höhe 

des Mitgliedsbeitrags kann dann relevant werden, wenn ein Verein die (steuerliche) Gemein- 

nützigkeit (siehe dazu bereits oben 1.a)) anstrebt.191 

 

Zudem sind die Mitglieder ihrem Verein zur Treue verpflichtet – je wichtiger ihre Stellung im Verein, 

umso größer ist diese Loyalitätspflicht.192 

 

Zur Nichtigkeit und (bloßen) Anfechtbarkeit von Vereinsbeschlüssen siehe bereits oben 2.a)(5). 

 
 
(7) Organe des Vereins und ihre Aufgaben, insb klare und umfassende Angabe, wer 

Geschäfte des Vereins führt und wer Verein nach außen vertritt 

Für welche Bereiche und Handlungen im Verein die einzelnen Vereinsorgane zuständig sind, ist 

nach § 3 Abs 2 Z 7 VerG in den Vereinsstatuten eindeutig (klar und umfassend) zu regeln. An 

statutarischen Organen braucht jeder Verein nach § 5 Abs 1 VerG mind die „Mitgliederver- 

sammlung“ (zur gemeinsamen Willensbildung) und das „Leitungsorgan“ (zur Führung der 

Vereinsgeschäfte und zur Vertretung des Vereins nach außen). Entscheidend ist die jeweilige 

Funktion, die Bezeichnung dieser Organe ist daher grundsätzlich frei wählbar (üblicherweise 

Generalversammlung bzw Vorstand), solange sie nicht funktional irreführend ist. Siehe dazu bereits 

oben 2. 

 
 
(8) Art der Bestellung der Vereinsorgane und Dauer ihrer Funktionsperiode 

In den Vereinsstatuten ist nach § 3 Abs 2 Z 8 VerG festzulegen, auf welche Art und Weise die 

jeweiligen Vereinsorgane bestellt werden und wie genau sich die Dauer ihrer Funktionsperiode 

bestimmt. 

 
 

                                                
189 OGH 10.5.2006, 7 Ob 42/06m. 
190 Vgl Hargassner, Handbuch für Vereinsfunktionäre4 Kap VII.3.; ders, Vereinsstatuten 5 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings 
in lexis360.at); ders, Rechte und Pflichten der Mitglieder 3 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
191 Näher dazu siehe etwa Höhne/Jöchl/Lummerstorfer, Das Recht der Vereine6 Kapitel I.10.3.1. 
192 OGH 2.8.2012, 4 Ob 71/12p = EvBl 2013, 73 = NZ 2013, 46 = ecolex 2013, 251; 19.4.2017, 6 Ob 62/17m = MR 2017, 
120 = EvBl‑LS 2017/121. 
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(9) Erfordernisse für gültige Beschlussfassungen durch Vereinsorgane 

Zu regeln ist diesbezüglich zB, auf welche Art und Weise Vereinsorgane einberufen werden, ob 

Tagesordnungen bekannt zu geben sind, ob nur zur Tagesordnung Beschlüsse gefasst werden 

können, aber auch Vertretungsregeln, Beschlussquoren etc.193 

 
 

(10) Art der Schlichtung von Streitigkeiten aus Vereinsverhältnis 

Nach § 8 Abs 1 VerG haben die Vereinsstatuten vorzusehen, dass Streitigkeiten aus dem Vereins- 

verhältnis vor einer Schlichtungseinrichtung194 auszutragen sind. Die Statuten haben nach Abs 2 

leg cit Zusammensetzung und Art der Bestellung der Mitglieder der Schlichtungseinrichtung unter 

Bedachtnahme auf deren Unbefangenheit zu regeln (Streitparteien ist beiderseitiges Gehör zu 

gewähren). Siehe dazu bereits oben 2.d). 

 
 

(11) Bestimmungen über freiwillige Auflösung des Vereins und Verwertung des Vereins- 

vermögens in einem solchen Fall 

In den Vereinsstatuten sind nach § 3 Abs 2 Z 1 VerG Bestimmungen über die freiwillige Auflösung 

des Vereins bzw die daran anschließende Verwertung des Vereinsvermögens festzulegen. Siehe 

dazu noch unten 5. 

 

 

b) Auslegung der Statuten 

Vereinsstatuten- bzw Durchführungsbestimmungen, welche vom entsprechend den Statuten 

zuständigen Vereinsorgan nach den für die Kollektivwillensbildung geltenden Grundsätzen (be- 

schlussmäßig) geschaffen wurden, sind nach §§ 6 ff ABGB195 – also wie eine generelle Norm – 

auszulegen.196 Entscheidend ist der objektive Sinn (nicht bloß die subjektive Interpretation von 

Einzelnen). Die Auslegung hat sich an Gesetzestreue, Vereinszweck und berechtigten Mitglieder- 

interessen zu orientieren, auch der bisherigen Übung kann Bedeutung zukommen. Im Zweifel ist 

gesetzeskonform und iSd Vereinsfreiheit auszulegen. Die Auslegung soll so erfolgen, dass die 

Anwendung der fraglichen Bestimmungen im Einzelfall zu brauchbare Ergebnissen führen (billiges 

und vernünftiges Auslegungsergebnis).197 Nach stRsp198 herrscht hierbei eine verstärkte 

Grundrechtsbindung, da das einzelne Vereinsmitglied idR keinen Einfluss auf die Vereinsstatuten- 

gestaltung hat (Adressat:innenen in staatlichen Normen ähnlichen Unterlegenheitssituation).  

                                                
193 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 6 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
194 Siehe zum Schlichtungsverfahren ausführlich etwa Hargassner, Schlichtungsverfahren (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings 
in lexis360.at). 
195 Siehe dazu ausführlich etwa Kerschner/Kehrer in Fenyves/Kerschner/Vonkilch (Hrsg), ABGB Großkommentar3 (Klang) 
§§ 6, 7. 
196 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 8 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
197 OGH 19.9.2013, 2 Ob 117/13i = Zak 2013/702 = wbl 2013/262 = Jus-Extra OGH-Z 5450 = EvBl‑LS 2014/13 = RdW 
2013, 732 = SpuRt 2014/2 H 3; 25.6.2014, 3 Ob 2/14m mwN; 21.12.2015, 9 Ob 24/15t = RdW 2016, 405. 
198 OGH 12.9.2006, 1 Ob 137/06p = ecolex 2007, 33 = RZ 2007, 72 EÜ73 = Jus-Extra OGH-Z 4280 = RdW 2007, 214 = 
HS 37.200 = HS 37.202; 2.8.2012, 4 Ob 71/12p = EvBl 2013, 73 = NZ 2013, 46 = ecolex 2013, 251. 
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c) Statutenänderungen 

Für eine Änderung der Vereinsstatuten – wozu auch eine Namensänderung und eine Sitzverlegung 

zählen – gelten grundsätzlich die gleichen Regeln wie für die Vereinsgründung (siehe dazu bereits 

oben 1.), da § 14 Abs 1 VerG ausdrücklich die sinngemäße Anwendung dieser Regelungen (§§ 11 

bis 13 VerG) anordnet:199 

– Nach statutengemäßer Beschlussfassung über eine Änderung hat der Verein diese Änderung 

bei der Vereinsbehörde (siehe dazu bereits oben 1.c)) mit einem Exemplar der geänderten 

Statuten anzuzeigen (§ 11 VerG). Vom Bundesministerium für Inneres wurde ein entsprechen- 

des Muster200 bereitgestellt. 

– Erst wenn die Vereinsbehörde innerhalb der vierwöchigen Frist keine negative Erklärung nach 

§ 12 Abs 1 VerG, dass die Vereinsgründung nicht gestattet ist, abgibt (§ 13 Abs 1 leg cit) oder 

schon vor Fristablauf eine förmliche Einladung zur Aufnahme bzw Fortsetzung der Vereins- 

tätigkeit ausspricht (§ 13 Abs 2 leg cit), wird die Statutenänderung wirksam und der Verein kann 

seine Tätigkeit basierend auf den „neuen“ Statuten fortsetzen. 

– Bei positivem Verfahrensabschluss übermittelt die Vereinsbehörde jedenfalls eine kostenlose 

Kopie der geänderten Vereinsstatuten, einen gebührenfreien Auszug aus dem Vereinsregister 

jedoch lediglich dann, wenn es durch die Statutenänderung zu einer Änderung im Registerstand 

gekommen ist, sodass die Übermittlung eines aktualisierten Vereinsregisterauszugs auch Sinn 

macht. 

 

 

4.  Haftung 

Für Verbindlichkeiten des Vereins haftet der Verein mit dessen Vermögen. Organwalter:innen und 

Vereinsmitglieder (siehe dazu bereits oben 2.) haften persönlich zur dann, wenn sich dies aus 

anderen gesetzlichen Vorschriften oder aus persönlichen rechtsgeschäftlichen Verpflichtungen 

ergibt.201 Der sog Trennungsgrundsatz gilt daher auch für Vereine,202 es sind also Rechts- 

und Vermögenssphäre vom Verein und dessen Organwalter:innen bzw von sonstigen Mitgliedern 

zu trennen (grundsätzlich kein Zugriff von Vereinsgläubiger:innen auf Privatvermögen). Eine sog 

Durchgriffshaftung kommt demnach nur bei einer Haftung nach anderen gesetzlichen Vorschriften 

(bzw bei persönlicher rechtsgeschäftlicher Verpflichtung) in Betracht, insb bei deliktischem 

Verhalten, Schutzgesetzverletzung nach § 1311 ABGB und rechtswidriger Verletzung absoluter 

Rechter Dritter.203 

 

 

                                                
199 Vgl Hargassner, Vereinsstatuten 8 f (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
200 Abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/609/start.aspx#statuten (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
201 Siehe dazu ausführlich etwa Hargassner, Haftungsrecht (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
202 OGH 1.2.2007, 9 Ob 147/06t = RdW 2007, 603 = HS 38.393 = HS 38.546. 
203 OGH 25.8.2005, 6 Ob 95/05x. 
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5.  Auflösung 

Als Auflösungsgründe kommen für Vereine die freiwillige Auflösung (zivilrechtliche Vereinbarung) 

nach § 28 VerG und die behördliche Auflösung (gegen Strafgesetz[e] wurde verstoßen; 

statutenmäßigen Wirkungskreis wird überschritten; Bedingungen eines rechtlichen Bestands wird 

nicht mehr entsprochen) nach § 29 VerG. 

 

Abbildung: Auflösungsgründe 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 152. 

 

Ein Verein kann sich nach § 28 VerG freiwillig durch zivilrechtliche Vereinbarung (Beurteilung 

der Rechtswirksamkeit obliegt ordentlichen Gerichten204) auflösen. Unter welchen Voraussetzungen 

sich ein bestimmter Verein selbst auflösen kann, bestimmen gem § 3 Abs 2 Z 11 iVm § 28 Abs 1 

VerG dessen Vereinsstatuten (siehe dazu bereits oben 3.a)(11)). Demnach darf der Verein auch das 

Vereinsvermögen (etwaige erzielte Gewinne) nicht einfach an die Mitglieder ausschütten, sondern 

muss dieses dem in den Vereinsstatuten genannten ideellen Vereinszweck (siehe dazu bereits oben 

1.a)) zuführen.205 Zu beachten gilt, dass nach der Rsp206 ein mit Schädigungsvorsatz gefasster 

Auflösungsbeschluss eines Vereins uU sittenwidrig sein und somit ersatzpflichtig machen kann. 

 

Nachdem ein Verein eine solche freiwillige Auflösung beschlossen hat, muss er dies der zuständigen 

Vereinsbehörde gem § 28 Abs 2 VerG binnen vier Wochen samt Auflösungsdatums und – sofern 

abzuwickelndes Vereinsvermögen vorhanden ist – Erfordernis der Abwicklung nach § 30 VerG 

angeben (auch bestellte:r Abwickler:in mit Vor- und Nachname, Geburtsdatum, Geburtsort, Zu- 

                                                
204 OGH 23.1.2008, 7 Ob 187/07m. 
205 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 5 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
206 OGH 10.7.1997, 2 Ob 569/95 = JBl 1998, 123. 
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stellanschrift und Vertretungsbefugnisbeginn ist anzuführen). Ein Muster207 einer solchen Mitteilung 

hat das Bundesministerium für Inneres bereitgestellt. Bei Vereinen mit Vermögen führt erst die 

Eintragung der Beendigung der Abwicklung im Vereinsregister iSd § 27 iVm § 16 Abs 1 Z 13 VerG 

zur Vollbeendigung des Vereins (Zeitpunkt des vollständigen Verlusts der Rechtsfähigkeit208). 

 

Abbildung: freiwillige Auflösung 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 152. 

 

Eine behördliche Auflösung erfolgt nach § 29 VerG dann, wenn ein Verein gegen Strafgesetze 

verstößt, den statutengemäßen Wirkungsbereich überschreitet oder allgemein den Bedingungen 

seines rechtlichen Bestands nicht mehr entspricht.209 

 

Abbildung: behördliche Auflösung 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 153. 

  

                                                
207 Abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/609/start.aspx#statuten (zuletzt abgerufen am 31.3.2025). 
208 VfGH 12.12.2016, E 580/2016. 
209 Vgl Hargassner, Vereinsgründung 5 (Stand 1.6.2024, Lexis Briefings in lexis360.at). 
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B.  Genossenschaft 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nach dem Genossenschaftsgesetz (GenG210) sind 

Personenvereinigungen von nicht geschlossener Mitgliederzahl, die der Förderung des Er- 

werbs oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder dienen (sog Förderungsauftrag). Sie können daher 

unternehmerisch flexibler tätig werden als Vereine (Hauptzweck eines ideellen Vereins darf nicht 

auf Gewinn gerichtet sein; siehe dazu bereits oben A.1.a)). In der Praxis treten unterschiedliche 

Arten von Genossenschaften wie etwa Kredit-, Einkaufs-, Verkaufs-, Konsum-, Verwertungs-, 

Nutzungs-, Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaften auf. Siehe zur Definition iSd GenG 

sogleich 1. 

 

Die Genossenschaft ist gem § 1 Abs 1 GenG eine juristische Person mit eigener Rechtsper- 

sönlichkeit. Organe der Genossenschaft sind iSd §§ 15 ff GenG der Vorstand und die General- 

versammlung. Siehe zu den Organen von Genossenschaften noch sogleich unten 3. 

 

Die Geschäftsführung und Vertretung der Genossenschaft nach außen erfolgt nach § 18 GenG 

durch den Vorstand. 

 

 

1.  Definition 

§ 1 Abs 1 GenG definiert Genossenschaften iSd GenG wie folgt: „Dieses Gesetz gilt für Personen- 

vereinigungen mit Rechtspersönlichkeit von nicht geschlossener Mitgliederzahl, die im 

wesentlichen der Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder dienen 

(Genossenschaften), wie211 für Kredit-, Einkauf-, Verkaufs-, Konsum-, Verwertungs-, Nutzungs, 

Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaften.“ 

 

Abbildung: Definition 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 144. 

 

 

                                                
210 Gesetz über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsgesetz – GenG), RGBl 1873/70 (StF) idF 
BGBl I 2024/133. 
211 Hervorhebung durch die Verfasserinnen. 
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Zusätzlich zum GenG ist – neben einigen weiteren Gesetzen – insb auch das Genossenschafts- 

revisionsgesetz (GenRevG212) und das Genossenschaftsinsolvenzgesetz (GenIG213) zu beachten. 

 

Abbildung: Rechtsquellen 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 144. 

 

Genossenschaften sind iSd GenRevG durch eine:n unabhängige:n und weisungsfreie:n Revisor:in 

mind in jedem zweiten Geschäftsjahr auf Rechtmäßigkeit, Ordnungsmäßigkeit und Zweckmäßigkeit 

ihrer Einrichtungen, ihrer Rechnungslegung und ihrer Geschäftsführung, insb auf die Erfüllung des 

Förderungsauftrags (siehe dazu bereits oben B.) und die Wirtschaftlichkeit, sowie auf Zweck- 

mäßigkeit, Stand und Entwicklung ihrer Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu prüfen. 

 
 
2.  Gründung 

Die Gründung von Genossenschaften wird in §§ 3 ff GenG geregelt. 

 

Abbildung: Gründung 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 144.  

                                                
212 Bundesgesetz über die Revision von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsrevisionsgesetz 
1997 – GenRevG 1997), BGBl I 1997/127 (StF) idF BGBl I 2024/133. 
213 Bundesgesetz über insolvenzrechtliche Sonderbestimmungen bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
(Genossenschaftsinsolvenzgesetz – GenIG), RGBl 1918/105 (StF) idF BGBl I 2024/133. 
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3.  Organe 

Die Genossenschaft ist gem § 1 Abs 1 GenG juristische Person mit eigener Rechtsper- 

sönlichkeit. Organe der Genossenschaft sind iSd §§ 15 ff GenG der Vorstand und die General- 

versammlung. Unter bestimmten Umständen ist auch ein Aufsichtsrat einzurichten. Genossen- 

schaften müssen durch eine:n unabhängige:n und weisungsfreie:n Revisor:in geprüft werden. 

 

Abbildung: Organe 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 145. 

 
 
4.  Rechnungslegung und Prüfung 

Die Rechnungslegung und Prüfung regelt § 22 GenG. 

 

Abbildung: Rechnungslegung und Prüfung 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 145.  
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5.  Rechte und Pflichten der Genossenschafter:innen 

Bei den Rechten von Genossenschafter:innen ist zwischen Herrschafts- und Vermögensrechten zu 

unterscheiden. Als Pflichten ist die Einlagenleistungspflicht und die „Deckungspflicht“ iSd GenIG zu 

nennen. 

 

Abbildung: Rechte und Pflichten der Genossenschafter:innen 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 146. 

 
 
6.  Haftung und Deckungspflicht 

Genossenschaften werden iSd § 2 GenG idR mit beschränkter Haftung ihrer Mitglieder errichtet. 

Die Mitglieder einer Genossenschaft haften nach § 2 GenG deren Gläubiger:innen gegenüber nicht 

für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft und sind im Fall des Konkurses oder der Liquidation 

der Genossenschaft verpflichtet, ausstehende Einlagen einzuzahlen und nach Maßgabe des § 76 

GenG Nachschüsse zu leisten (Nachschusspflicht beträgt mangels abweichender Regelung im 

Genossenschaftsvertrag für jeden Geschäftsanteil einen weiteren Betrag in der Höhe desselben), 

sofern dies zur Befriedigung der Gläubiger:innen erforderlich ist. 

 

Abbildung: Haftung und Deckungspflicht 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 147.  
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7.  Ende der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft von Genossenschaftsmitgliedern kann aus folgenden Gründen enden: 

 

Abbildung: Ende der Mitgliedschaft 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 146. 

 
 
8.  Auflösung 

Die Auflösung von Genossenschaften kann aus folgenden Gründen erfolgen: 

 

Abbildung: Auflösung 

Quelle: Miernicki/Weilinger, Unternehmensrecht grafisch dargestellt (2024) 148. 
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C.  Zusammenfassende Bewertung des Teils V. 

Der naturschutzfachliche Vorteil von Ausgleichsflächenpools liegt darin, dass sie die Möglichkeit 

eröffnen, Ausgleichsflächen iSe strategischen Flächenmanagements zusammenzufassen, zu 

konzeptualisieren und zu professionalisieren. Ziel ist es, den Ausgleichsbedarf unterschiedlicher 

Vorhaben in einem Naturraum unter größtmöglichem ökologischem Nutzen zu koordinieren. Viele 

eher kleine, räumlich voneinander getrennte und funktional isolierte Ausgleichsflächen sind 

ökologisch deutlich weniger werthaltig als Ausgleichsflächen in Form eines größeren verbundenen 

Lebensraums (Stichwort Kohärenz). 

 

(Potentielle) Projektant:innen profitieren von einem Ausgleichsflächenpool in Form der besseren 

(rechtlichen) Verfügbarkeit von geeigneten Ausgleichsflächen (ggf auch bereits im Vorfeld eines 

konkreten Ausgleichsbedarfs), kann sich doch die freihändige Flächenbeschaffung aus diversen 

Gründen oft schwierig und komplex gestalten. 

 

Die Analyse der Gesellschaftsformen hat gezeigt, dass für die Ausgleichsflächenorganisation in 

einer ersten Phase (dh also Pilotphase) die Rechtsform des Vereins iSd VerG am geeignetsten 

erscheint („Oö Ausgleichsflächen-Verein“), wobei diese Form bei Bewährung selbstverständlich 

auch in der Folge beibehalten werden kann. Nach Erfahrungssammlung mit den Anforderungen an 

das Ausgleichsflächenmanagement kann diese allenfalls in weiterer Zukunft auch in eine 

komplexere Gesellschaftsform transferiert werden. Ob dies zu empfehlen ist, kann vom derzeitigen 

Standpunkt aus noch nicht eingeschätzt werden. 

 

Der Gründungsvorgang eines Vereins iSd VerG erfolgt in drei Schritten: 1. Entschluss zur 

Gründung eines Vereins (Vereinsgründungsabsicht), 2. Errichtung des Vereins (mind zwei Per- 

sonen müssen die Vereinsgründung beschließen und sich über die Vereinsstatuten [auch Satzung 

genannt] einigen [sog „Gründungsvereinbarung“]) und 3. Entstehung des Vereins (positiver Ab- 

schluss des vereinsbehördlichen Verfahrens, Verein erwirbt eigene Rechtspersönlichkeit als 

juristische Person). 

 

Zu den Vereinsorganen gehören die Mitgliederversammlung (Organ zur gemeinsamen Willens- 

bildung der Vereinsmitglieder, also entscheidendes und damit höchstes Vereinsorgan), das 

Leitungsorgan (Organ zur Führung der Vereinsgeschäfte und zur Vertretung des Vereins nach 

außen, üblicherweise als Vorstand bezeichnet), mind zwei Rechnungsprüfer:innen und eine 

Schlichtungseinrichtung. 
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Als Mitglieder des Oö Ausgleichsflächen-Vereins kommen in erster Linie das Land Oö, die 

Projektant:innen und andere Stakeholder:innen in Betracht. Eine Betätigung des Landes Oö in Form 

der Teilnahme an einem Verein bedarf uE keiner gesetzlichen Grundlagen, sondern fällt in den 

Spielraum der Privatwirtschaftsverwaltung. 

 

Die Statuten (auch Satzung) des Vereins bilden – wie bei Gesellschaften der Gesellschafts- 

vertrag – die Grundlage dessen Organisation und Tätigkeit. Das VerG gibt selbst lediglich den 

Mindestinhalt vor, mit dem aber nicht das Auslangen gefunden werden kann. Eine entsprechende 

Ausgestaltung bzw Anpassung an die jeweiligen Erfordernisse des Oö Ausgleichsflächen-Vereins 

ist daher notwendig. 

 

Dort ist auch festzulegen, welche Aufgaben zu den Ausgleichsflächen der Oö Ausgleichsflächen-

Verein wie und auf welche Art und Weise übernimmt. Auch in dieser Hinsicht bedarf es daher 

einer näheren Ausgestaltung in der Satzung. 
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VI.  Zusammenfassung 

A.  Teil I.-IV. 

Der Projektauftrag der vorliegenden Studie konzentriert sich auf die Wahl der Rechtsform für die 

Organisation von Ausgleichsflächen. Damit zusammenhängende gewerberechtliche Fragen, die 

sich als Folge des Ankaufs oder der Vermittlung von Flächen ergeben, werden nicht behandelt. 

Sofern also im Folgenden für die Tätigkeit der Verwaltung der Liegenschaften durch die Gesellschaft 

eine gewerberechtliche Tätigkeit erforderlich sein sollte sowie sonstige Genehmigungen einzuholen 

sind, trifft die Studie dazu keinerlei Aussagen. Insb ist dies keine Besonderheit der jeweiligen 

Rechtsform, sondern richtet sich danach, ob die Tätigkeit der Gewerbeordnung oder anderen 

Berufsausübungsregelungen unterliegt. 

 

Auch steuerliche Fragen sind nicht Gegenstand der Studie. Die Frage, inwiefern der vorgeschlagene 

Verein als „gemeinnütziger“ Verein einer steuerlichen Begünstigung unterliegt, bedarf einer eigenen 

Bewertung. 

 

Die nachstehenden Empfehlungen der Autorinnen sind ausschließlich als Grundlage für die weitere 

Diskussion zu verstehen, wollen und können aber in keiner Weise die politische Willensbildung 

sowie den Diskurs der Stakeholder:innen abschließend determinieren. 

 

Die Vorgabe der Studie war, eine Lösung für die Organisation der Ausgleichsflächen zu finden, die 

nicht die Notwendigkeit in sich birgt, neue gesetzliche Grundlagen etablieren zu müssen. An dieser 

Vorgabe haben sich die Verfasserinnen der vorliegenden Studie orientiert. Bei Konsens über das 

vorgeschlagene Modell wäre es freilich möglich bzw sinnvoll, gesetzliche Adaptierungen in Bezug 

auf die Existenz einer solchen Gesellschaftsform iZm dem Ausgleichsflächenmanagement zu 

treffen. Insb könnte eine gesetzliche Grundlage begleitend die Pflichtenübernahme durch Dritte mit 

befreiender Wirkung zum Gegenstand haben. 

 

Die Analyse der Gesellschaftsformen hat ergeben, dass für die Organisation der Ausgleichsflächen 

in einer ersten Phase (dh also Pilotphase) die Rechtsform des Vereins iSd VerG am geeignetsten 

erscheint. Falls sich diese Form bewährt, kann sie selbstverständlich auch in der Folge beibehalten 

werden. Bei gesammelten Erfahrungen mit den Anforderungen an das Ausgleichsflächenmanage- 

ment kann diese allenfalls in weiterer Zukunft auch in eine komplexere Gesellschaftsform trans- 

feriert werden. Ob dies zu empfehlen ist, kann vom derzeitigen Standpunkt aus noch nicht einge- 

schätzt werden. 

 

Als Mitglieder des Vereins kommen in erster Linie das Land Oö, die Projektant:innen und andere 

Stakeholder:innen in Betracht. Eine Betätigung des Landes Oö in Form der Teilnahme an einem 
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Verein bedarf uE keiner gesetzlichen Grundlagen, sondern fällt in den Spielraum der Privatwirt- 

schaftsverwaltung: 

Das Land Oö ist einerseits selbst Projektant im Straßenbau und als solcher zur Leistung von 

Ausgleichsflächen verpflichtet. Andererseits steht es dem Land Oö – ebenso im Rahmen der 

Privatwirtschaftsverwaltung – zu, unter formell gleichberechtigten Teilnehmer:innen eine Organi- 

sation für Ausgleichsflächen zu schaffen, die es ermöglicht, Liegenschaften mit unterschiedlichen 

Gegebenheiten an Biodiversität in einem „Flächenpool“ zu sammeln. 

 

Die Idee der Notwendigkeit des Ausgleichs bei naturschutzrechtlich relevanten Eingriffen ist nicht 

neu. Die grundlegende Studie „Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft“ (siehe dazu bereits 

oben III.C.3.) hat schon 2016 ein einschlägiges Problembewusstsein geschaffen und mit der Novelle 

LGBl 2017/58 zur Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung ein Instrumentarium zur Berechnung von 

Eingriffs- und Ausgleichswerten festgelegt. Relativ neu ist aber die Idee der Flächenpools. Dahinter 

ist der Gedanke der Vorsorge maßgeblich, die ein:e Projektwerber:in zu treffen hat, um einen 

später erfolgenden Eingriff auszugleichen. Um den Unsicherheiten von zeitlichen und modalen 

Entwicklungen Rechnung zu tragen, ist die Aufwertung von potentiellen Ausgleichsflächen zu 

einem frühestmöglichen Zeitpunkt im Blick zu haben. 

 

Vorteil der Idee des Flächenpools ist es, dass zum einen die vorhandenen Ausgleichsflächen in 

gesammelter, transparenter Form für die Projektant:innen abrufbar sind und zum anderen dadurch 

gegenseitige Rechtsgeschäfte (insb Kauf- und Tauschverträge) über die im Pool vorhandenen 

Liegenschaften durch die Mitglieder abgeschlossen werden können. Die Anforderungen hinsichtlich 

der Biodiversität an den Ausgleich, die ein Projekt nach sich zieht, können von Projektant:innen im 

Vorfeld des Projekts nicht immer eingriffsgenau vorhergesehen werden. 

 

 

Die Tätigkeitsfelder des Vereins lassen sich mit drei voneinander unabhängigen Handlungs- 

feldern beschreiben. 

1. Akquise bzw Einbringung der Liegenschaft: 

Es bedarf der Akquise von Liegenschaften, die als mögliche Ausgleichflächen in Betracht kommen. 

In diesem Handlungsfeld handelt der Verein entweder im Namen und auf Rechnung eines 

bestimmten Auftraggebers (Projektant) oder im eigenen Namen, sofern finanzielle Mittel dafür zur 

Verfügung stehen. 

 

2. Aufwertung der Liegenschaft zur Ausgleichsfläche: 

Der Verein wählt die Möglichkeit aus, wie eine geeignete Fläche zur Ausgleichsfläche wird: Dies 

kann durch Beauftragung von Drittaufwertenden oder durch Verpachtung zur Pflege an 
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Landwirt:innen erfolgen. In erster Linie maßgeblich für die Frage, welche Erfordernisse iZm der 

Aufwertung einer Liegenschaft notwendig sind, sind die im Bescheid vorgegebenen Kriterien. 

 

Klar ist, dass in jedem Handlungsfeld eine Vollkostenabdeckung durch die Projektant:innen gegeben 

sein muss, sodass die Projektant:innen sowohl die konkret anfallenden Kosten der Akquise 

(Kaufpreis), der Aufwertung (Aufwertungskosten, Kosten der Beauftragung Dritter) oder der 

Verwaltung bereits aufgewerteter Liegenschaften (Verwaltungskosten) zu finanzieren haben. Dazu 

kommen die Overheads, die die Vereinstätigkeit nach sich ziehen. Diese Overheads sind durch den 

Mitgliedsbeitrag einzubringen. Die für die konkreten Liegenschaft anfallende Kostenart ist den 

jeweiligen durch Bescheid zum Ausgleich Verpflichteten anzulasten. 

 

Anders als in Deutschland kann das vorliegende Modell für die Verpflichteten lediglich eine Hilfe in 

der Abwicklung (Beschaffung, Aufwertung und Verwaltung) der Flächen bieten, es kommt aber zu 

keiner gänzlichen Pflichtenübernahme, wie dies qua § 16 dt BNSchG gesetzlich explizit vorgesehen 

ist. Die Pflichtenübernahme von öffentlich-rechtlichen Pflichten bedürfte jedenfalls einer 

gesetzlichen Grundlage, sollte dies politisch gewollt sein. Im vorgeschlagenen Modell kann die 

Satzung vorsehen, dass intern ein Pflichtenübernahme durch den Verein erfolgt. Sie entbindet qua 

Bescheid Verpflichtete aber nicht von ihren Pflichten gegenüber der Behörde. 

 

All die genannten Fragen müssen in der Satzung des „Oö Ausgleichsflächen-Vereins“ geregelt 

werden, da dieser die „Verfassung“ der juristischen Person ist und bei Streitfragen primär die 

Satzung und deren Auslegung maßgeblich ist. 

 

Die Formulierung einer Satzung ist nicht mehr vom Projektauftrag erfasst. Der Vorschlag einer 

solchen Satzung bedarf selbstverständlich der intensiven Rücksprache mit den möglichen 

Mitgliedern des Vereins (Projektant:innen, Stakeholder:innen). 

 

In einem Art „Vorpool“ gilt es jene Flächen zu sammeln, die als Ausgleichsflächen nach einer Zeit 

der Aufwertung zur Verfügung stehen. 

 

Befinden sich im „Vorpool“ Ausgleichsflächen unterschiedlicher bzw gleicher Eigentümer:innen, so 

kann der Oö Ausgleichsflächen-Verein mit der Verwaltung der Liegenschaften betraut werden bzw 

die Verwaltung aufgewerteter Flächen übertragen werden. Wiederum ist die Lösung der direkten 

bzw indirekten Stellvertretung für die jeweiligen Eigentümer:innen möglich. Ob das eine oder andere 

Modell schlagend wird, ist Teil der noch zu führenden Diskussion. Es kann auch iRd 

Geschäftsmodells die Wahlmöglichkeit belassen werden. Für die bloße Verwaltung der 
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Ausgleichsflächen wird den Vereinsmitgliedern ein Aufwandsersatz vorgeschrieben, der zu den 

laufenden Overheads, die durch die Mitgliedsbeiträge eingehoben werden (siehe oben), kommt. 

 

Ist die Fläche in Hinblick auf ein Gut bzw mehrere Güter der Biodiversität aufwertungsbereit, so 

nimmt der Verein im Einvernehmen mit dem:der Eigentümer:in die Fläche in das Tool nach der 

Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung als geeignete Liegenschaft auf. 

 

Nimmt ein Projekt von Infrastrukturbetreibenden bzw sonstigen Unternehmen konkrete Gestalt an, 

so steht dem Vereinsmitglied dessen eigene aufgewertete Fläche zur Verfügung. Ob ein 

Nichtvereinsmitglied Flächen aus dem Pool vom Verein ankaufen kann, hängt davon ab, ob man 

dem Verein die Möglichkeit überlässt, im eigenen Namen Liegenschaften anzukaufen und als 

Ausgleichflächen aufzuwerten. Auch dieses Geschäftsmodell wäre denkbar und quasi als 

„Eigenverwaltung“ (entsprechend der zu etablierenden Satzung) möglich. Der Vorteil der Pool-

Lösung in diesem Stadium liegt darin, dass im Verein die vorhandene Übersicht über die möglichen 

Flächenmöglichkeiten besteht, sodass angepasst an ein konkretes Projekt die entsprechende 

Fläche uU bereits im Pool ist. Besteht an der Ausgleichsfläche fremdes Eigentum, so bedarf es uU 

einer Eigentümer:inneneinwilligung zur Übertragung der Fläche bzw einer Verpachtungslösung. Die 

diesbezügliche Fläche ist allerdings dann als Ausgleichsfläche konsumiert, es sei denn, dass sie 

aufgrund ihrer Größe ein weiteres Projekt bedecken kann. Die diesbezüglichen Rechtsgeschäfte 

richten sich nach allgemeinen Regeln. Modalitäten und Vorgang des Abschlusses selbst sind in der 

Satzung des Vereins festzulegen. 

 

Die Existenz eines einschlägigen Vereins hat selbstverständlich keine Auswirkungen auf die 

Möglichkeiten der Projektant:innen, eigen Ausgleichsflächen zu besorgen bzw Projektflächen 

außerhalb des Pools als Ausgleichsflächen einzusetzen. 

 

3. Verwaltung der Liegenschaft als Ausgleichsfläche: 

Kommt es zur Festlegung einer konkreten Fläche als Ausgleichsfläche im Zuge eines konkreten 

Projektausgleichs, so wäre eine weitere Aufgabe des Vereins die Verwaltung der Liegenschaften. 

Es kommt lt Oö Ausgleichsmaßnahmenverordnung zur Aufnahme der Ausgleichsfläche in das 

Oö Naturschutzbuch. Jegliche absichtliche Verschlechterung ist nicht bloß zu vermeiden, sondern 

verboten. Dient eine Fläche dem Ausgleich als Natura-2000-Fläche, so ist das Ziel die Eingliederung 

der Fläche in das Natura 2000-Netz. 

 

Die dargelegte Ablaufbeschreibung zeigt, dass der Verein eine taugliche Möglichkeit ist, eine 

entsprechende Erleichterung für die Mitglieder zu schaffen. Der Verein gibt – wie im Anschluss 

dargelegt – die konkrete Organisationsstruktur vor. Welche Aufgaben wie und auf welche Art und 
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Weise der Verein übernimmt, legt die Satzung fest. Diesbezüglich bedarf es einer näheren 

Ausgestaltung in der Satzung. 

 

 

B.  Teil V. 

Der naturschutzfachliche Vorteil von Ausgleichsflächenpools liegt darin, dass sie die Möglichkeit 

eröffnen, Ausgleichsflächen iSe strategischen Flächenmanagements zusammenzufassen, zu 

konzeptualisieren und zu professionalisieren. Ziel ist es, den Ausgleichsbedarf unterschiedlicher 

Vorhaben in einem Naturraum unter größtmöglichem ökologischem Nutzen zu koordinieren. Viele 

eher kleine, räumlich voneinander getrennte und funktional isolierte Ausgleichsflächen sind 

ökologisch deutlich weniger werthaltig als Ausgleichsflächen in Form eines größeren verbundenen 

Lebensraums (Stichwort Kohärenz). 

 

(Potentielle) Projektant:innen profitieren von einem Ausgleichsflächenpool in Form der besseren 

(rechtlichen) Verfügbarkeit von geeigneten Ausgleichsflächen (ggf auch bereits im Vorfeld eines 

konkreten Ausgleichsbedarfs), kann sich doch die freihändige Flächenbeschaffung aus diversen 

Gründen oft schwierig und komplex gestalten. 

 

Die Analyse der Gesellschaftsformen hat gezeigt, dass für die Ausgleichsflächenorganisation in 

einer ersten Phase (dh also Pilotphase) die Rechtsform des Vereins iSd VerG am geeignetsten 

erscheint („Oö Ausgleichsflächen-Verein“), wobei diese Form bei Bewährung selbstverständlich 

auch in der Folge beibehalten werden kann. Nach Erfahrungssammlung mit den Anforderungen an 

das Ausgleichsflächenmanagement kann diese allenfalls in weiterer Zukunft auch in eine 

komplexere Gesellschaftsform transferiert werden. Ob dies zu empfehlen ist, kann vom derzeitigen 

Standpunkt aus noch nicht eingeschätzt werden. 

 

Der Gründungsvorgang eines Vereins iSd VerG erfolgt in drei Schritten: 1. Entschluss zur 

Gründung eines Vereins (Vereinsgründungsabsicht), 2. Errichtung des Vereins (mind zwei Per- 

sonen müssen die Vereinsgründung beschließen und sich über die Vereinsstatuten [auch Satzung 

genannt] einigen [sog „Gründungsvereinbarung“]) und 3. Entstehung des Vereins (positiver Ab- 

schluss des vereinsbehördlichen Verfahrens, Verein erwirbt eigene Rechtspersönlichkeit als 

juristische Person). 

 

Zu den Vereinsorganen gehören die Mitgliederversammlung (Organ zur gemeinsamen Willens- 

bildung der Vereinsmitglieder, also entscheidendes und damit höchstes Vereinsorgan), das 

Leitungsorgan (Organ zur Führung der Vereinsgeschäfte und zur Vertretung des Vereins nach 
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außen, üblicherweise als Vorstand bezeichnet), mind zwei Rechnungsprüfer:innen und eine 

Schlichtungseinrichtung. 

 

Als Mitglieder des Oö Ausgleichsflächen-Vereins kommen in erster Linie das Land Oö, die 

Projektant:innen und andere Stakeholder:innen in Betracht. Eine Betätigung des Landes Oö in Form 

der Teilnahme an einem Verein bedarf uE keiner gesetzlichen Grundlagen, sondern fällt in den 

Spielraum der Privatwirtschaftsverwaltung. 

 

Die Statuten (auch Satzung) des Vereins bilden – wie bei Gesellschaften der Gesellschafts- 

vertrag – die Grundlage dessen Organisation und Tätigkeit. Das VerG gibt selbst lediglich den 

Mindestinhalt vor, mit dem aber nicht das Auslangen gefunden werden kann. Eine entsprechende 

Ausgestaltung bzw Anpassung an die jeweiligen Erfordernisse des Oö Ausgleichsflächen-Vereins 

ist daher notwendig. 

 

Dort ist auch festzulegen, welche Aufgaben zu den Ausgleichsflächen der Oö Ausgleichsflächen-

Verein wie und auf welche Art und Weise übernimmt. Auch in dieser Hinsicht bedarf es daher 

einer näheren Ausgestaltung in der Satzung. 

 

 

 


